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A. Bericht des Abgeordneten Peters: 


Allgemeines 

Der Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen hat 
den Entwurf eines Tabaksteuergesetzes — Druck- 
sache Nr. 3861 — eingehend beraten. Nach einer 
Generaldebatte hat er Vertreter aller Sparten der 
Tabakwirtschaft gehört, um sich auch unmittelbar 
ein Bild von den Verhältnissen dieses Wirtschafts- 
zweiges zu verschaffen. 

Der Ausschuß kam zu dem Entschluß, an dem 
bisherigen System der Tabakbesteuerung festzu- 
halten. Er billigte im Grundsatz auch das mit dem 
Entwurf verfolgte Ziel, machte sich dabei aber die 
Vorschläge des Bundesrates zu eigen, soweit sie 
den Steuersatz für Zigarren, die Preise und Steuer- 
sätze für Feinschnitt mit Beimischung von Inlands- 
tabak, die Steuersätze für Pfeifentabak und die 
Beibehaltung der Steuerläger betreffen. 

Der Ausschuß entschloß sich für eine Senkung 
der Tabaksteuer für Zigairen auf 23 v. H..Er vertrat 
zwar grundsätzlich die Ansicht, daß mit Verbrauch- 
steuern nicht Lohnpolitik getrieben werden sollte, 
befand sich aber bei der Zigarrenindustrie in einer 
Zwangslage. Seine Entscheidung mußte sich in je- 
dem Falle lohnpolitisch auswirken. Die Löhne der 
Zigarrenarbeiter liegen weit unter dem Durch- 
schnitt und müssen, wie von allen Seiten anerkannt 
wird, aufgebessert werden. Würde der Ausschuß 
dem Vorschlag der Regierung gefolgt sein, wäre 
eine Aufbesserung der Löhne der Zigarrenarbeiter 
im wesentlichen verhindert worden. Nach seiner 
Auffassung würden damit die Zigarrenarbeiter da- 
für bestraft werden, daß sie sich im Interesse der 
Aufrechterhaltung der Betriebe bisher mit gerin- 


gen Löhnen begnügt und nicht durch gewerkschaft- 
liche Maßnahmen eine Lohnerhöhung erzwungen 
haben. Das hielt der Ausschuß nicht für tragbar. 

Beim Feinschnitt mit Beimischung von Inlands- 
tabak schloß sich der Ausschuß den Vorschlägen 
des Bundesrates an. Er war der Ansicht, daß na- 
mentlich beim Feinschnitt mit Beimischung von 
Inlandstabak die Preisrelation zu den anderen Ta- 
bakerzeugnissen im erheblichen Umfange berück- 
sichtigt werden müsse. 

Auch beim Pfeifentabak trat der Ausschuß den 
Vorschlägen des Bundesrates bei, denen im übrigen 
auch die Regierung zugestimmt hat. 

Außerdem glaubte der Ausschuß, sich für die 
Aufrechterhaltung der Steuerläger aussprechen zu 
sollen. Zigarren werden an den Verbraucher ab- 
gelagert geliefert, während Zigaretten und Rauch- 
tabak in der Regel frisch an den Verbraucher ab- 
gegeben werden. Die Lagerung der Zigarren er- 
fordert somit einen zusätzlichen Kapitalaufwand. 
Mit Rücksicht auf die knappe Kapitaldecke der Zi- 
garrenindustrie und des Handels hielt der Aus- 
schuß die Beibehaltung der Steuerläger für erfor- 
derlich. Andererseits wurde anerkannt, daß die 
Vielzahl kleiner und kleinster Läger und der da- 
durch entstehende Verkehr mit unversteuerten 
Zigarren einen nicht tragbaren Verwaltungsauf- 
wand verursachen. Der Ausschuß war der Ansicht, 
durch Festsetzung einer Mindestgebühr und eines 
Verwaltungskostenbeitrags die bestehenden Miß- 
stände beseitigen zu können. 

In der Generalaussprache wurden der Umfang 
des Gesetzes und die Vielzahl der Ermächtigungen 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein* Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30 
und Wiesbaden, Nletzsdiestraße 1 



beanstandet. Das Tabaksteuergesetz ist umfang- 
reicher als viele andere Steuergesetze, insbesondere 
auch die meisten Verbrauchsteuergesetze. Die Viel- 
zahl der Vorschriften erklärt sich aber durch fol- 
gende vier Tatsachen: 

1. Die Tabakbesteuerung umfaßt mehrere Ver- 
brauchsteuern, nämlich die eigentliche Tabak- 
steuer und die Tabakersatzsteuer, außerdem die 
besondere Art der Tabaksteuer, den Tabaksteuer- 
ausgleich. 

2. Die Tabakbesteuerung berührt die verschieden- 
sten Zweige der Tabakwirtschaft. Das Tabak- 
steuersystem bedingt eine lückenlose steuerliche 
Überwachung vom Rohtabak bis zum fertigen 
Erzeugnis. Infolgedessen muß das Tabaksteuer- 
gesetz Vorschriften über den Anbau von Tabak, 
den Rohtabakhandel, die Herstellung der ver- 
schiedenen Tabakwaren, wie Zigarren, Ziga- 
retten, Rauchtabak, Kautabak, Schnupftabak und 
Zigarettenpapier enthalten und endlich den Ta- 
bakwarenhandel regeln, soweit dies aus steuer- 
lichen Gründen erforderlich ist. Dabei ist noch 
hervorzuheben, daß die einzelnen Sparten der 
Tabakindustrie in ihrer Struktur^ ganz unter- 
schiedlich gelagert sind. 

3. Die Tabakwaren werden auf ganz verschiedene 
Weise hergestellt und müssen beim Absatz ver- 
schieden behandelt werden, wie bereits bei den 
Steuerlägern erwähnt worden ist. Auch dieser 
Umstand zwingt dazu, eine Reihe von Vorschrif- 
ten in das Gesetz aufzunehmen. 

4. Das Tabaksteuergesetz ist erheblich erweitert 
worden, weil zahlreiche Vorschriften aus den 
Durchführungsbestimmungen in das Gesetz über- 
nommen worden sind. Die Durchführungsbestim- 
mungen waren zu einem Teil auf Grund der 
Ermächtigung des § 12 der Reichsabgabenord- 
nung in Ergänzung des Gesetzes erlassen worden. 
Durch Artikel 80 des Grundgesetzes ist diese 
Möglichkeit weggefallen. Der Ausschuß über- 
zeugte sich davon, daß nach dem Vorschlag der 
Regierung die ergänzenden Vorschriften in das 
Gesetz zu übernehmen waren. 

Trotz der Vielzahl der Vorschriften und der 
Fülle der Überwachungsmaßnahmen ist darauf 
hinzuweisen, daß der Verwaltungskostensatz, der 
sich bei der Durchführung der Tabakbesteuerung 
nach dem bisherigen System ergibt, außerordent- 
lich günstig ist. 

Aus der Mannigfaltigkeit der erforderlichen Re- 
gelungen erklärt sich auch die große Zahl der Er- 
mächtigungen. Es handelt sich dabei im wesent- 
lichen um drei Gruppen von Ermächtigungen, 
nämlich 

1. um solche, die es dem Bundesminister der Fi- 
nanzen ermöglichen sollen, der Entwicklung von 
Wirtschaft und Verkehr sowie den jeweiligen 
Marktverhältnissen Rechnung zu tragen, 

2. um Ermächtigungen, die aus Gründen der 
Steueraufsicht erforderlich sind. 


3. um Ermächtigungen, die die Regelung von Ver- 
fahren dem Bundesminister der Finanzen über- 
lassen. 

Der Ausschuß hat alle im Entwurf enthaltenen 
Ermächtigungen eingehend geprüft und sich bei 
allen beibehaltenen Ermächtigungen davon über- 
zeugt, daß sie notwendig sind. Er hat sie zum Teil 
konkretisiert. Er ist auch der Auffassung der Re- 
gierung beigetreten, daß Verfahrensregelungen das 
Gesetz völlig unübersichtlich machen würden und 
deshalb zweckmäßig in die Durchführungsvor- 
schriften gehören. 

Ein besonderes Beispiel für die Notwendigkeit 
von Ermächtigungen ist § 3 Abs. 3. Danach kann 
der Bundesminister der Finanzen in Zweifelsfällen 
bestimmen, in welcher Abteilung des Absatzes 1 
des § 3 ein Tabakerzeugnis zu versteuern ist. Ohne 
diese Ermächtigung könnte das Tabaksteuerauf- 
kommen stark beeinträchtigt werden, wenn ein 
neuartiges Tabakerzeugnis auf den Markt kommt, 
für das ein Steuersatz in § 3 nicht vorgesehen ist, 
und erst der Weg der Gesetzgebung beschritten 
werden müßte. 

Der Ausschuß beschäftigte sich grundsätzlich 
auch mit der Frage, ob Steuererleichterungen, die 
ihrem Wesen nach eine wirtschaftliche Stützung 
der kleineren Betriebe darstellen, in einem Ver- 
brauchsteuergesetz geregelt werden können. Im 
Hinblick auf die traditionelle Vergünstigung für 
Kleinbetriebe, die beispielsweise auch im Bier- 
steuergesetz in Form einer Staffelsteuer gewährt 
wird, entschloß sich der Ausschuß für die Bei- 
behaltung der Steuererleichterung. 

Eingehend befaßte sich der Ausschuß mit dem 
allgemeinen Vollstreckungsaufschub, der der 
Industrie seit dem 31. Oktober 1951 gewährt wor- 
den ist. Wie die Aussprache ergab, hat sich der 
Bundesfinanzminister 1951 in einer Zwangslage 
befunden. Die Prüfungen seiner Betriebsprüfer 
hatten ergeben, daß ein sehr großer Teil der 
Industrie schon mit Verlust oder ohne ausreichen- 
den Gewinn arbeitete und daß eine Zusammen- 
ballung der Industrie auf einige Großbetriebe die 
unvermeidliche Folge sei, wenn nicht auf irgend- 
eine Weise Abhilfe geschaffen würde. Es wurde 
versucht, zunächst in einzelnen Fällen durch Ge- 
währung von Vollstreckungsaufschub zu helfen. 
Aber diese Maßnahme hätte nach kurzer Zeit zu 
einer völligen Verschiebung der Wettbewerbsver- 
hältnisse in der gesamten Tabakindustrie führen 
müssen. Da aus politischen Gründen ein Gesetz zur 
Senkung der Tabaksteuer damals noch nicht ein- 
gebracht werden konnte, blieb nur der Weg übrig, 
einen allgemeinen Vollstreckungsaufschub zu ge- 
währen. Der Bundesfinanzminister hat den Bundes- 
tag im März 1952 von seiner Maßnahme unterrich- 
tet und erklärt, daß eine Neuregelung der Tabak- 
besteuerung nicht zu vermeiden sei. Der Ausschuß 
gelangte zu der Ansicht, daß abweichend von dem 
Vorschlag des Bundesrates nur eine schematische 
Regelung, wie sie der Regierungsentwurf vorsieht, 
für die Abzahlung der aufgeschobenen Beträge 
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möglich ist, um eine übermäßige Verwaltungs- 
arbeit zu vermeiden und von vornherein klare Ver- 
hältnisse zu schaffen. Die abzuzahlenden Beträge 
wurden nach der Größenordnung der Betriebe ge- 
staffelt, so daß wirtschaftlich stärkere Betriebe 
mehr abzahlen müssen als wirtschaftlich 
schwächere. Der Ausschuß berücksichtigte dabei, 
daß das Tabaksteuergesetz später, als beim Ein- 
bringen des Entwurfs angenommen werden durfte, 
in Kraft tritt und deshalb der Zeitraum, für den 
Vollstreckungsaufschub gewährt wird, sich ver- 
größert. Der Vorschlag des Ausschusses tragt 
außerdem dem Umstand Rechnung, daß die Groß- 
betriebe der Zigarettenindustrie und der Fein- 
schnittindustrie in letzter Zeit ihren Umsatz zu 
steigern vermochten, während die Mittel- und 
Kleinbetriebe ihren Umsatz kaum halten konnten 
oder z. T. eingebüßt haben. Die Großbetriebe dieser 
Industriesparten sollen deshalb bis zu 85 v. H. der 
aufgeschobenen Beträge abzahlen, die kleinen Be- 
triebe dagegen allgemein von jeder Abzahlung 
befreit bleiben. Die Regelung bedeutet, daß ins- 
gesamt rund 125 Millionen DM abgezahlt werden 
müssen statt 50 bis 60 Millionen DM, wie der Re- 
gierungsentwurf vorsah. Für die Abzahlung erach- 
tete der Ausschuß eine Frist von fünf Jahren als 
angemessen, um die Industrie vor Liquiditäts- 
schwierigkeiten zu bewahren. Er hielt eine längere 
Frist auch für zweckmäßiger als eine kürzere, weil 
bei einer kürzeren Frist eine allgemeine, aber 
unerwünschte Härteklausel nicht zu vermeiden 
gewesen wäre. 

Schließlich entschloß sich der Ausschuß, alle 
Tabaksteuerbeträge, die zufolge des allgemeinen 
Vollstreckungsaufschubs nach dem 31. März 1953 
aufgeschoben und angeschrieben werden, in vollem 
Umfange zu erlassen, weil nach seiner Ansicht die 
vorgeschlagene Regelung im allgemeinen das Maß 
dessen darstellt, was die Betriebe abzahlen kön- 
nen. Sollten sich bei dieser Regelung in einzelnen 
Fällen Gewinne ergeben, werden sie durch die 
Einkommensteuer oder Körperschaftsteuer erfaßt. 

B. Im einzelnen 

Zu § 3 

Wie bereits in der allgemeinen Begründung aus- 
geführt, schloß sich der Ausschuß den Vorschlägen 
des Bundesrates auf Herabsetzung der Tabaksteuer 
für Zigarren um weitere 2 v. H. des Kleinverkaufs- 
preises an, er änderte aber den vom Bundesrat 
vorgeschlagenen Steuerbetrag für die Steuerklasse 
von 27 Pf das Stück, der offenbar falsch berechnet 
war, von 67,50 DM auf 62,10 DM für 1000 Stück. 

Bei der Zigarette hielt der Ausschuß für die 
Zigarette mit Beimischung von mindestens 50 v. H. 
Inlandstabak einen Steuerbetrag von 39,50 DM für 
1000 Stück und bei der Zigarette in der vorgeschal- 
teten Steuerklasse einen Steuerbetrag von 41,50 DM 
für angemessen. Bei der Zigarette mit Beimischung 
von Inlandstabak war der Ausschuß der Auf- 
fassung, daß auch bei einem Steuerbetrag von 


39,50 DM die Kosten für den Mehraufwand an 
Tabak ausgeglichen würden, er hielt jedoch bei der 
Zigarette in der vorgeschalteten Steuerklasse 
unter Berücksichtigung des etwas geringeren Ta- 
bakverbrauchs eine Herabsetzung des Steuer- 
betrages um 0,50 DM für erforderlich, um den Her- 
stellern etwa den gleichen Erlös wie bei der Ziga- 
rette zu 8 Vs Pf zu gewähren. 

Auch beim Feinschnitt mit mindestens 50 v. H. 
Inlandstabak schloß sich der Ausschuß den Vor- 
schlägen des Bundesrates an. Damit wird der Preis 
für die vorgeschaltete Steuerklasse nicht, wie von 
der Regierung vorgeschlagen, 26, — DM, sondern 
24, — DM für ein Kilogramm betrag'en und die 
unterste allgemeine Steuerklasse auf 27,- DM für 
ein Kilogramm festgesetzt. Gleichzeitig wird im 
wesentlichen die progressive Staffelung der Steuer- 
beträge der Regierungsvorlage beseitigt, die da- 
durch entstanden war, daß in der Regierungsvor- 
lage die Wiederherstellung der Belastungsrelation 
im Vordergrund gestanden hatte. 

Beim Kau-Feinschnitt wurde eine weitere Steuer- 
klasse von 32, — DM das Kilogramm mit einem 
Steuerbetrag von 5,60 DM eingefügt, um den Ab- 
satz von Kau-Feinschnitt gegenüber dem Kautabak 
nicht zu benachteiligen. Bei anderem Feinschnitt 
schloß sich der Ausschuß den Vorschlägen des Re- 
gierungsentwurfs an. 

Beim Pfeifentabak und Strarigtabak trat der 
Ausschuß den Vorschlägen des Bundesrates, denen 
auch die Bundesregierung zugestimmt hatte, bei. 
Er hielt es aber für zweckmäßig, für Rippentabak 
wie bisher zwei Steuerklassen vorzusehen, und ent- 
schloß sich, noch eine Steuerklasse von 7,50 DM 
das Kilogramm einzufügen. Für beide Steuerklas- 
sen des Rippentabaks setzte er entsprechend dem 
Steuerbetrag für Pfeifentabak mit mindestens 
50 v.H. Tabakrippen die Steuerbeträge auf 1,25 DM 
und 1,90 DM fest. 

Beim Kautabak wurde der Steuerbetrag in der 
dritten Steuerklasse von 26 DM auf 25,20 DM das 
Kilogramm ermäßigt und entsprechend der Steuer- 
betrag in den weiteren Steuerklassen festgesetzt, 
um die Progression zu beseitigen. 

Beim Schnupftabak wurden lediglich die Steuer- 
klassen neu aufgegliedert. 

Der Ausschuß beschloß, einen neuen Absatz 2 
einzufügen. Er enthält eine Ermächtigung für den 
Bundesminister der Finanzen, zum Ausgleich des 
unterschiedlichen Lohnaufwandes 

zwischen Stumpen und anderen Zigarren und 

zwischen handgefertigten und ganz oder teilweise 
maschinell hergestellten Zigarren 

die Steuersätze für Stumpen und andere als hand- 
gefertigte Zigarren um höchstens 15 v. H. zu erhö- 
hen. Die Steuerbeträge für Zigarren sind mit 
Rücksicht auf den Lohnaufwand durch Handanferti- 
gung besonders niedrig festgelegt worden. Es wäre 
nicht gerechtfertigt, für Erzeugnisse, die diesen 
Lohnaufwand nicht haben, die niedrigen Steuer- 
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betrage zu belassen, wenn nicht die Industrie selbst 
die Ersparnisse zugunsten ihrer Sozialeinrichtung 
abschöpft. Schon jetzt feste Steuerbeträge festzu- 
legen, war nicht möglich, weil die Höhe der Lohn- 
ersparnisse erst noch festgestellt werden muß. 

Zu § 4 Absatz 3 

Nach Erörterung der Anträge des Verbandes der 
Rauch-, Kau- und Schnupftabakhersteller und des 
Verbandes der mittelständischen Rauchtabakindu- 
strie ist der Ausschuß zu der Auffassung gekom- 
men, daß die im Regierungsentwurf vorgesehene 
Höchstmenge an Feinschnitt, die in der vorgeschal- 
teten Steuerklasse monatlich versteuert werden 
darf, im Interesse der Gesamtheit der Rauchtabak- 
industrie richtig ist. Jede Ausweitung der Höchst- 
menge würde zu einem sehr erheblichen Eingriff 
in die Absatzlage führen und für eine Gruppe der 
Hersteller von erheblichem Nachteil sein. Die Be- 
rufung auf den Umfang der Mengen, die bei der 
Zigarette in der vorgeschalteten Steuerklasse 
monatlich versteuert werden dürfen, schlägt nicht 
durch, weil der mögliche Anteil dieser Zigaretten 
die Gesamtabsatzlage bei der erwarteten Umsatz- 
steigerung nicht wesentlich beeinflußt. Der Aus- 
schuß beschloß deshalb, der Regierungsvorlage zu- 
zustimmen, sie jedoch dahin abzuändern, daß als 
Vergleichszeit nicht der Zeitraum „Juli 1950 bis 
Juni 1951“, sondern das Rechnungsjahr 1950 gelten 
soll und daß die Hersteller dieselbe Menge Fein- 
schnitt versteuern dürfen, die sie in der Ver- 
gleichszeit im Monatsdurchschnitt versteuert haben. 

Zu § 4 Absätze 4 und 5 

Außerdem beschloß der Ausschuß, § 4 um die 
Absätze 4 und 5 zu erweitern. Absatz 4 soll sicher- 
stellen, daß Hersteller, die mehrere Betriebe haben, 
nur einmal in den Genuß der Vergünstigung kom- 
men. Absatz 5 soll dem Schutz der vornehmlich 
in Nordwest-Deutschland ansässigen kleinen und 
mittleren Hersteller von Kau-Feinschnitt dienen. 
Die Vorschrift war auch im bisherigen Tabaksteuer- 
recht enthalten. Der Ausschuß konnte sich jedoch 
aus grundsätzlichen Erwägungen nicht entschließen, 
eine Härteklausel vorzusehen, wie die Industrie 
sie beantragt hatte. 

Zu § 6 Absatz 2 Ziffer 2 

Hierzu wurde eine Änderung beschlossen, die 
nach dem Aufbau des Gesetzes zweckmäßig er- 
schien. 

Zu § 6 Absatz 3 

Gegen das Verbot wurden verfassungsrechtliche 
Bedenken geltend gemacht, weil die Wettbewerbs- 
freiheit eingeschränkt würde. Wenn auch die recht- 
lichen Bedenken ausgeräumt wurden, weil es sich 
bei der Regelung für Feinschnitt mit Beimischung 
von Inlandstabak um eine steuerliche Vergünsti- 
gung handelt, so entschloß sich der Ausschuß doch. 


auch für diesen Feinschnitt die Werbefreiheit un- 
beschränkt zuzulassen, und hat deshalb Absatz 3 
der Regierungsvorlage gestrichen. 

Zu § 18 

In der ersten Beratung beschloß der Ausschuß 
eine Senkung der Steuer auf 1, — DM für 1000 Zi- 
garettenhüllen. Die Gründe dafür waren, einmal 
den Schmuggel mit Zigarettenpapier, der auf meh- 
rere Milliarden ~ einmal sogar auf etwa 5 Milliar- 
den — Hüllen im Jahr bei einer Inlandsproduktion 
von rund 6 Milliarden geschätzt wird, wirkungsvoll 
zu bekämpfen, zum anderen eine Preissenkung aus 
sozialen Gründen herbeizuführen. In der zweiten 
Beratung beschloß jedoch der Ausschuß die Bei- 
behaltung des Steuersatzes der Regierungsvorlage. 
Maßgebend dafür waren folgende Gründe: 

1. Der hohe Steuerausfall, der bei einer Senkung 
des Steuersatzes von 4,80 DM auf 1 DM eintreten 
würde, selbst wenn die Mengen des geschmuggel- 
ten Zigarettenpapieres dem legalen Absatz im 
vollen Umfang Zuwachsen würden; 

2. Die außerordentliche Steigerung des Kopf- 
verbrauchs an Zigarettenhüllen gegenüber der 
Vorkriegszeit um rund 90 v. H.; 

3. Der Umstand, daß bereits für Feinschnitt mit 
Beimischung von Inlandstabak eine Verbilligung 
vorgesehen ist und die Senkung des Steuersatzes 
für Zigarettenpapier eine weitere Verbilligung 
der handgefertigten Zigarette bedeutet hätte. 

Zu § 24 Absatz 4 

Der Ausschuß war der Auffassung, daß auch Ge- 
werbetreibende, die sich mit der gewerbsmäßigen 
Abgabe anderer Waren als Tabakwaren befassen, 
aber Tabakwaren im Rahmen ihres Betriebes an 
Verbraucher entgeltlich abgeben, als Kleinhändler 
gelten sollten, selbst wenn die Abgabe der Tabak- 
waren nicht auf Erzielung eines Gewinnes gerichtet 
ist. Dadurch soll erreicht werden, daß auch diese 
Betriebe steuerlich überwacht werden können. 

Der Satz 2 des Absatzes 4 ist entsprechend neu 
gefaßt worden. 

Zu § 24 Absatz 5 

Hierzu beschloß der Ausschuß, mit Rücksicht auf 
den Sprachgebrauch in der Gesetzgebung für Auto- 
maten und Ladenschlußzeiten das Wort „Betriebs- 
stätte“ durch die Worte „offene Verkaufsstelle“ zu 
ersetzen. 

Zu § 24 Absatz 6 

Der Absatz 6, der sich mit dem ambulanten Han- 
del usw. befaßt, ist den gewerberechtlichen Vor- 
schriften angepaßt worden. Außerdem ist durch 
Ergänzung des Absatzes klargestellt worden, daß 
die Genehmigung zu diesem Handel nur versagt 
werden darf, wenn die steuerliche Überwachung 
wirksam nicht durchgeführt werden kann. 
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Zu § 28 

Entgegen dem Vorschlag des Bundesrates war der 
Ausschuß der Auffassung, daß als Rabatt im Sinne 
dieser Vorschrift auch Rückvergütungen aller Art 
angesehen werden müssen, die auf der Grundlage 
des Umsatzes gewährt werden, nicht hingegen 
Rückvergütungen, die auf der Grundlage von Ge- 
schäftsanteilen gegeben werden. Damit sollen für 
alle Betriebe, die mit Tabakwaren handeln, gleiche 
Wettbewerbsverhältnisse geschaffen werden. 
Außerdem hielt es der Ausschuß für zweckmäßig, 
klarzustellen, daß unter das Rabattverbot auch 
Gutscheine (Wertscheine) für Gegenstände mit 
eigenem Verkehrs wert fallen, um Mißstände, wie 
sie im Tabakgewerbe aufgetreten sind, von vorn- 
herein zu verhindern. Der Ausschuß beschloß eine 
entsprechende Neufassung des Paragraphen. 


Zu § 34 a 

Wie bereits ausgeführt, war der Ausschuß ent- 
sprechend dem Vorschlag des Bundesrates einmütig 
der Auffassung, daß die Tabaksteuerläger für 
Zigarren beibehalten werden sollten. Er hielt je- 
doch eine Verwaltungskostenentschädigung von 
2 V. H., mindestens aber von 50 DM monatlich, 
vor allem mit Rücksicht auf den Landgroßhandcl, 
der seine Funktion zwangsläufig ausüben muß, für 
zu hoch. Der Ausschuß erachtete eine Entschädi- 
gung von V 2 V. H., mindestens aber von 25 DM 
monatlich, als angemessen. Er war der Auffassung, 
daß eine Entschädigung in dieser Höhe einerseits 
geeignet sei, kleine Läger, die keine Existenz- 
berechtigung haben, verschwinden zu lassen, an- 
dererseits aber keine unangemessene Belastung 
der Lagerinhaber mit Verwaltungsgebühren be- 
deute. Der Ausschuß beschloß eine entsprechende 
Änderung des Absatzes 3. Außerdem wurden die 
Absätze 1 und 3 redaktionell geändert. 


Zu § 45 

Die Überschrift zu § 45 und der Satz 1 dieses 
Paragraphen wurden nur sprachlich geändert. 


Zu Abschnitt II 

Der Ausschuß hielt es für zweckmäßig, die in 
§ 60 zusammengefaßten Vorschriften aufzuteilen 
und sie in die §§ 53 ff. einzufügen, um einen 
organischen Aufbau dieses Abschnitts in der 
Reihenfolge vom Anbau bis zur Ernte des Tabaks 
herbeizuführen. 

Die sonstigen Änderungen der §§ 53, 54, 55 und 
des § 60 Abs. 4 (neu) sollen der Klarstellung dienen. 

Die Ergänzung der Überschrift zu § 60 ergab 
sich infolge der Zerlegung der Vorschriften dieses 
Paragraphen. 


Zu § 62 Absatz 1 

Die hier enthaltenen Steuersätze mußten auf 
Grund der vom Ausschuß beschlossenen Änderun- 
gen von § 3 neu berechnet werden. Die vom Aus- 
schuß festgesetzten Beträge sind beim Inlandstabak 
nach dem Verhältnis, in dem der Rohtabak in den 
einzelnen Industriesparten üblicherweise verwandt 
wird, und beim Auslandstabak nach dem Durch- 
schnitt des möglichen Steueraufkommens aus den 
herstellbaren Erzeugnissen berechnet worden. 

Zu § 67 

§ 67 ist der besseren Übersichtlichkeit wegen in 
zwei Absätze zerlegt und seine Überschrift er- 
gänzt worden. 

Zu § 69 

Der Ausschuß schloß sich dem Vorschlag des 
Bundesrates an. 

Zu § 70 

In § 70 sind die Steuersätze auf Grund der be- 
schlossenen Änderungen von § 3 anderweit auf 
1,25 DM je kg, mindestens aber auf 6 DM fest- 
gesetzt worden. 

Zu § 71 und 71 a 

Der Ausschuß erachtete es aus Gesundheitsrück- 
sichten für zweckdienlich, zuzulassen, daß der 
Kleinpflanzer seinen selbstgeernteten Tabak bei 
einem angemeldeten Tabakwarenhersteller wie 
bisher im Lohn zu Rauchtabak verarbeiten lassen 
kann. Es wurde deshalb ein entsprechender 
§ 71 a eingefügt und § 71 ergänzt. 

Zu § 74 

§ 74 und seine Überschrift sind neu gefaßt wor- 
den, weil sich in Süddeutschland auch Rohtabak- 
händler mit der Zurichtung von Zigarreneinlage 
befassen. 

Zu § 76 

§ 76 ist dahin ergänzt worden, daß auch Roh- 
tabakproben, die zur Prüfung der Brennfähigkeit 
in Rohtabakhandelsbetrieben, Tabakniederlagen 
und Tabaklägern entnommen werden, von der 
Tabaksteuer befreit sind. Im übrigen ist der 
Paragraph dem Aufbau des Gesetzes angepaßt 
worden. 

Zu §§ 77 und 78 

Mit Rücksicht auf die beschlossene Beibehaltung 
der Steuerläger für Zigarren stimmte der Aus- 
schuß der vom Bundesrat vorgeschlagenen Fassung 
des § 77 zu. Aus dem gleichen Grunde wurde die 
Streichung des § 78 beschlossen. 
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Zu § 80 

In Absatz 1 ist Satz 2 geändert worden, damit 
kleinere Hersteller von Zigarettenhüllen auch 
dann die Steuererleichterung erhalten, wenn sie 
den Zigarettenhüllen ähnliche Papierwaren her- 
stellen. 

Zu §§ 82 bis 84 

Die Steuerwertbeträge sind bei der Zigarre, 
dem Feinschnitt und dem Pfeifentabak entspre- 
chend den Beschlüssen des Ausschusses zu § 3 neu 
berechnet worden, wobei die errechneten Beträge 
auf- oder abgerundet worden sind. Außerdem sind 
bei der Zigarette und dem Pfeifentabak die Aus- 
laufgrenzen des § 84 etwas erweitert worden, um 
dieselben Betriebe zu begünstigen, die schon bis- 
her im Genuß der Steuererleichterung waren. 

Die Ergänzung des § 82 durch einen neuen Ab- 
satz 2 war mit Rücksicht auf die Beibehaltung der 
Steuerläger für Zigarren erforderlich. 

Zu § 85 

§ 85 ist neu gefaßt worden. Die gemischten Be- 
triebe sind etwas günstiger gestellt worden, um 
Härten zu beseitigen, die sich nach der Regierungs- 
vorlage ergeben hätten. Die Änderungen sind 
fiskalisch ohne wesentliche Bedeutung. 

Gemischten Betrieben, die auch Zigaretten her- 
steilen, soll die Steuererleichterung nur für Ziga- 
retten gewährt werden. Dabei mußten die Steuer- 
wertbeträge für die anderen erstattungsfähigen 
Tabakerzeugnisse, die die Betriebe hersteilen, be- 
grenzt werden, weil sonst auch Großbetriebe, die 
nur nebenbei Zigaretten hersteilen, die Steuer- 
erleichterung erhalten würden. 

Zu § 86 

§ 86 mußte ergänzt werden, um alle Tatbestände 
zu erfassen, bei denen der Steuerwert unver- 
steuerter Tabakwaren aem vom Versender ge- 
zahlten Steuerwert bei der Ermittlung der Steuer- 
wertgrenzen zuzurechnen ist. 

Zu § 88 

Der Ausschuß erörterte die Frage, ob nicht die 
Ermächtigung zur Änderung der Staffeln, Vom- 
hundertsätze und Wertbeträge eine zu große Voll- 
macht für den Bundesminister der Finanzen dar- 
stellt. Der Ausschuß kam zu der Auffassung, daß 
die erst 1951 beschlossene Ermächtigung bestehen 
bleiben sollte, um dem Bundesminister der Finan- 
zen die Möglichkeit zu geben, die Vomhundertsätze 
und Wertbeträge sofort zu ändern, wenn sie den 
wirtschaftlichen Verhältnissen nicht mehr ent- 
sprechen. Demgemäß entschloß sich der Ausschuß 
für Beibehaltung des § 88 mit einigen nur redak- 
tionellen Änderungen. 


Zu § 89 

Absatz 1 wurde mit Rücksicht auf die Beibehal- 
tung der Steuerläger für Zigarren geändert. Der 
Absatz 2 wurde in zwei Absätze aufgegliedert und 
in dem neuen Absatz 3 klargestellt, daß der Bun- 
desminister für Finanzen ermächtigt ist, Durch- 
führungsvorschriften durch Rechtsverordnung auch 
zu Absatz 1 zu erlassen. 

Zu § 90 

In § 90 Abs. 2 ist der letzte Satz durch Strei- 
chung des Wortes „nur“ redaktionell geändert 
worden. 

Zu Abschnitten VI und VII 

Der Ausschuß beschloß, die Abschnitte VI und 
VII mit den dazugehörigen §§ 95 und 96 aus 
Gründen der Systematik umzustellen. Er entschloß 
sich außerdem, in § 95 (neu) nur die Ermächtigung 
aus Ziffer 1 der Regierungsvorlage unter Auffüh- 
rung der Begriffe, die näher umschrieben werden 
sollen, aufzunehmen und demgemäß in der Über- 
schrift des neuen Abschnitts VI die Worte „und 
Durchführungsbestimmungen“ zu streichen. 

Die Ermächtigung unter Ziffer 2 des § 96 (alt) 
ist durch Änderung des § 89 gegenstandslos ge- 
worden. Die Ermächtigung unter Ziffer 3 wurde 
als entbehrlich gestrichen, weil das Gesetz über die 
Errichtung eines Statistischen Amtes des Vereinig- 
ten Wirtschaftsgebietes vom 21. Januar 1948 (Ge- 
setz- und Verordnungsblatt des Wirtschaftsrates 
des Vereinigten Wirtschaftsgebietes Nr. 4) in Ver- 
bindung mit der Verordnung zur Auflösung oder 
Überführung von Einrichtungen der Verwaltung 
des Vereinigten Wirtschaftsgebietes vom 8. Sep- 
tember 1950 (Bundesgesetzbl. S. 678) die Hand- 
habe bietet, das Erforderliche zu veranlassen. 

Zu § 98 

Auf die Begründung im allgemeinen Teil wird 
verwiesen. 

Zu§ 99 

§ 99 ist mit Rücksicht auf die Beibehaltung der 
Steuerläger für Zigarren gegenstandslos und des- 
halb gestrichen worden. 

Zu §§ 100 und 100 a 

§ 100 ist neu gefaßt worden. Der Gesetzentwurf 
sieht vor, daß die Tabakmaterialsteuer in die 
Banderolensteuer eingearbeitet wird. Das hat zur 
Folge, daß die Zahlungsfrist für die Tabakmate- 
rialsteuer, die bisher im Durchschnitt 130 Tage be- 
trug, wegfällt. Der Gesamtbetrag der Tabakmate- 
rialsteuer, für die Zahlungsbefristung gewährt 
wurde, betrug durchschnittlich 45 Mio DM. Ein 
Betrag in dieser Höhe stand der Zigaretten- 
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industrie bisher laufend zur Verfügung. Durch den 
Wegfall der Zahlungsfrist für die Tabakmaterial- 
steuer sind Liquiditätsschwierigkeiten, vor allem 
bei den kleineren und mittleren Betrieben, zu be- 
fürchten. Diese Schwierigkeiten werden erst all- 
mählich durch Mehreinnahmen infolge der erwar- 
teten Umsatzsteigerung beseitigt werden. Es er- 
schien deshalb erforderlich, die Tilgung der am 
Tage des Inkrafttretens des Gesetzes angeschriebe- 
nen Tabakmaterialsteuerbeträge auf einen länge- 
ren Zeitraum zu erstrecken. Der Ausschuß ent- 
schloß sich, die Abzahlung in 24 gleichen Monats- 
raten zuzulassen. 

Die Vergünstigung ist aber nicht erforderlich 
für Betriebe, die aus den gleichen Gründen die 
verlängerte Zahlungsfrist nach dem neu einge- 
fügten § 100 a in Anspruch nehmen. 

§ 100 a räumt der Zigarettenindustrie gegen 
Sicherheitsleistung von zwei Siebenteln des Wer- 
tes der entnommenen Steuerzeichen eine urr 
12 Tage verlängerte Zahlungsfrist ein. Die Rege- 
lung des § 100 a ist entsprechend dem Abzahlungs- 
zei träum nach § 98 auf fünf Jahre und drei Mo- 
nate befristet. Es wurde aber vorgesehen, daß der 
Bundesminister der Finanzen bereits nach vier 
Jahren den Übergang zu den Zahlungsfristen des 
§ 12 durch Rechtsverordnung regeln kann. 

Zu § 101 

§ 101 wurde redaktionell geändert. Außerdem 
hielt es der Ausschuß für erforderlich, abweichend 
von der bisherigen Regelung die Kennzeichnungs- 
pflicht für Zigarren mit Kunstumblatt vorzuschrei- 
ben und bei Verstößen gegen die Kennzeichnungs- 
pflicht die Anwendung der entsprechenden Vor- 
schriften des Lebensmittelgesetzes vorzusehen. 

Zu § 103 

§ 103 wurde mit Rücksicht auf die Erfahrungen, 
die in letzter Zeit bei Gewährung von Vergütun- 
gen gemacht worden sind, ergänzt. Außerdem 


wurde die Möglichkeit geschaffen, zur Verein- 
fachung des Verfahrens die Vergütungen in 
Pauschbeträgen festzusetzen. 

Zu § 103 a 

§ 103 a wurde neu eingefügt. Er läßt für eine 
Übergangszeit Ausweichläger zu, um bei Inkraft- 
treten des Gesetzes eine sofortige ausreichende 
Versorgung des Handels mit Tabakerzeugnissen 
der neuen Steuerklassen zu ermöglichen. 

Zu § 103 b 

Der Ausschuß überzeugte sich davon, daß mit 
Rücksicht auf die besonderen Verhältnisse in Ber- 
lin für Feinschnitt 'mit Inlandstabak und Tabak- 
rippen eine Sonderregelung für eine Steuerklasse 
mit einem Kleinverkaufspreis von 20 DM je Kilo- 
gramm und einem Steuerbetrag von 6,20 DM noch 
erforderlich ist, aber weitere Vergünstigungen für 
Berlin abzulehnen sind, nachdem die Kleinver- 
kaufspreise und Steuersätze allgemein gesenkt 
worden sind. 

Zu § 103 c 

Als § 103 c wurde die vom Bundesrat vorge- 
schlagene, aber redaktionell geänderte Berlin- 
Klausel eingefügt. 

Zu § 104 

§ 104 wurde mit Rücksicht auf die Einfügung 
des § 103 a ergänzt. 


Bonn, den 11. März 1953 


Peters 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Aussdiusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. dem Gesetzentwurf mit den aus der nachstehenden Zusammen- 
stellung ersichtlichen Änderungen zuzustimmen; 

2. den Antrag der Fraktion der CDU/CSU betr. Vorlage eines Ge- 
setzentwurfs zur Neuregelung der Tabaksteuer 

- Nr. 3171 der Drucksachen - 

und den Antrag der Fraktion der SPD betr. Vorlage eines Gesetz- 
entwurfs zur Herabsetzung der Tabaksteuer 

- Nr. 3242 der Drucksachen - 
für erledigt zu erklären; 

3. die zu diesem Gesetzentwurf eingegangenen Petitionen für er- 
ledigt zu erklären. 


Bonn, den 11. März 1953 

Der Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen 
Dr. Wellhausen Peters 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 


des 

Entwurfs eines Tabaksteuergesetzes 

- Nr. 3861 der Drucksachen - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen 

(11. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Tabaksteuergesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Entwurf eines Tabaksteuergesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Einleitung 


Einleitung 


§ 1 § 1 

Die Tabakbesteuerung umfaßt: unverändert 

1. die Tabaksteuer, 

2. die Tabakersatzsteuer. 

Diese Steuern sind Verbrauchsteuern im Sinne 
der Reichsabgabenordnung. 


ERSTER TEIL 

Tabaksteuer 


ERSTER TEIL 

Tabaksteuer 


ABSCHNITT I 


ABSCHNITT I 


Steuergegenstand und Geltungsbereich Steuergegenstand und Geltungsbereich 

§ 2 § 2 

(1) Der Tabaksteuer unterliegen Tabak- unverändert 

waren, die im Zollgebiet hergestellt oder aus 
dem Zollausland oder aus den Zollausschlüs- 
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Entwurf 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


sen eingeführt werden. Die Bestimmungen 
für die badischen Zollausschlüsse trifft der 
Bundesminister der Finanzen durch Rechts- 
verordnung, In den Freihäfen ist der Ver- 
brauch von unversteuerten Tabakwaren ein- 
schließlich Rohtabak, der zum Rauchgenuß 
dient, und von Tabakwaren, für die die 
Tabaksteuer nach §78 des Gesetzes bei der 
Ausfuhr vergütet worden ist, verboten. Der 
Bundesminister der Finanzen kann durch 
Rechtsverordnung Ausnahmen zulassen, so- 
weit dafür ein wirtschaftliches Bedürfnis be- 
steht, z. B. für den Verbrauch von Tabak- 
waren als Schiffsbedarf. ^ 

(2) Tabakwaren sind: 

1. Tabakerzeugnisse, 

2. tabakähnliche Waren, 

3. Zigarettenpapier. 


ABSCHNITT II 
T abakerzeugnisse 
UNTERABSCHNITT 1 
Im Zollgebiet hergcstellte Tabakerzeugnisse 

1. Steuersätze 
S 3 

(1) Tabakerzeugnisse dürfen nur zu Klein- 
verkaufspreisen in den Verkehr gebracht 
werden, für die nachstehend ein Steuersatz 
bestimmt ist. 

Die Steuer beträgt: 

A. für Zigarren im Kleinverkaufspreis 



das 

; Stück 

für 1000 Stück 

1. 

zu 

10 

Pf 

25,00 

DM 

2. 

zu 

12 

Pf 

30,00 

DM 

3. 

zu 

15 

Pf 

37,50 

DM 

4. 

zu 

17 

Pf 

42,50 

DM 

5. 

zu 

20 

Pf 

50,00 

DM 

6. 

zu 

22 

Pf 

55,00 

DM 

7. 

zu 

25 

Pf 

62,50 

DM 

8. 

zu 

30 

Pf 

75,00 

DM 

9. 

zu 

35 

Pf 

87,50 

DM 

10. 

zu 

40 

Pf 

100,00 

DM 

11. 

zu 

50 

Pf 

125,00 

DM 


In den weiteren Steuerklassen steigt der 
Kleinverkaufspreis um je 10 Pf das Stück 
und der Steuerbetrag um je 25 DM für 1000 
Stück; 


ABSCHNITT II 
Tabakerzeugnisse 
UNTERABSCHNITT 1 
Im Zollgebiet hergestellte Tabakerzeugnisse 

1. Steuersätze 
§ 3 

(1) Tabakerzeugnisse dürfen nur zu Klein- 
verkaufspreisen in den Verkehr gebracht 
werden, für die nachstehend ein Steuersatz 
bestimmt ist. 

Die Steuer beträgt: 

A. für Zigarren im Kleinverkaufspreis 



das 

Stück 

für 1000 Stück 

1. 

von 

10 

Pf 

23,00 

DM 

2. 

von 

12 

Pf 

27,60 

DM 

3. 

von 

15 

Pf 

34,50 

DM 

4. 

von 

17 

Pf 

39,10 

DM 

5. 

von 

20 

Pf 

46,00 

DM 

6. 

von 

22 

Pf 

50,60 

DM 

7. 

von 

25 

Pf 

57,50 

DM 

8. 

von 

27 

Pf 

62,10 

DM 

9. 

von 

30 

Pf 

69,00 

DM 

10. 

von 

35 

Pf 

80,50 

DM 

11. 

von 

40 

Pf 

92,00 

DM 

12. 

von 

50 

Pf 

115,00 

DM 


In den weiteren Steuerklassen steigt der 
Kleinverkaufspreis um je 10 Pf das Stück 
und der Steuerbetrag um je 23 DM für 
1000 Stück; 
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Entwurf 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


B. für Zigaretten im Kleinverkaufspreis 

a) Zigaretten mit mindestens 50 vom Hun- 
dert Inlandstabak 

das Stück für 1000 Stück 

1. zu 7V2 Pf 41 DM 

b) andere Zigaretten 

2. zu 7V2 Pf 42 DM 

3. zu 8V3 Pf 48 DM 

4. zu 10 Pf 57 DM 

5. zul2V2pf 71 DM 

6. zu 15 Pf 85 DM 

In den weiteren Steuerklassen steigt der 
Kleinverkaufspreis um je 5 Pf das Stück und 
der Steuerbetrag um je 28 DM für 1000 
Stück; 


B. für Zigaretten im Kleinverkaufspreis 

a) Zigaretten mit mindestens 50 vom Hun- 
dert Inlandstabak 

das Stück für 1000 Stück 

1. von 7V2 Pf 39,50 DM 

b) andere Zigaretten 

2. von 7V2Pf 41,50 DM 

3. von 8 Vs Pf 48 DM 

4. von 10 Pf 57 DM 

5. vonl2V2Pf 71 DM 

6. von 15 Pf 85 DM 

In den weiteren Steuerklassen steigt der 
Kleinverkaufspreis um je 5 Pf das Stück und 
der Steuerbetrag um je 28 DM für 1000 
Stück; 


C. für feingesdinitteiien Rauchtabak (Fein- 
schnitt) im Kleinverkaufspreis 


a) 

Feinschnitt mit mindestens 50 vom 

Hundert Inlandstabak 




das Kilogramm 

für 

ein Kilogramm 

1. 

zu 26 DM 


9,40 DM 

2. 

zu 30 DM 


12,40 DM 

3. 

zu 35 DM 


15,20 DM 

b) Kau-Feinschnitt 




das Kilogramm 

für 

ein Kilogramm 

4 . 

zu 35 DM 


7,00 DM 

c) i 

anderer Feinschnitt 




das Kilogramm 

für 

ein Kilogramm 

5. 

zu 45 DM 


21,40 DM 

6. 

zu 50 DM 


23,80 DM 

7. 

zu 60 DM 


28,60 DM 


In den weiteren Steuerklassen steigt der 
Kleinverkaufspreis um je 10 DM das Kilo- 
gramm und der Steuerbetrag um je 4,80 DM 
für ein Kilogramm; 

D. für anderen Rauchtabak als Feinschnitt 
(Pfeifentabak) im Kleinverkaufspreis 

a) Pfeifentabak ausschließlich aus Tabak- 
rippen 

das Kilogramm für ein Kilogramm 
1. zu 5,00 DM 1,35 DM 


C. für feingeschnittenen Rauchtabak (Fein- 
schnitt) im Klcinverkaufspreis 

a) Feinschnitt mit mindestens 50 vom 
Hundert Tnlandstabak 



das Kilogramm 

für ein Kilogramm 

1. 

von 24,00 DM 

7,44 DM 

2. 

von 27,00 DM 

10,00 DM 

3. 

von 30,00 DM 

11,25 DM 

3a. 

von 35,00 DM 

13,00 DM 

b) Kau-Feinschnitt 



das Kilogramm 

für ein Kilogramm 

3b. 

von 32 DM 

5,60 DM 

4. 

von 35 DM 

7,00 DM 

c) anderer Feinschnitt 



das Kilogramm 

für ein Kilogramm 

5. 

von 45 DM 

21,40 DM 

6. 

von 50 DM 

23,80 DM 

7. 

von 60 DM 

28,60 DM 


In den weiteren Steuerklassen steigt der 
Kleinverkaufspreis um je 10 DM das Kilo- 
gramm und der Steuerbetrag um je 4,80 DM 
für ein Kilogramm; 

D. für anderen Rauchtabak als Feinschnitt 
(Pfeifentabak) im Klein Verkaufspreis 

a) Pfeifentabak ausschließlich aus Tabak- 
rippen 

das Kilogramm für ein Kilogramm 
1. von 5,00 DM 1,25 DM 

la. von 7,50 DM 1,90 DM 
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Entwurf 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


b) Pfeifentabak mit mindestens 50 vom 
Hundert Tabakrippen 

das Kilogramm für ein Kilogramm 

2. zu 12,00 DM 3,00 DM 


b) Pfeifentabak mit mindestens 50 vom 
Hundert Tabakrippen 


das Kilogramm 

2. von 12,00 DM 


für ein Kilogramm 
3,00 DM 


c) Strangtabak 

das Kilogramm 

3. zu 12,00 DM 

4. zu 15,00 DM 

5. zu 20,00 DM 


für ein Kilogramm 
2,20 DM 
3,40 DM 
4,60 DM 


c) Strangtabak 

das Kilogramm 

3. von 12,00 DM 

4. von 15,00 DM 

5. von 20,00 DM 


für ein Kilogramm 
2,04 DM 
3,15 DM 
4,20 DM 


d) anderer Pfeifentabak 


d) anderer Pfeifentabak 


das Kilogramm 

6. zu 15,00 DM 

7. zu 20,00 DM 

8. zu 25,00 DM 

9. zu 30,00 DM 


für ein Kilogramm 

4.50 DM 

6.00 DM 

7.50 DM 

9.00 DM 


das Kilogramm 

6. von 16,00 DM 

7. von 20,00 DM 

8. von 25,00 DM 

9. von 30,00 DM 


für ein Kilogramm 

4,50 DM 
5,60 DM 

7,00 DM 
8,40 DM 


In den weiteren Steuerklassen steigt der 
Kleinverkaufspreis um je 5 DM das Kilo- 
gramm und der Steuerbetrag um je 1,50 DM 
für ein Kilogramm; 


In den weiteren Steuerklassen steigt der 
Kleinverkaufspreis um je 5 DM das Kilo- 
gramm und der Steuerbetrag um je 1,40 DM 
für ein Kilogramm; 


E. für Kautabak im Kleinverkaufspreis 


a) Kautabak ausschließlich aus Tabakrippen 
das Kilogramm für ein Kilogramm 

1. zu 10 DM 1,00 DM 

b) anderer Kautabak 


das Stück 

2. zu 35 Pf 

3. zu 40 Pf 


für 1000 Stück 
22 DM 
26 DM 


E. für Kautabak im Kleinverkaufspreis 


a) Kautabak ausschließlich aus Tabakrippen 


das Kilogramm 

1. von 10 DM 

b) anderer Kautabak 

das Stück 

2. von 35 Pf 

3. von 40 Pf 


für ein Kilogramm 
1,00 DM 


für 1000 Stück 
22 DM 
25,20 DM 


In den weiteren Steuerklassen steigt der 
Kleinverkaufspreis um je 5 Pf das Stück und 
der Steuerbetrag um je 4 DM für 1000 Stück; 


In den weiteren Steuerklassen steigt der 
Kleinverkaufspreis um je 5 Pf das Stück und 
der Steuerbetrag um je 3,20 DM für 1000 
Stück; 


F. für Sdinupftabak im 

Kleinverkaufspreis 

F. für Schnupftabak im 

Kleinverkaufspreis 


das Kilogramm 

für ein Kilogramm 


das Kilogramm 

für ein Kilogramm 

1. 

zu 8 DM 

0,96 DM 

1. 

von 8 DM 

0,96 DM 

2. 

zu 9 DM 

1,08 DM 

2. 

von 9 DM 

1,08 DM 

3. 

zu 10 DM 

1,20 DM 

3. 

von 10 DM 

1,20 DM 

4. 

zu 11 DM 

1,32 DM 

4. 

von 11 DM 

1,32 DM 

5. 

zu 12 DM 

1,44 DM 

5. 

von 12 DM 

1,44 DM 

6. 

zu 14 DM 

1,68 DM 

6. 

von 14 DM 

1,68 DM 




7. 

von 16 DM 

1,92 DM 




8. 

von 18 DM 

2,16 DM 




9. 

von 20 DM 

2,40 DM 
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In den weiteren Steuerklassen steigt der 
Kleinverkaufspreis um je 2 DM das Kilo- 
gramm und der Steuerbetrag um je 0,24 DM 
für ein Kilogramm. 


(2) Der Bundesminister der Finanzen kann 
durdi Rechtsverordnung in Zweifelsfällen 
bestimmen, in welcher Abteilung des Ab- 
satzes 1 ein Tabakerzeugnis zu versteuern ist. 

§ 4 

(1) In der Steuerklasse 1 des § 3 Abs. 1 
Abteilung B dürfen Zigaretten nur von 
Zigarettenherstellungsbetrieben versteuert 
werden, die Zigaretten mit Beimischung von 
mindestens 30 vom Hundert Inlandstabak in 
der Zeit vom 1. August 1949 bis zum 
31. Juli 1950 hergestellt haben. Betriebe, die 
solche Zigaretten bereits vor 1945 hergestellt 
haben, dürfen in der Steuerklasse 1 monat- 
lich nicht mehr als 30 Millionen Stück, die 
anderen Betriebe monatlich nur soviel ver- 
steuern, wie sie im Monatsdurchschnitt des 
Rechnungsjahres 1949 zum Kleinverkaufs- 
preis von 8V2 Pf je Stück versteuert haben, 
jedoch monatlich nicht mehr als 30 Millionen 
Stück. Der Bundesminister der Finanzen 
kann im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Wirtschaft durdi Rechtsverord- 
nung auch anderen Betrieben gestatten, der- 
artige Zigaretten in der Steuerklasse 1 zu 
versteuern. Er hat dabei die Höchstmenge 
an Zigaretten, die der Betrieb in der Steuer- 
klasse 1 monatlich versteuern darf, in An- 
passung an die Vorschrift des Satzes 2 dieses 
Absatzes festzulegen. 

(2) In der Steuerklasse 2 des § 3 Absatz 1 
Abteilung B dürfen Zigaretten nur von Ziga- 
rettenherstellern versteuert werden, die als 
solche im Kalenderjahr 1951 zollamtlich an- 
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In den weiteren Steuerklassen steigt der 
Kleinverkaufspreis um je 5, — DM das Kilo- 
gramm und der Steuerbetrag um je 0, 60 DM 
für ein Kilogramm. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen Ist 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung zum 
Ausgleich des unterschiedlichen Lohnauf- 
wandes 

1. zwischen Stumpen und anderen Zigarren, 

2. zwischen handgefertigten Zigarren und Zi- 
garren, die ganz oder teilweise unter Ver- 
wendung von Maschinen hergestellt 
werden, 

die Steuersätze des Absatzes 1 Abteilung A 
um höchstens 15 vom Hundert für Stumpen 
und andere als handgefertigte Zigarren zu 
erhöhen. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen kann 
durch Rechtsverordnung in Zweifelsfällen 
bestimmen, in welcher Abteilung des Ab- 
satzes 1 ein Tabakerzeugnis zu versteuern ist. 

§ 4 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


18 



Entwurf 

gemeldet waren und Zigaretten versteuert 
haben. Jeder berechtigte Betrieb darf im 
Monat nur bis zu 15 Millionen Zigaretten in 
dieser Steuerklasse versteuern. 

(3) In der Steuerklasse 1 des § 3 Abs. 1 
Abteilung C darf feingeschnittener Rauch- 
tabak (Feinschnitt) nur von Feinschnitther- 
stellern versteuert werden, die als solche im 
Kalenderjahr 1951 zollamtlich angemeldet 
waren und Feinschnitt versteuert haben. Je- 
der berechtigte Betrieb darf in dieser Steuer- 
klasse Im Monat 50 vom Fiundert der Menge 
Feinschnitt versteuern, die er im Durchschnitt 
der Monate Juli 1950 bis Juni 1951 versteuert 
hat, jedoch mindestens 100 kg und höchstens 
500 kg. Bei Betrieben mit Sitz in der ehemals 
französisch besetzten Zone tritt an die Stelle 
des Durchschnitts der Monate Juli 1950 bis 
Juni 1951 der Monatsdurchschnitt der Ka- 
lenderjahre 1949 oder 1950, wenn der Be- 
triebsinhaber es binnen Monatsfrist nach In- 
krafttreten des Gesetzes beantragt. 


2. Entstehung der Steuerschuld, 
Steuerschuldner 

§ 5 

(1) Die Steuerschuld entsteht dadurch, daß 
Tabakerzeugnisse aus dem Fierstellungsbe- 
trieb entfernt oder zum Verbrauch in dem 
Betrieb entnommen werden, und zwar Im 
Zeitpunkt der Entfernung oder der Ent- 
nahme der Tabakerzeugnisse. 
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(3) In der Steuerklasse 1 des § 3 Abs. 1 
Abteilung C darf feingeschnittener Rauch- 
tabak (Feinschnitt) nur von Feinschnitt- 
herstellern versteuert werden, die als solche 
im Kalenderjahr 1951 zollamtlich angemeldet 
waren und Feinschnitt versteuert haben. Je- 
der bereditlgte Betrieb darf in dieser Steuer- 
klasse im Monat die Menge Feinschnitt ver- 
steuern, die er im Durchschnitt der Monate 
April 1950 bis März 1951 versteuert hat, 
jedoch mindestens 100 kg und höchstens 
500 kg. Bei Betrieben mit Sitz in der ehe- 
maligen französisch besetzten Zone tritt an 
die Stelle des Monatsdurchschnitts des Rech- 
nungsjahres 1950 der Monatsdurchsclinitt der 
Kalenderjahre 1949 oder 1950, wenn der Be- 
triebsinhaber es binnen Monatsfrist nach In- 
krafttreten des Gesetzes beantragt. 

(4) Mehrere Betriebe, die ganz oder teil- 
weise für Rechnung einer und derselben Per- 
son oder Gesellschaft oder eines und desselben 
Gesellschafters geführt werden, sind als ein 
Hcrstellungsbetrieb im Sinne der Absätze 2 
und 3 anzusehen. Einigen sich die Inhaber der 
Betriebe über den Anteil an den Mengen, die 
nach den Absätzen 2 oder 3 versteuert wer- 
den dürfen, nicht, so werden die Mengen zu 
gleichen Teilen auf die Betriebe auf geteilt. 

(5) Hersteller, die die Herstellung von Ta- 
bakerzeugnissen nicht auf Kau-Feinschnitt be- 
schränken, dürfen, soweit sie anderen Fein- 
schnitt oder Pfeifentabak hersteilen, in den 
Steuerklassen 3 b und 4 des § 3 Abs. 1 Ab- 
teilung C Kau-Feinschnitt nur versteuern, 
w^enn die Herstellung von anderem Fein- 
schnitt und Pfeifentabak zusammen nicht 
über eine Menge von 25 000 kg im Rech- 
nungsjahr hinausgeht. 


2. Entstehung der Steuerschuld, 
Steuerschuldner 


§ 5 


unverändert 
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(2) Die Steuerschuld entsteht mit Beginn 
der Herstellung, wenn Tabakerzeugnisse in 
einem nicht zollamtlich angemeldeten Her- 
stellungsbetrieb (§ 89 Abs. 2) zur Abgabe 
an andere Personen oder unter Verletzung 
weiterer tabaksteuerrechtlicher Vorschriften 
für den Eigenbedarf hergestellt werden. 

(3) Steuerschuldner ist der Inhaber des 
Herstellungsbetriebes (Hersteller), auch wenn 
der Betrieb nicht zollamtlich angemeldet ist. 

(4) Werden unversteuerte Tabakerzeug- 
nisse an andere Herstellungsbetriebe oder 
unversteuerte Zigarren von einer an eine 
andere Betriebsstätte desselben Herstellungs- 
betriebes abgegeben, so fällt die nach Ab- 
satz 1 entstandene Steuerschuld des Herstel- 
lers mit der Aufnahme der Tabakerzeugnisse 
in den Betrieb des Empfängers oder in die 
andere Betriebsstätte und mit der Anschrei- 
bung in den zollamtlichen Betriebsbüchern 
weg. Entsprechendes gilt, wenn Tabakerzeug- 
nisse unter amtlicher Aufsicht ausgeführt 
werden. Der Ausfuhr steht die Aufnahme in 
ein öffentliches Zollager oder ein Zolleigen- 
lager gleich. Der Bundesminister der Finan- 
zen trifft durch Rechtsverordnung die Be- 
stimmungen über die Voraussetzungen, unter 
welchen Tabakerzeugnisse unversteuert ver- 
sandt werden dürfen, und über das anzu- 
wendende Verfahren. 

(5) Wenn Tabakmehl an einen Erlaubnis- 
scheininhaber abgegeben wird, geht die 
Steuerschuld des Abgebenden bei ordnungs- 
mäßiger Weitergabe auf den Erlaubnisschein- 
inhaber über, sobald dieser das Tabakmehl 
in Besitz genommen hat. 

3. Verpackung 

§ 6 

(1) Tabakerzeugnisse dürfen nur in voll- 
ständig geschlossenen, verkaufsfertigen Klein- 
verkaufspackungen aus dem Herstellungsbe- 
trieb entfernt oder zum Verbrauch im Her- 
stellungsbetrieb entnommen werden. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann 
durdi Rechtsverordnung 

1. Art, Größe und Bezeichnung der Klein- 
verkaufspackungen bestimmen, 

2. Ausnahmen vom Verpackungszwang (Ab- 
satz 1) zulassen, soweit das bei der Einfuhr 
ausländischer Tabakerzeugnisse oder aus 
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3. Verpackung 

§ 6 

(1) unverändert 


(2) Der Bundesminister der Finanzen kann 
durdi Rechtsverordnung 

1. Art, Größe und Bezeichnung der Klein- 
verkaufspackungen bestimmen, 

2. Ausnahmen vom Verpackungszwang (Ab- 
satz 1) zulassen, soweit das zur Frischerhal- 
tung der Tabakerzeugnisse, z. B. bei Kau- 
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sonstigen wirtsdaaftlidien Gründen, insbe- 
sondere bei Kautabak, erforderlich ist, 


3. Vorschriften über die Lagerung und Wie- 
derverwendung geleerter Umschließungen 

erlassen. 

Der Bundesminister der Finanzen kann dabei 
auch bestimmen, daß in einzelnen besonders 
gelagerten Fällen Ausnahmen Im Verwal- 
tungswege gemacht werden können. 

(3) Bei Feinschnitt der Steuerklassen 1 bis 3 
des § 3 Abs. 1 Abteilung C dürfen weder 
auf noch in den Kleinverkaufspackungen 
Hinweise Irgendwelcher Art über die Eig- 
nung des Inhalts zu einem anderen Rauch- 
genuß als dem aus der Pfeife vorhanden sein. 
Derartige Hinweise dürfen auch in die Fir- 
menbezeichnung oder In Rechnungen, Preis- 
verzeichnissen, Ankündigungen oder der- 
gleichen nldit aufgenommen werden. 

4. Steuerberechnung 
a) Grundlagen der Steuerberechnung 
§ 7 

Grundlagen der Steuerberechnung sind die 
Menge (§ 8) und der Kleinverkaufspreis (§ 9) 
der Tabakerzeugnisse. 

b) Menge 

S 8 

(1) Menge Im Sinne des § 7 ist der Inhalt 
der einzelnen Kleinverkaufspackung (§ 6). 
Er bemißt sich bei Zigarren, Zigaretten und 
Kautabak (§ 3 Abs. 1 Abteilungen A, B 
und E unter b) nach der Stückzahl, sonst 
nach dem Eigengewicht der Tabakerzeug- 
nisse. 

(2) Für Zigarren, Zigaretten und Kauta- 
bak aller oder einzelner Steuerklassen kann 
der Bundesminister der Finanzen für das Ge- 
wicht oder die Länge des Tabakstranges oder 
für beides Höchstgrenzen für ein Stück 
durch Rechtsverordnung festsetzen. Ist bei 
einem T abakerzeugnis die festgesetzte Höchst- 
grenze überschritten, so gilt der über- 
schießende Teil des Erzeugnisses für die 
Steuerberechnung als besonderes Stück. 

(3) Liegt bei Verletzung der Bestimmun- 
gen über die Packungsgröße (§ 6 Abs. 2 
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tabak, zur Erleichterung des Absatzes oder 
aus sonstigen wirtschaftlichen Gründen er- 
forderlich ist. 

3. Vorschriften über die Lagerung und Wie- 
derverwendung geleerter Umsdiließungen 
erlassen. 

Der Bundesminister der Finanzen kann dabei 
auch bestimmen, daß in einzelnen besonders 
gelagerten Fällen Ausnahmen im Verwal- 
tungswege gemacht werden können. 

(3) entfällt 


4. Steuerberechnung 
a) Grundlagen der Steuerberechnung 
§ 7 

unverändert 


b) Menge 

§ 8 

unverändert 
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Ziff. 1) der Inhalt einer Packung unter der 
kleinsten zulässigen Packungsgröße, so be- 
rechnet sich die Steuer nach dem für diese 
Packungsgröße vorgeschriebenen Inhalt. Liegt 
der Inhalt einer Packung zwischen zwei auf- 
einanderfolgenden zulässigen Packungsgrößen, 
so berechnet sich die Steuer nach dem vorge- 
schriebenen Inhalt der größeren. Über- 
sdireitet der Inhalt einer Packung die höchste 
zulässige Packungsgröße, so gilt der über- 
sdileßende Teil des Inhalts für die Steuerbe- 
rechnung als besondere Packung. 

(4) Werden bei Ausnahmen vom Ver- 
packungszwang (§ 6 Abs. 2 Ziff. 2) oder 
vorschriftwidrig Tabakerzeugnisse ohne die 
bestimmungsgemäße Verpackung aus einem 
Herstellungsbetrieb entfernt oder zum Ver- 
brauch im Herstellungsbetrieb entnommen, 
so gilt Absatz 3 sinngemäß. 


c) Kleinverkaufspreis 

S 9 

(1) Kleinverkaufsprcis (§§ 3 und 7) ist 
der Preis, zu dem die Tabakerzeugnisse im 
Handel an Verbraucher abgegeben werden. 
In diesen Preis müssen die Abgaben, denen 
die Tabakerzeugnisse unterliegen, die Kosten 
der in § 6 vorgeschriebenen Verpackung und 
die Kosten, die außerdem von dem Ver- 
braucher mit getragen werden sollen, einge- 
rechnet sein. 

(2) Der Kleinverkaufspreis von Tabaker- 
zeugnissen, die Markenwaren sind, muß ein- 
heitlich für alle Abnehmer bestimmt werden. 

(3) Tabakerzeugnisse einer Sorte darf der 
Hersteller nicht zu verschiedenen Kleinver- 
kaufspreisen versteuert an einen Tabak- 
warenkleinhandelsbetrieb abgeben. 

(4) Werden Tabakerzeugnisse im Zusam- 
menhang mit einer anderen Leistung für ein 
einheitliches Entgelt abgegeben, so gilt dieses 
als Kleinverkaufspreis. 

(5) Bei Abgabe von Sortimentspackungen 
(Packungen mit Tabakerzeugnissen gleicher 
Gattung, aber verschiedener Kleinverkaufs- 
preise) an einen Tabakwarenhändler hat der 
Hersteller den Kleinverkaufspreis so zu be- 
stimmen, daß er nicht unter dem Durch- 
schnitt der Kleinverkaufspreise Hegt, zu 
denen die einzelnen in der Sortiments- 
packung enthaltenen Sorten für sich verpackt 


c) Kleinverkaufspreis 


§ 9 


unverändert 
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bei der Abgabe an diesen Tabakwarenhändler 
mindestens versteuert werden. Werden ein- 
zelne Sorten der Sortimentspackung nicht für 
sich verpackt an den Tabakwarenhändler ab- 
gegeben, so sind diese Sorten bei der Berech- 
nung des Durchschnittspreises mit dem 
Kleinverkaufspreis zu berücksichtigen, zu 
dem sie bei Abgabe an andere Tabakwaren- 
händler mindestens versteuert werden, 

(6) Erhalten einzelne Verbraudier beim 

Erwerb von Tabakerzeugnissen Vergünsti- 
gungen, wie Preisabzüge (z. B. Rabatte), 
Ausnahmepreise und dergleichen, so gilt als 
Kleinverkaufspreis der Preis, zu dem die 
Tabakerzeugnisse im Handel gegen volles 
Entgelt in die Hand der Verbraucher über- 
gehen würden. Das gleiche gilt, wenn Her- 
steller oder Tabakwarenhändler (§ 24) 

Tabakerzeugnisse unentgeltlich abgeben, 
selbst verbrauchen oder sonst zu betriebs- 
fremden Zwecken verwenden. 

(7) Bei der Bestimmung des Kleinverkaufs- 
preises für Tabakerzeugnisse ist der Her- 
steller verpflichtet, die Steuerklassen des § 3 
Abs. 1 Abteilungen A bis F einzuhalten. 
Ist ein danach unzulässiger Kleinverkaufspreis 
bestimmt worden, so wird der Steuerberech- 
nung der nächsthöhere im § 3 vorgesehene 
Kleinverkaufspreis zugrunde gelegt. 

(8) Werden Tabakerzeugnisse in Gast- 
stätten oder im Aufträge eines Tabakwaren- 
händlers bei geschlossenen Veranstaltungen, 
z. B. Festspielen, sportlichen Wettkämpfen, 
verkauft, so rechnet der übliche Bedienungs- 
zuschlag nicht zum Kleinverkaufspreis, wenn 
der Zuschlag ganz dem Bedienenden zufließt. 

5. Steuerentrichtung 
a) Versteuerung 
§ 10 

(1) Die Steuer ist durch Verwendung von 
Steuerzeichen zu entrichten, bevor die 
Tabakerzeugnisse aus dem Herstellungsbe- 
trieb entfernt oder zum Verbrauch im Her- 
stellungsbetrieb entnommen werden. Die 
Verwendung umfaßt das Entwerten und das 
Anbringen der Steuerzeichen an den Klein- 
verkaufspackungen der Tabakerzeugnisse 
(Versteuerung). 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann 
durch Rechtsverordnung Ausnahmen von 


5. Steuerentrichtung 
a) Versteuerung 
§ 10 

unverändert 
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Absatz 1 zulassen, soweit das aus wirtschaft- 
lichen Gründen erforderlich ist; er kann da- 
bei bestimmen, daß in einzelnen besonders 
gelagerten Fällen Ausnahmen im Verwal- 
tungswege gemacht werden können. 

(3) Wenn die Verwendung von Steuer- 
zeichen unterbleiben darf (Absatz 2), oder 
wenn den Vorschriften des Absatzes 1 nicht 
genügt ist, wird die Steuerschuld mit ihrer 
Entstehung fällig. Das gleiche gilt, wenn 
Tabakerzeugnisse nicht zutreffend versteuert 
sind, für den nicht getilgten Teil der Steuer- 
schuld. 


b) Steuerzeichen 

§ 11 

(1) Die Vorschriften über Form und Geld- 
wert (Steuerwert), über Bezug, Verwendung, 
Umtausch und Ersatz der Steuerzeichen er- 
läßt der Bundesminister der Finanzen durch 
Rechtsverordnung. Für den Umtausch und 
den Ersatz von Steuerzeichen sind ange- 
messene Gebühren zu entrichten, die der 
Bundesminister der Finanzen durch Rechts- 
verordnung festsetzt. Er kann Ausnahmen 
zulassen. 

(2) Die Steuerzeichen für Zigarren dürfen 
kein Merkmal tragen, aus dem der Ver- 
braucher den Hersteller oder die Zigarren- 
marke erkennen kann. 

(3) Steuerzeichen, die nicht bestimmungs- 
gemäß bezogen oder nicht bestimmungsge- 
mäß verwandt worden sind, gelten als nicht 
verwandt. 


b) Steuerzeichen 


§ 11 


unverändert 


c) Bezahlung der Steuerzeichen, Stundung 
und Zahlungsaufschub 


c) Bezahlung der Steuerzeichen, Stundung 
und Zahlungsaufschub 


§ 12 


§ 12 


Der Steuerwert der in der ersten Hälfte unverändert 

eines Monats entnommenen Steuerzeichen ist 
bis zum 12. des nächsten Monats, der Steuer- 
wert der in der zweiten Hälfte eines Monats 
entnommenen Steuerzeichen bis zum 27. des 
nächsten Monats bei der Zollstelle einzuzah- 
len. Stundung und Aufschu-b der Zahlung 
(§§ 127 und 129 Reichsabgabenordnung) sind 
unzulässig. Das gleiche gilt für die Zahlung 
der Steuer in den Fällen des § 10 Abs. 3. 

Die Vorschrift des § 101 Reichs abgabenord- 
nung bleibt unberührt. 
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UNTERABSCHNITT 2 


UNTERABSCHNITT 2 


Eingeführte Tabakerzeugnisse 


Eingeführte Tabakerzeugnissc 


§ 13 

Für Tabak erzeugnisse, die eingeführt wer- 
den, gelten die Vorschriften des Unter- 
abschnitts 1 sinngemäß mit den Abweisungen 
und Ergänzungen der §§14 bis 16. 

§ 14 

(1) Für die Entstehung der SteuersSuld, für 
den Zeitpunkt, in dem die SteuersSuld ent- 
steht, für die Person des SteuersSuldners, für 
die persönliSe und die dingliSe Haftung, 
für die Steuerbefreiung in den Fällen des § 69 
Zollgesetz und für das Steuerverfahren gelten 
die entspreSenden VorsSriften des Zoll- 
reSts. 

(2) Gehen unter Steuerbefreiung ausge- 
führte Tabakerzeugnisse wieder ein (Rück- 
waren), so entsteht die TabaksteuersSuld 
mit der Abfertigung zum zollreStliS freien 
Verkehr. Die SteuersSuld fällt weg, wenn 
der Hersteller die von ihm ausgeführten 
Tabakerzeugnisse unter amtliSer Über- 
waSung in seinen Betrieb zurücknimmt. 

§ 13 

(1) Der SteuersSuldner (§ 14) hat den 
Kleinverkaufspreis, der der Versteuerung 
eingeführter Tabakerzeugnisse zugrunde zu 
legen ist, bei der Zollabfertigung nach § 9 
Abs. 1 zu bestimmen. Dabei muß er von 
dem Erwerbspreis der Tabakerzeugnisse aus- 
gehen und auch die entstandenen Beförde- 
rungs-, Versicherungs-, Kommissions- und 
Verpackungskosten berücksichtigen. Der Er- 
werbspreis und die weiteren in Satz 2 be- 
zeichneten Kosten sind der Zollstelle an 
Hand von Belegen (Rechnungen usw.) nach- 
zuweisen. Wird dieser Nachweis nicht er- 
bracht, so tritt an die Stelle des Erwerbs- 
preises zuzüglich der in Satz 2 bezeichneten 
Kosten der Preis, den ein Wiederverkäufer 
für den Erwerb der Tabakerzeugnisse am 
Ort und zur Zeit der Zollabfertigung auf- 
bringen müßte. 

(2) Der Steuerschuldner (§ 14) muß den 
Vorschriften über den Verpackungszwang 
und über die Steuerentrichtung bis zu dem 
Zeitpunkt genügen, in dem die Zollstelle ihm 
die eingeführten Tabakerzeugnisse zum zoll- 
rechtlich freien Verkehr überläßt. 


§ 13 


unverändert 


§ 14 

unverändert 


§ 15 


unverändert 
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§ 16 

Der Bundesminister der Finanzen kann 
zur Vereinfachung der Verwaltung durch 
Rechtsverordnung 

1. für Tabakerzeugnisse, die nicht zum Han- 
del eingeführt werden, in einer Gesamt- 
summe ermäßigte Eingangsabgaben, die 
die Belastung der inländischen Tabak- 
erzeugnisse nicht unterschreiten dürfen, 
festsetzen, 

2. für Tabakerzeugnisse, die unter Hinter- 
ziehung oder Gefährdung der Abgaben 
(§§ 396 und 402 Reichsabgabenordnung) 
eingeführt werden, Durchschnittspreise, 
nach denen die Steuer zu berechnen ist, 
festsetzen. 


ABSCHNITT III 

Tabakähnliche Waren 
§ 17 


(2) Die Herstellung und das Inverkehr- 
bringen von tabakähnlichen Waren unter- 
liegen den Beschränkungen In den §§ 41, 43 
und 44. 

(3) Für die steuerliche Behandlung der 
tabakähnlichen Waren gilt Abschnitt II 
sinngemäß. 

ABSCHNITT IV 
Zigarettenpapier 

1. Steuersatz 
§ 18 

Die Steuer beträgt 4,80 DM für 1000 Stück 
Zigarettenhüllen (Hülsen, Blättchen). 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§ 13 a 

Der Bundesminister der Finanzen ist er- 
mächtigt, für die Einfuhr von Zigarren auf 
Steuerlager (§ 34 a) Abweichendes von den 
Vorschriften der §§ 14 und 15 zu bestimmen. 

§ 16 

unverändert 


ABSCHNITT III 
Tabakähnliche Waren 

§ 17 

unverändert 


ABSCHNITT IV 

Zigarettenpapier 

1. Steuersatz 
§ 18 

unverändert 


(1) Tabakähnliche Waren sind ohne Ver- 
wendung von Tabak hergestellte Erzeug- 
nisse, die als Ersatz für Tabakerzeugnisse 
dienen sollen. 
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2. Steuerliche Behandlung 
§ 19 

Für die steuerliche Behandlung des Zigaret- 
tenpapiers gilt Abschnitt II sinngemäß mit 
den Abweichungen und Ergänzungen der 
§§ 20 bis 22. 

§ 20 

Eine Steuerschuld entsteht nicht, wenn das 
Zigarettenpapier zur Herstellung von 
Zigaretten verwandt wird. 

§ 21 

Die Steuer berechnet sich bei Zigaretten- 
hüllen nach dem Inhalt der einzelnen Klein- 
verkaufspackungen, bei Zigarettenpapier in 
anderen Formen als Zigarettenhüllen, nämlich 
in Bogen, Bobinen und dergleichen, nach der 
Zahl der Zigarettenhüllen, die aus dem 
Zigarettenpapier hergestellt werden können. 
Dabei gelten je 25 qcm als steuerbare Einzel- 
hülle. 


§ 22 

Großhändler mit Zigarettenpapier in 
anderen Formen als Zigarettenhüllen werden 
steuerlich als Hersteller behandelt. Das Lager 
der Großhändler entspricht dem Herstellungs- 
betrieb. 

3. Verkehrsbeschränkungen 
§ 23 

(1) Zigarettenpapier, das zum unmittel- 
baren Gebrauch durch den Raucher bestimmt 
ist, darf nur in Form von Zigaretten- 
hüllen (Hülsen oder Blättchen) abgegeben 
oder eingeführt werden. 

(2) Zigarettenpapier In anderen Formen 
als Zigarcttenhüllen darf nur zur Herstellung 
von Zigarettenhüllen oder Zigaretten ver- 
wandt oder in das Zollausland oder in die 
Zollausschlüsse ausgeführt werden. 

(3) Zigarettenpapier der im Absatz 2 be- 
zeichneten Art darf nur beziehen oder ein- 
führen, wer als Hersteller von Zigaretten 
oder von Zigarettenhüllen oder als Groß- 
händler im Sinne des § 22 bei der Zollstelle 
angemeldet ist. Die Bezugsberechtigten 
dürfen das Zigarettenpapier nur an andere 
Bezugsberechtigte abgeben oder in das Zoll- 
ausland oder in die Zollausschlüsse ausführen. 


2. Steuerliche Beha 
§ 19 

unverändert 


§ 20 

unverändert 

§ 21 

unverändert 


§ 22 

unverändert 


3. Verkehrsbeschrän 
§ 23 

unverändert 


d 1 u n g 


k u n g e n 
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ABSCHNITT V 
T abakwarenhandel 

1. T a b a k w a r e n h ä n d 1 e r 
§ 24 

(1) Tabakwarenhändler ist jeder, der mit 
Tabakwaren (§ 2) Handel treibt. 

(2) Großhandel im Sinne dieses Gesetzes 
ist die gewerbsmäßige Abgabe von Tabak- 
waren ausschließlich oder neben dem Klein- 
handel (Absatz 3) an Wiederverkäufer. 

(3) Als Großhandel gilt es nicht, wenn 

1. Tabakwaren neben der Abgabe an Ver- 
braucher nur gelegentlich an Wiederver- 
käufer abgegeben werden, 

2. Rohtabakhändler an Tabakwarenklein- 
händler Rohtabak zur unmittelbaren Ab- 
gabe an Verbraucher abgeben (§ 73). 

(4) Kleinhandel im Sinne dieses Gesetzes 
ist die gewerbsmäßige Abgabe von Tabak- 
waren unmittelbar an Verbraucher. Die ent- 
geltlidie Abgabe an den Verbraucher durch 
staatliche Betriebe oder Gemeindebetriebe, 
durch Vereinigungen, Gesellschaften und An- 
stalten gilt auch dann als Kleinhandel, wenn 
ihre Tätigkeit nicht auf Erzielung eines Ge- 
winns gerichtet ist. Hersteller gelten nicht als 
Kleinhändler, wenn sie nur gelegentlich 
Tabakwaren unmittelbar an Verbraudier ab- 
geben. 


(5) Die Abgabe von Tabakwaren aus 
selbsttätigen Verkaufs Vorrichtungen (Auto- 
maten) ist nur zulässig, wenn die selbsttätigen 
Verkaufsvorrichtungen im räumlichen Zu- 
sammenhang mit der Betriebsstätte eines 
Tabakwarenkleinhändlers aufgestellt werden. 

(6) Der Hausierhandel, der Handel im 
Umherziehen und der Straßenhandel mit 
Tabakwaren sind nur mit Genehmigung des 
Bundesministers der Finanzen oder der von 
ihm bestimmten Stelle zulässig. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

ABSCHNITT V 

T abakwarenhandel 

1. Tabakwarenhändler 
§ 24 

(1) unverändert 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Kleinhandel im Sinne dieses Gesetzes 
ist die gewerbsmäßige Abgabe von Tabak- 
waren unmittelbar an Verbraucher. Als Klein- 
handel gilt es auch, wenn 

1. Gewerbetreibende, die sich mit der ge- 
werbsmäßigen Abgabe anderer Waren als 
Tabakwaren befassen, im Rahmen ihres 
Betriebes, 

2. staatliche Betriebe oder Gemeindebetriebe, 
Vereinigungen, Gesellschaften und An- 
stalten 

Tabakwaren an Verbraucher entgeltlich ab- 
geben, ohne daß die Abgabe der Tabakwaren 
auf Erzielung eines Gewinnes gerichtet ist. 
Hersteller gelten nicht als Kleinhändler, wenn 
sie nur gelegentlich Tabakwaren unmittel- 
bar an Verbraucher abgeben. 

(5) Die Abgabe von Tabakwaren aus 
selbsttätigen Verkaufsvorrichtungen (Auto- 
maten) ist nur zulässig, wenn die selbsttäti- 
gen Verkauf svorrichtungen im räumlichen 
Zusammenhang mit der offenen Verkaufs- 
stelle eines Tabakwarenkleinhändlers auf- 
gestellt werden. 

(6) Der Hausierhandel einschließlich des 
Straßenhandels, der Handel im Umherzlehen 
und der Handel auf Messen, Jahr- und Wo- 
chenmärkten mit Tabakwaren sind nur mit 
Genehmigung des Bundesministers der Finan- 
zen oder der von ihm bestimmten Stelle 
zulässig. Die Genehmigung kann mit Auf- 
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2. Sicherungsvorschriften 
für die Tabakwaren 

a) Verbringen in den Handelsbetrieb 
§ 25 

Tabakwaren, die nicht bestimmungsgemäß 
verpackt, bezeichnet oder versteuert sind, 
dürfen in Räume, die dem Handel dienen, 
nicht eingebracht und in ihnen nicht auf- 
bewahrt werden. 


b) Anzeige von Mängeln 
§ 26 

Der Tabakwarenhändler hat beim Emp- 
fang von Tabakwaren unverzüglich zu 
prüfen, ob die Waren bestimmungsgemäß 
verpackt, bezeichnet und versteuert sind. 
Mängel, die er hierbei feststellt, hat er binnen 
einer Woche nach dem Empfang der Waren 
der Zollstelle anzuzeigen. Die Anzeige darf 
unterbleiben, wenn der Lieferer den Mangel 
innerhalb der Anzeigefrist beseitigt hat. 

c) Behandlung bis zur Abgabe 
an den Verbraucher 

§ 27 

Die Kleinverkaufspackungen versteuerter 
Tabak waren sind so lange verschlossen zu 
halten, bis sie an den Verbraucher abgegeben 
oder für den Stückverkauf, soweit dieser zu- 
gelassen ist (§ 30), geöffnet werden. Bis zu 
diesem Zeitpunkt müssen auch die für die 
Packungen verwandten Steuerzeichen unver- 
sehrt bleiben. Der Bundesminister der 
Finanzen kann durch Rechts Verordnung Aus- 
nahmen zulassen, soweit hierfür ein wirt- 
schaftliches Bedürfnis besteht; er kann dabei 
bestimmen, daß in einzelnen besonders ge- 
lagerten Fällen Ausnahmen im Verwaltungs- 
wege gemadit werden können. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

lagen verbunden werden. Sie darf nur 
versagt werden, wenn mit Rüdesicht auf die 
Art und Weise der Gewerbeausübung die 
steuerliche Überwachung des Betriebes wirk- 
sam nicht durchgeführt werden kann. 

2. Sicherungsvorschriften 
für die Tabakwaren 

a) Verbringen in den Handelsbetrieb 
§ 25 

Der Tabakwarenhändler hat beim Emp- 
fang von Tabakwaren unverzüglich zu prü- 
fen, ob die Waren bestimmungsgemäß ver- 
packt, bezeichnet und versteuert sind. Er hat 
Tabakwaren, die in dieser Beziehung Män- 
gel aufweisen, getrennt von den übrigen für 
den Handel bestimmten Waren zu lagern, 
zu kennzeichnen und vom Verkauf auszu- 
schließen, Er hat die Mängel und das von 
ihm zu ihrer Beseitigung Veranlaßte unver- 
züglich der Zollstelle anzuzeigen. 

b) Anzeige von Mängeln 
§ 26 
entfällt 


c) Behandlung bis zur Abgabe 
an den Verbraucher 

§ 27 

unverändert 
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d) Verbot des Verkaufs unter 
Steuerzeichenpreis 

§ 28 

Es ist unzulässig, an den Verbraucher 
Tabakerzeugnisse Im Kleinhandel unter dem 
Kleinverkaufspreis abzugeben, der auf dem 
Steuerzeichen angegeben ist, oder dem Ver- 
braucher Rabatt zu gewähren. Als Rabatt im 
Sinne dieser Vorschrift gelten auch Gewinn- 
ausschüttungen oder dergleichen bei Ver- 
braucherorganisationen sowie Wertscheine, 
Gutscheine usw., die Tabakerzeugnissen 
beigepackt oder bei deren Abgabe an Ver- 
braucher zugegeben werden. 


§ 29 

Von dem Verbot des Verkaufs von Tabak- 
erzeugnissen unter Steuerzeichenpreis (§ 28) 
sind ausgenommen: 

1. ein Preisnachlaß bis zu 3 vom Hundert bei 
der Abgabe von Zigarren in ganzen Kisten, 
Vv^cnn bar bezahlt wird und wenn der Preis- 
nachlaß handelsüblich ist, 

2. Preisermäßigungen, die im Falle der Ge- 
schäftsaufgabe oder des Konkurses zur 
Räumung der Bestände erforderlich werden, 
oder die sich im Falle eingetretener Minde- 
rung in der Beschaffenheit der Tabak- 
erzeugnisse als notwendig erweisen, wenn 
das Hauptzollamt die Genehmigung er- 
teilt hat. 

3. Abgabe von Tabakwaren 
ohne Umschließung 

§ 30 

(1) Zigarren, Kau- und Schnupftabak 
dürfen stückweise oder lose an den Ver- 
braucher abgegeben werden (Stüdeverkauf). 
Der Stückverkauf von Zigarren ist weder aus 
einer Sortimentspackung im Sinne des § 9 
Abs. 5 noch aus einer Packung gestattet, 
bei der zwar nicht die Kleinverkaufspreise, 
wohl aber die Formate, Gewichte, Farben 
oder Aufmachungen der einzelnen Zigarren 
verschieden sind. Unzulässig ist ferner der 
Stückverkauf aus einer Luxuspackung, bei der 
das Steuerzeichen an der äußeren Papp- oder 
Papierhülle angebracht ist. 
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d) Verbot des Verkaufs unter 
Steuerzeichenpreis 

§ 28 

Es Ist unzulässig, an den Verbraucher 
Tabakerzeugnisse im Kleinhandel unter dem 
Kleinverkaufspreis abzugeben, der auf dem 
Steuerzeichen angegeben ist, oder dem Ver- 
braucher Rabatt zu gewähren. Als Rabatt im 
Sinne dieser Vorschrift gelten auch Rückver- 
gütungen aller Art, die auf der Grundlage 
des Umsatzes gewährt werden, sowie Gut- 
scheine (Wertscheine) für Gegenstände mit 
eigenem Verkehrswert. Solche Gutscheine 
dürfen Tabakerzeugnissen weder beigepackt 
noch bei der Abgabe an Verbraucher zuge- 
geben werden. 

§ 29 

unverändert 


3. Abgabe von Tabakwaren 
ohne Umschließung 

§ 30 

(1) Zigarren, Kau- und Schnupftabak dür- 
fen stückweise oder lose an den Verbraucher 
abgegeben werden (Stückverkauf). Der Stück- 
verkauf von Zigarren ist weder aus einer 
Sortimentspackung im Sinne des § 9 Abs. 5 
noch aus einer Packung gestattet, bei der 
zwar nicht die Kleinverkaufspreise, wohl aber 
die Formate, Gewichte, Farben oder Auf- 
machungen der einzelnen Zigarren verschie- 
den sind, es sei denn, daß im letzteren Fall 
die einzelnen Sorten getrennt voneinander 
gepackt sind. Unzulässig ist ferner der Stück- 
verkauf aus einer Luxuspackung, bei der das 
Steuerzeichen an der äußeren Papp- oder Pa- 
pierhülle angebracht ist. 
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(2) Bei anderen Tabakerzeugnissen ist der 
Stückverkauf nur nadb Maßgabe von Vor- 
schriften zulässig, die der Bundesminister der 
Finanzen durch Rechtsverordnung erlassen 
kann. 

(3) Beim Stückverkauf müssen die Erzeug- 
nisse vor den Augen des Abnehmers unmittel- 
bar aus der zugehörigen, mit Steuerzeichen 
versehenen Kleinverkaufspackung entnommen 
werden. Der Bundesminister der Finanzen 
kann durch Rechtsverordnung Ausnahmen 
von dieser Vorschrift zulassen, soweit dafür 
ein wirtschaftliches Bedürfnis besteht. 

(4) Ganz oder teilweise geleerte Kleinver- 
kaufspackungen dürfen nicht nadigefüllt 
werden. 

(5) Tabakwarenhändlern, die neben dem 
Kleinhandel auch Großhandel betreiben, ist 
der Stückverkauf nur in besonderen von den 
Lagerräumen völlig getrennten Verkaufs- 
räumen gestattet. 


(6) Fierstellern von Tabakerzeugnissen, die 
zugleich Kleinhandel mit solchen Erzeugnissen 
betreiben, ist der Stückverkauf nur mit Ge- 
nehmigung des Hauptzollamts gestattet. 

(7) Der Bundesminister der Finanzen kann 
für den Stückverkauf weitere Sicherungsmaß- 
nahmen durdb Rechtsverordnung vorschrei- 
ben, soweit das zur Sicherung des Steuerauf- 
kommens erforderlich ist.- 

4. Nachträgliche Erhöhung des 
Kleinverkaufspreises 

§ 31 

(1) Bei der Abgabe von Tabakerzeugnissen 
und tabakähnlichen Waren im Kleinhandel 
darf das Entgelt den Kleinverkaufspreis nicht 
überschreiten, der auf dem für die Erzeugnisse 
verwandten Steuerzeichen angegeben ist. 

(2) Das Verbot des Absatzes 1 schließt nicht 
aus, daß vor der Abgabe im Kleinhandel der 
versteuerte Kleinverkaufspreis erhöht wird. 
Eine soldbe Preiserhöhung ist jedoch nur zu- 
lässig, wenn der Untersdbied zwischen dem 
Steuerwert des verwandten Steuerzeichens und 
dem Steuerbetrag, der nach den §§ 3 und 7 
bis 9 für den erhöhten Preis zutrifft, nachent- 
richtet wird (Steuerzuschlag). Die Steuer- 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) Tabakwarenhändlern, die neben dem 
Kleinhandel auch Großhandel betreiben. Ist 
der Stückverkauf nur in besonderen von den 
Lagerräumen völlig getrennten Verkaufs- 
räumen gestattet. Der Bundesminister für 
Finanzen kann für einzelne Fälle Ausnahmen 
von dieser Vorschrift zulassen, soweit dafür 
zur Berücksichtigung von Kriegsfolgen ein 
wirtsdiaftliches Bedürfnis besteht. 

(6) unverändert 


(7) unverändert 


4. Nachträgliche Erhöhung des 
Kleinverkaufspreises 


§ 31 


unverändert 
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zuschlagschuld entsteht und wird fällig im 
Zeitpunkt der Preiserhöhung, und zwar für 
alle Erzeugnisse der gleichen Sorte, die sich in 
den Räumen des Betriebs befinden. Steuer- 
schuldner ist der Betriebsinhaber. 

(3) Im Falle des Absatzes 2 muß der er- 
höhte Preis einer im § 3 Abs. 1 vorgesehe- 
nen Steuerklasse entsprechen. Bei Preis- 
erhöhung für die Erzeugnisse einer im Stück- 
verkauf (§ 30) angebrochenen Packung ist der 
Steuerzuschlag für die volle Packung zu ent- 
richten. 

(4) Zur Entrichtung des Steuerzuschlags 
(Absätze 2 und 3) sind Zuschlagsteuerzeichen 
spätestens im Zeitpunkt der Preiserhöhung zu 
verwenden. Auf die Zuschlagversteuerung 
sind die §§ 10 bis 12 sinngemäß anzuwenden. 

(5) Die Absätze 1 bis 3 gelten sinngemäß 
für versteuerte Tabakerzeugnisse und tabak- 
ähnliche Waren, die nicht mit Steuerzeichen 
versehen sind (§10 Abs. 2), sowie für un- 
versteuerte Tabakerzeugnisse und tabakähn- 
liche Waren. 

(6) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 5 
gelten sinngemäß auch für den Großhandel. 

5. Verkehrsbeschränkungen 
§ 32 

Kleinhandel mit Tabakwaren darf nicht in 
Räumen betrieben werden, in denen Tabak, 
Tabakersatzstoffe oder Zigarettenpapier ver- 
arbeitet werden oder zur Herstellung von 
Tabakwaren geeignete Einrichtungen oder 
Werkzeuge vorhanden sind. Betreibt ein 
Tabakwarenher Steller Kleinhandel mit Tabak- 
waren, so muß die Verkaufsstätte von den 
Herstellungsräumen getrennt sein. Der Bun- 
desminister der Finanzen kann durch Rechts- 
verordnung Ausnahmen von diesen Vorschrif- 
ten zulassen, soweit das aus wirtschaftlichen 
Gründen erforderlich ist; er kann dabei be- 
stimmen, daß In einzelnen besonders gelager- 
ten Fällen Ausnahmen Im Verwaltungswege 
gemacht werden können. 

§ 33 

In den Kleinhandelsbetrieb dürfen leere 
Umschließungen für Tabakwaren nicht ver- 
bracht und in ihm dürfen geleerte Umschlie- 
ßungen nicht aufbewahrt werden. Der Bun- 


5. Verkehrsbeschränkungen 


§ 32 


unverändert 


§ 33 
entfällt 
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desminister der Finanzen kann durch Rechts- 
verordnung Ausnahmen zulassen, soweit das 
aus wirtschaftlichen Gründen erforderlich ist; 
er kann dabei bestimmen, daß in einzelnen 
besonders gelagerten Fällen Ausnahmen im 
Verwaltungswege gemadit werden können. 

§ 34 

Das Ausspielen von Tabakerzeugnissen und 
tabakähnlichen Waren ist verboten. 


ZWEITER TEIL 

T abakersatzsteuer 

ABSCHNITT I 
Besteuerung 

1. Steuergegenstand 
§ 35 

Der Tabakersatzsteuer unterliegen Stoffe, 
die bei der Herstellung von Tabakerzeug- 
nissen und tabakähnlidien Waren als Ersatz 
für Tabak dienen (Tabakersatzstoffe). 
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§ 34 

unverändert 


6. Tabaksteuerlager 
§ 34 a 

(1) Zur Lagerung unversteuerter Zigarren 
können T abakwarenhändlern Steuerlager 
nach Vorschriften, die der Bundesminister der 
Finanzen durch Reditsverordnung erläßt, be- 
willigt werden. 

(2) Die Vorschriften der §§ 3, 5 bis 11 
gelten entsprechend. Die Vorschrift des § 12 
gilt mit der Maßgabe, daß Inhaber von 
Steuerlagern für den Steuerwert der entnom- 
menen Steuerzeichen Sicherheit zu leisten ha- 
ben. Leisten sie keine Sicherheit, ist der 
Steuerwert der Steuerzeichen im Zeitpunkt 
ihrer Auslieferung bei der Zollstelle einzu- 
zahlen. 

(3) Die Inhaber von Steuerlagern haben 
eine monatliche Verwaltungkostenentschädi- 
gung von ^/2 vom Hundert des Steuerwerts 
der entnommenen Steuerzeldien, mindestens 
aber 25, — DM monatlich, zu zahlen. Der 
Bundesminister der Finanzen regelt das Ver- 
fahren durch Rechtsverordnung. 


ZWEITER TEIL 

T abakersatzsteuer 

ABSCHNITT I 
Besteuerung 

1. Steuergegenstand 
§ 35 

unverändert 
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2. Steuersatz 


2. Steuersatz 


§ 36 

(1) Die Steuer für Tabakersatzstoffe be- 
trägt 200 DM für einen Doppelzentner Rein- 
gewicht. 

(2) Für Tabakersatzstoffe, die noch nicht 
verarbeitungsreif sind, wird die Steuer nach 
dem Gewicht in verarbeitungsreifem Zustand 
berechnet. 

3. Entstehung der Steuerschuld, 
Steuerschuldner 

§ 37 

(1) Die Steuerschuld entsteht, sobald Ta- 
bakersatzstoffe zur Verarbeitung entnommen 
werden. 

(2) Steuerschuldner ist der Inhaber des 
Herstellungsbetriebes. 

4. Steuererklärung 
§ 38 

(1) Binnen einer Woche nach dem Ablauf 
jedes Kalendervierteljahres hat der Steuer- 
schuldner die Tabakersatzstoffe, für die in 
dem Vierteljahr eine Steuerschuld entstanden 
ist (§ 37), der Zollstelle zur Steuerfestsetzung 
schriftlich anzumelden und dabei den Steuer- 
betrag zu errechnen. Auf Antrag kann die 
Anmeldung für längere Zeitabschnitte zuge- 
lassen werden. 

(2) Ein Steuerbescheid wird nicht erteilt, 
wenn die Steuerschuld den Angaben des 
Schuldners entsprechend festgesetzt wird. 

5. Fälligkeit 
§ 39 

Der Steuerschuldner hat die von ihm er- 
rechnete Steuer bis zum 18. des auf den An- 
meldungszeitraum (§ 38) folgenden Monats zu 
entrichten. Wird ein Steuerbescheid erteilt, hat 
er die Steuer binnen einer Woche nach dessen 
Zustellung zu entrichten. Zahlungsaufschub ist 
unzulässig. 

6. Sonderfälle der Besteuerung 


§ 36 

unverändert 


3. Entstehung derSteuerschuld, 
Steuerschuldner 

§ 37 

unverändert 


4. Steuererklärung 
§ 38 

unverändert 


5. Fälligkeit 
§ 39 

unverändert 


6. Sonderfälle der Besteuerung 


§ 40 § 40 

(1) Für Tabakersatzstoffe, die vorschrifts- unverändert 

widrig aus dem Herstellungsbetrieb entfernt 
werden (§ 42), hat der Betriebsinhaber die 
Steuer zu entrichten. Die Steuerschuld entsteht 
und wird fällig mit der Entfernung. 
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(2) In Fällen des Absatzes 1 hat der 
Steuerschuldner außerdem die Tabaksteuer 
nach § 62 (Tabaksteuerausgleich), und zwar 
nach dem Steuersatz für inländischen Roh- 
tabak, zu entrichten. Das gleiche gilt für Fehl- 
mengen an Tabakersatzstoffen, die sich bei 
Bestandsaufnahmen im Herstellungsbetrieb 
ergeben, soweit für die Fehlmengen die Ta- 
bakersatzsteuer nach § 196 Reichsabgäben- 
ordnung zu entrichten Ist. Die Tabaksteuer- 
schuld (Sätze 1 und 2) entsteht zugleich mit 
der entsprechenden Tabak ersatzsteuerschuld. 


ABSCHNITT II 
Verkehrsbeschränkungen 

1. Verwendung von Tabak- 

ersatzstoffen 

§ 41 

(1) Bei der Herstellung von Zigarren ist die 
Verwendung von Tabakersatzstoffen ver- 
boten. Bei der Herstellung von anderen 
Tabakerzeugnissen und von anderen tabak- 
ähnlichen Waren dürfen nur zugelassene 
Tabakersatzstoffe verwandt werden; der 
Bundesminister der Finanzen ist ermächtigt, 
die Zulassung durch Rechtsverordnung auszu- 
sprechen und hierbei Mindestmengen festzu- 
setzen. 

(2) Die Verwendung von zugelassenen 
Tabakersatzstoffen bedarf außerdem der Ge- 
nehmigung durch das Hauptzollamt. Die 
Genehmigung Ist widerruflich und unter der 
Bedingung zu erteilen, daß im Betrieb die 
vom Bundesminister der Finanzen festgesetz- 
ten Mindestmengen verwandt werden. Die 
Genehmigung ist zu widerrufen, 

1. wenn Umstände vorliegen, die die Anwen- 
dung von besonderen Aufsichtsmaßnahmen 
gemäß § 197 Reichsabgabenordnung recht- 
fertigen, 

2. wenn im letzten Rechnungsjahre die Min- 
destmenge nicht erreidit worden ist. 

In den Fällen der Ziffer 2 kann das Haupt- 
zollamt Ausnahmen zulassen. 

2. Abgabe durch Hersteller 

§ 42 

Tabakersatzstoffe dürfen nur mit Geneh- 
migung des Hauptzollamts aus dem Her- 
stellungsbetrieb entfernt werden. 


ABSCHNITT II 

Verkehrsbeschränkungen 

1. Verwendung von Tabak- 
ersatzstoffen 

§ 41 

unverändert 


2. Abgabe durch Hersteller 
§ 42 

unverändert 
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3. Kennzeichnung 

§ 43 

(1) Erzeugnisse, die ganz oder zum Teil 
aus zugelassenen Tabakersatzstoffen bestehen, 
sind zu kennzeichnen, 

(2) Der Bundesminister der Finanzen trifft 
die näheren Bestimmungen durch Rechtsver- 
ordnung; er kann dabei Ausnahmen zulassen, 
soweit das aus wirtschaftlichen Gründen er- 
forderlich ist. 

4. Verkehrsverbot 

§ 44 

Zigarren, die ganz oder zum Teil aus 
Tabakersatzstoffen bestehen, und andere 
Tabakerzeugnisse und tabakähnliche Waren, 
bei deren Herstellung nichtzugelassene Tabak- 
ersatzstoffe verwandt worden sind, dürfen 
nicht in den Verkehr gebracht werden. 


ABSCHNITT III 

Erzeugnisse, die zur Linderung von 
Asthmabesdiwerden wie Tabakerzeugnisse 
verwandt werden sollen 

§ 45 

Die Herstellung und das Inverkehrbringen 
von Erzeugnissen, die zur Linderung von 
Asthmabeschwerden wie Tabakerzeugnisse 
verwandt werden sollen, bedürfen der Ge- 
nehmigung des Bundesministers der Finanzen. 
Hersteller solcher Erzeugnisse unterliegen 
nach näherer Bestimmung des Bundesministers 
der Finanzen der Steueraufsicht. Der Bundes- 
minister der Finanzen regelt die steuerliche 
Behandlung der Erzeugnisse durch Rechts- 
verordnung entsprechend den Vorschriften 
dieses Gesetzes; er kann dabei von einzelnen 
Vorschriften abweichen und die Erzeugnisse 
sowie ihre Rohstoffe von den Steuern, die 
nach diesem Gesetz zu erheben wären, ganz 
oder teilweise befreien. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
3. Kennzeichnung 
§ 43 

unverändert 


4. Verkehrsverbot 
§ 44 

unverändert 


ABSCHNITT III 

Erzeugnisse, die zur Linderung von 
Asthmabeschwerden geraucht werden sollen 


§ 45 

Die Herstellung und das Inverkehrbringen 
von Erzeugnissen, die zur Linderung von 
Asthmabesdiwerden geraucht werden sollen, 
bedürfen der Genehmigung des Bundesmini- 
sters der Finanzen. Hersteller soldier Erzeug- 
nisse unterliegen nach näherer Bestimmung 
des Bundesministers der Finanzen der Steuer- 
aufsidit. Der Bundesminister der Finanzen 
regelt die steuerliche Behandlung der Erzeug- 
nisse durch Rechtsverordnung entsprechend 
den Vorschriften dieses Gesetzes; er kann da- 
bei von einzelnen Vorschriften abweichen 
und die Erzeugnisse sowie ihre Rohstoffe von 
den Steuern, die nach diesem Gesetz zu er- 
heben wären, ganz oder teilweise befreien. 
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DRITTER TEIL 

Verkehr mit Rohtabak 

ABSCHNITT I 
Allgemeine Vorsdiriften 

1. Rohtabak 
§ 46 

(1) Als Rohtabak gelten: 

1. Tabakblätter, Tabakrippen (Tabakstengel), 

2. Tabakabfälle, wenn sie nicht die Form von 
Feinschnitt, Pfeifentabak oder Schnupf- 
tabak (§ 3 Abs. 1 Abteilungen C, D und 
F) haben, 

3. Karotten (Mangotes) zur Herstellung von 
Schnupftabak, 

4. Abfälle und Strünke im Sinne des § 60, 

5. Zigarreneinlage, die ausschließlich aus ent- 
rippten Tabakblättern oder aus einem Ge- 
menge von solchen Blättern und bearbeite- 
ten Tabakrippen besteht. 

(2) Tabak von mehrähnlicher Beschaffen- 
heit (Tabakstaub, Tabakmehl) ist steuerlich 
auch dann v/ie Schnupftabak zu behandeln, 
wenn er mineralische oder sandige Beimengun- 
gen enthält. 

2. Rohtabakhändler 
S 47 

(1) Rohtabakhändler im Sinne des Gesetzes 
ist, wer für eigene Rechnung mit Rohtabak 
(§ 46 Abs. 1) Handel treibt. 

(2) Als Rohtabakhändler gelten auch 

1. Makler, Kommissionäre, Agenten und der- 
gleichen, soweit sie Ansichtsmuster von 
Rohtabak mit sich führen oder soweit 
solche an sie versandt werden, 

2. Tabakpflanzer (§ 53), die selbstgebauten 
Rohtabak bearbeiten oder von anderen 
Tabakpflanzern Rohtabak hinzukaufen. 

(3) Als Rohtabakhändler gelten nicht; 

1. Hersteller von Tabakerzeugnissen, die nur 
gelegentlich einzelne Mengen von Roh- 
tabak an andere Hersteller oder an Roh- 
tabakhändler abgeben, 


DRITTER TEIL 

Verkehr mit Rohtabak 

ABSCHNITT I 
Allgemeine Vorschriften 
1. Rohtabak 
§ 46 

unverändert 


2. Rohtabakhändler 
§ 47 

unverändert 
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2. Tabakwarenkleinhändler, die Rohtabak 
von Rohtabakhändlern beziehen, um ihn 
unverändert an Verbraucher im Klein- 
handel abzugeben (§ 73). 

(4) Rohtabakhändler dürfen nur mit Zu- 
stimmung des Bundesministers der Finanzen 
oder der von ihm bestimmten Stelle mit 
Tabakmehl (Puder) handeln, das zum Mat- 
tieren von Zigarren verwandt werden soll. 
Sie werden dann steuerlich insoweit als Her- 
steller behandelt. 


3. Verkehrsbeschränkungen 

a) Grundsatz 
§ 48 

(1) Im Zollgebiet darf Rohtabak nur unter 
amtlicher Überwachung gewonnen, behan- 
delt, bearbeitet, versandt, gelagert und ver- 
arbeitet werden. Die näheren Vorschriften 
erläßt der Bundesminister der Finanzen durch 
Rechtsverordnung. 

(2) Für Rohtabak, der im amtlich nicht 
überwachten Verkehr angetroffen wird, gel- 
ten die §§ 200 und 200 a Reichsabgabenord- 
nung entsprechend. 

b) Bezug und Abgabe von Rohtabak 
§ 49 

(1) Der Bezug von Rohtabak ist nur Per- 
sonen erlaubt, die als Rohtabakhändler (§ 47) 
oder als Hersteller von Tabakerzeugnissen 
(§ 5 Abs. 3) bei der Zollstelle angemeldet 
sind oder denen eine Genehmigung nach § 74 
erteilt worden ist. 

(2) Die Bezugsberechtigten (Absatz 1) dür- 
fen Rohtabak nur aus dem Zollausland oder 
den Zollausschlüssen oder von anderen Be- 
zugsberechtigten oder von inländischen Ta- 
bakpflanzern, die bei der Zollstelle angemel- 
det sind, beziehen. Die Bezugsberechtigten 
dürfen Rohtabak nur an andere Bezugsbe- 
rechtigte abgeben oder in das Zollausland 
oder in die Zollausschlüsse ausführen. 

(3) Tabakpflanzer (§ 53) dürfen im Inland 
gewonnenen Rohtabak nur an Bezugsberech- 
tigte (Absatz 1) abgeben oder in das Zoll- 
ausland oder in die Zollausschlüsse ausführen. 


3. Verkehrsbeschränkungen 

a) Grundsatz 
§ 48 

unverändert 


b) Bezug und Abgabe von Rohtabak 
§ 49 

unverändert 
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c) Lagerung durdi Rohtabakhändler 
§ 50 

(1) Rohtabakhändler dürfen ausländischen 
Rohtabak nur in einer öffentlichen Zoll- 
niederlage oder in einem Zolleigenlager, in- 
ländischen Rohtabak nur in einer öffentlichen 
Niederlage für inländischen Rohtabak (Ta- 
bakniederlage) oder in einem unter Zollmit- 
verschluß stehenden Lager für inländischen 
Rohtabak (Tabaklager unter Zollmitver- 
schluß) lagern. 

(2) Rohtabakhändlern, die wiederholt we- 
gen Zuwiderhandlung gegen dieses Gesetz 
oder die zu diesem erlassenen Durchführungs- 
bestimmungen bestraft worden sind, kann 
auferlegt werden, ihre Vorräte an Rohtabak 
nur in einer öffentlichen Zoll- oder Tabak- 
niederlage zu lagern oder auf ihre Kosten 
unter ständige Steueraufsicht zu stellen. 

d) Lagerung durch Hersteller von Tabak- 
erzeugnissen 

§ 51 

(1) Hersteller von Tabakerzeugnissen dür- 
fen Rohtabak wie Rohtabakhändler lagern 
(§ 50). Außerdem dürfen sie verzollten 
ausländischen und verarbeitungsreifen Inlän- 
dischen Rohtabak in den angemeldeten Räu- 
men des Herstellungsbetriebes lagern. 

(2) Hersteller von Tabakerzeugnissen, die 
zugleich Rohtabakhändler sind, dürfen in den 
Räumen des Herstellungsbetriebes nur die 
Vorräte an Rohtabak lagern, die zur Ver- 
arbeitung im eigenen Betrieb bestimmt sind. 

e) Ausnahmen 
§ 52 

Der Bundesminister der Finanzen kann Aus- 
nahmen von den Verkehrsbeschränkungen 
durch Rechtsverordnung zulassen, soweit das 
aus wirtschaftlichen Gründen erforderlich ist; 
er kann dabei bestimmen, daß in einzelnen 
besonders gelagerten Fällen Ausnahmen Im 
Verwaltungswege gemacht werden können. 

ABSCHNITT II 

Vorschriften für den erwerbsmäßig 
angebauten inländischen Tabak 

1. Anmeldung der Tabakpflan- 
zungen und der Trocken- und 
Aufbewahrungsräume 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

c) Lagerung durch Rohtabakhändlcr 
§ 50 

unverändert 


d) Lagerung durch Hersteller von Tabak- 
erzeugnissen 

§ 51 

unverändert 


e) Ausnahmen 
§ 52 

unverändert 


ABSCHNITT 11 

Vorschriften für den erwerbsmäßig 
angebauten inländischen Tabak 

1. Anmeldung der Tabakpflan- 
zungen und der Trocken- und 
Aufbewahrungsräume 
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§ 53 

(1) Grundstücke, die mit Tabak bepflanzt 
sind, hat der Besitzer der Grundstücke (Ta- 
bakpflanzer) nach näherer Bestimmung des 
Bundesministers der Finanzen bei der Zoll- 
stelle und in Orten ohne Zollstelle bei der 
Gemeindebehörde anzumelden. In der An- 
meldung ist anzugeben, wo der Tabak nada 
der Ernte getrocknet und aufbewahrt wer- 
den soll. 

(2) Der Tabakpflanzer hat die mit Tabak 
bepflanzten Grundstücke zu kennzeidinen 
und für die Erhaltung der Kennzeichnung zu 
sorgen. Der Bundesminister der Finanzen ist 
ermäditigt, durch Rechtsverordnung Bestim- 
mungen über die Kennzeidinung zu treffen. 


2. Festsetzung der Tabaksoll- 
menge 

§ 54 

Die Rohtabakmenge, die der Tabakpflan- 
zcr von seinen angemeldeten Grundstücken 
voraussichtlidi ernten wird (Tabaksollmenge), 
ist vor dem Beginn der Ernte von einem 
Beamten der Bundeszollverwaltung nada An- 
hören eines von ihm ernannten und auf die 
Belange der Verwaltung verpflichteten und 
eines von der Gemeindebehörde ernannten 
Sachverständigen festzusetzen und dem Ta- 
bakpflanzer bekanntzugeben. Der Tabak- 
pflanzer kann gegen die Festsetzung der Ta- 
baksollmenge Einspruda einlegen. Über den 
Einspruch entscheidet das Fiauptzollamt end- 
gültig. Der Bundesminister der Finanzen re- 
gelt das Verfahren durch Rechtsverordnung. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§ 53 

(1) Grundstücke, die mit Tabak bepflanzt 
sind, hat der Besitzer der Grundstücke (Ta- 
bakpflanzer) nadi Vorschriften, die der Bun- 
desminister der Finanzen durch Rechtsver- 
ordnung erläßt, bei der Zollstelle und in 
Orten ohne Zollstelle bei der Gemeindebe- 
hörde anzumelden. In der Anmeldung ist an- 
zugeben, wo der Tabak nach der Ernte ge- 
trocknet und aufbewahrt werden soll. 

(2) unverändert 


la. AnlegenderTabakpflan- 
Zungen 

§ 53 a 

(1) Die Pflanzung ist in gradlinigen Reihen 
anzulegen. Die Reihen müssen gleiche oder 
gleichmäßig wiederkehrende Abstände von- 
einander, die Pflanzen innerhalb der Reihen 
gleichen Abstand haben, 

(2) Tabak darf nicht mit anderen Boden- 
gewächsen gemischt gebaut werden. Wenn 
aber in einer Tabakpflanzung die Pflanzen 
auf einer zusammenhängenden, mindestens 
4 qm großen Fläche ganz ausgefallen sind, 
ist der Nachbau anderer Gewächse auf dieser 
Fläche zulässig, 

2. Festsetzung der Tabaksoli- 
me n g c 

§ 54 

Die Rohtabakmenge, die der Tabakpflan- 
'zer von seinen angemeldeten Grundstücken 
voraussidatlida ernten wird und mindestens 
zur Verwiegung stellen muß (Tabaksoll- 
menge), ist vor dem Beginn der Ernte von 
einem Beamten der Bundeszollverwaltung 
nada Anhören eines von ihm ernannten und 
auf die Belange der Verwaltung verpflichte- 
ten und eines von der Gemeindebehörde er- 
nannten Sachverständigen fcstzusetzen und 
dem Tabakpflanzer bekanntzugeben. Der 
Tabakpflanzer kann gegen die Festsetzung 
der Tabaksollmenge Einspruda einlegen. Über 
den Einspruch entscheidet das Hauptzollamt 
endgültig. Der Bundesminister der Finanzen 
regelt das Verfahren durch Redatsverord* 
nung. 
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§ 55 


Der Tabakpflanzer hat alle Umstände, die 
nach der Festsetzung der Tabaksollmenge die 
Menge des Ernteertrages von der amtlichen 
Verwiegung (§ 56) vermindern, der Zollstelle 
unverzüglich schriftlich anzuzeigen. Die Ta- 
baksollmenge ist gegebenenfalls neu festzu- 
setzen. Für das Verfahren gilt § 54 entspre- 
chend. 

3. Feststellung der Menge des 
gewonnenen Rohtabaks 

§ 56 

Der Tabakpflanzer h^t den gewonnenen 
Rohtabak der Zollstelle zur amtlichen Ver- 
wiegung an Orten und Tagen anzumelden 
und vorzuführen, die das Hauptzollamt oder 
die von ihm bestimmte Stelle im Benehmen 
mit den örtlichen Verbänden der Tabakpflan- 
zer festsetzt. Die Verwiegungstage sind so 
festzusetzen, daß der Rohtabak in der Zeit 
zwischen dem Ende der Trocknung und dem 
Beginn der Gärung, spätestens aber am 3 1 . März 
des Jahres verwegen wird, das auf die 
Ernte folgt. Das Hauptzollämt kann die Ver- 
wiegung auch zu einem späteren Zeitpunkt 
zulassen, soweit dafür ein Bedürfnis besteht. 

4. Räumung der Rohtabak- 
bestände 

§ 57 

Der Tabakpflanzer hat die amtlich ver- 
wegenen Rohtabakmengen in unmittelbarem 
Anschluß an die Verwiegung zu räumen, in- 
dem er den Tabak 

1. an Bezugsberechtigte abliefert oder 

2. In das Zollausland oder in die Zollaus- 
schlüsse ausführt oder 

3. für eigene Rechnung In eine Tabaknieder- 
lage oder in ein Tabaklager unter Zoll- 
mitverschluß einlagert. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§ 55 

(1) Bevor die Tabaksollmenge amtlidi fest- 
gesetzt und über den etwa dagegen erhobe- 
nen Einspruch entschieden worden ist (§ 54), 
dürfen Tabakblätter, ausgenommen Grum- 
pen und Sandblätter, nidit geerntet werden. 
Der Pflanzer hat der Zollstelle das beabsidi- 
tigte Einernten von Grumpen und Sandblät- 
tern spätestens am Tage vor dem Beginn an- 
zuzeigen. 

(2) Der Tabakpflanzer hat alle Umstände, 
die nach der Festsetzung der Tabaksollmenge 
die Menge des Ernteertrages von der amt- 
lichen Verwiegung (§ 56) vermindern, der 
Zollstelle unverzüglich schriftlich anzuzeigen. 
Die Tabaksollmenge ist gegebenenfalls neu 
festzusetzen. Für das Verfahren gilt § 54 ent- 
sprechend. 

3. Feststellung der Menge des 
gewonnenen Rohtabaks 

§ 56 

unverändert 


4. Räumung der Rohtabak- 
bestände 

§ 57 

unverändert 
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Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Das Hauptzollamt kann auf Antrag eine 
angemessene Frist für die Räumung ge- 
währen. 


5. Nachweis der Räumung 

§ 58 

(1) Der Tabakpflanzer hat der Zollstelle 
die Räumung der amtlich verwegenen Roh- 
tabakmenge (§ 57) nachzuweisen. Der Nach- 
weis ist spätestens bis zum 1. August des auf 
das Erntejahr folgenden Jahres zu erbringen 
und wenn die Räumungsfrist in Fällen des 
§57 Satz 2 erst nach dem 1. August endet, 
binnen zehn Tagen nach Ablauf dieser Frist. 

(2) Das Hauptzollamt kann Rohtabakbe- 
stände, deren Räumung nicht rechtzeitig 
nachgewiesen ist, auf Kosten des Tabakpflan- 
zers räumen lassen. 

6. Übergang der Verpflich- 
tungen des T a b a k p f 1 a n z e r s 

§ 59 

Beim Wechsel im Besitz des mit Tabak 
bepflanzten Grundstücks nach dessen Anmel- 
dung (§ 53) und vor vollendeter Ernte gehen 
die Verpflichtungen des Tabakpflanzers aus 
den §§ 56 bis 58 auf den neuen Besitzer über. 
Das gleiche gilt beim Wechsel im Besitz des 
gewonnenen Rohtabaks. Vor der amtlichen 
Verwiegung darf der gewonnene Rohtabak 
nur nach Genehmigung des Hauptzollamts 
abgegeben werden (§ 49 Abs. 3). Das 
Hauptzollamt kann auch in anderen Fällen 
zulassen, daß der Tabakpflanzer die ihm ob- 
liegenden Verpflichtungen auf Rohtabak- 
händler, Hersteller von Tabakerzeugnissen 
oder Tabakpflanzer überträgt. 

7. Vorschriften für die Tabak- 
pflanzungen 

§ 60 

(1) Die Pflanzung ist in gradlinigen Reihen 
anzulegen. Die Reihen müssen gleiche oder 
gleichmäßig wiederkehrende Abstände von- 
einander, die Pflanzen innerhalb der Reihen 
gleichen Abstand haben. 

(2) Tabak darf nicht mit anderen Boden- 
gewächsen gemischt gebaut werden. Wenn 
aber in einer Tabakpflanzung die Pflanzen 



7. SonstigeVorschriftenfürdie 
Tabakpflanzungen 

§ 60 
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auf einer zusammenhängenden, mindestens 
4 qm großen Fläche ganz ausgefallen sind, ist 
der Nachbau anderer Gewächse auf dieser 
Fläche zulässig. 

(3) Bevor die Tabaksollmenge amtlich fest- 
gesetzt und über den etwa dagegen erhobe- 
nen Einspruch entschieden worden ist (§ 54), 
dürfen Tabakblätter, ausgenommen Grum- 
pen und Sandblätter, nicht eingcerntet wer- 
den. Der Pflanzer hat der Zollstelle das be- 
absichtigte Einernten von Grumpen und 
Sandblättern spätestens am Tage vor dem 
Beginn anzuzeigen. 

(4) Das Umpflügen eines mit Tabak be- 
pflanzten Grundstückes oder Grundstück- 
t eiles und die sonstige Vernichtung einer Ta- 
bakpflanzung ist der Zollstelle vorher anzu- 
zeigen. 

(5) Alle vor der Ernte entstehenden Ab- 
fälle (Spindeln, Geize, mißratene Pflanzen 
und dergleichen) sind auf dem mit Tabak be- 
pflanzten Grundstück sofort zu vernichten. 

(6) Nach Beendigung der Ernte (Abblat- 
ten) müssen die Tabakstrünke auf dem 
Grundstück für die Gewinnung von Roh- 
tabak untauglich gemacht werden. 

(7) Das Hauptzollamt kann das Einernten 
von Abfällen (Absatz 5) und von Tabak- 
strünken (Absatz 6) zur Rohtabakgewinnung 
und das Erzielen einer Nachernte geneh- 
migen. 


ABSCHNITT III 

Besteuerung von Rohtabak 
(T abaksteuerausgleich) 

1. Gegenstand 
§ 61 

(1) Für Rohtabak, der 

1. vorschriftswidrig nicht unter amtliche 
Überwachung gestellt wird oder 

2. vorschriftswidrig aus der amtlichen Über- 
wachung entfernt wird oder ohne vor- 
herige Anmeldung oder ohne amtliche 
Überwachung vernichtet, vergällt oder aus- 
gelaugt wird oder 


(1) Das Umpflügen eines mit Tabak be- 
pflanzten Grundstückes oder Grundstück- 
teiles und die sonstige Vernichtung einer Ta- 
bakpflanzung Ist der Zollstelle vorher anzu- 
zeigen. 

(2) Alle vor der Ernte entstehenden Ab- 
fälle (Spindeln, Geize, mißratene Pflanzen 
und dergleichen) sind auf dem mit Tabak be- 
pflanzten Grundstück sofort zu vernichten. 

(3) Nach Beendigung der Ernte (Abblat- 
ten) müssen die Tabakstrünke auf dem 
Grundstück für die Gewinnung von Roh- 
tabak untauglich gemacht werden. 

(4) Das Hauptzollamt kann nach Vor- 
schriften, die der Bundesminister der Finan- 
zen durdi Rechtsverordnung erläßt, das Ein- 
ernten von Abfällen (Absatz 2) und von Ta- 
bakstrünken (Absatz 3) zur Rohtabakgewin- 
nung und das Erzielen einer Nachernte ge- 
nehmigen. 


ABSCHNITT III 

Besteuerung von Rohtabak 

(T abaksteuerausgleich) 

1. Gegenstand 
§ 61 

unverändert 
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3. bei der Versendung, ohne nachweislich un- 
tergegangen zu sein, das Bestimmungsziel 
nicht erreicht oder 

4. zur amtlichen Verwiegung nicht vorgeführt 
wird (§ 56) oder nicht als geräumt nach- 
gewiesen wird (§ 58), 

ist die Tabaksteuer zu entrichten, und zwar 
nach den §§ 62 bis 64 (Tabaksteuerausgleich). 
Das gilt auch für die Mindermenge an Roh- 
tabak, die gegenüber der Tabaksollmenge 
(§ 54) nicht zur amtlichen Verwiegung vor- 
geführt wird, sofern nicht dargetan wird, 
daß die Mindermenge auf Umstände zurück- 
zuführen ist, die eine Steuerschuld in der 
Person des Steuerschuldners nicht begründen. 

(2) In diesen Fällen gilt der Rohtabak als 
Tabakerzeugnis im Sinne des § 2 Abs. 2 
Ziff. 1. 

2. Steuersatz 
§ 62 

(1) Der Tabaksteuerausgleich beträgt für 
einen Doppelzentner Rohtabak 3000 DM. 
Wenn der Steuersdiuldner (§ 64) die inlän- 
dische Herkunft des Rohtabaks nachweist, 
ermäßigt sich der Steuersatz auf 900 DM. 

(2) Der Tabaksteuerausgleich wird für ver- 
arbeitungsreifen Rohtabak nach dem Rein- 
gewicht, für nicht verarbeitungsreifen Roh- 
tabak nach dem um 20 vom Hundert ge- 
kürzten Reingewicht berechnet. 

3. Entstehung und Fälligkeit 
der Steuerschuld 

§ 63 

Die T abaksteuerausgleichschuld entsteht 
und wird zugleich fällig 

1. in den Fällen des § 61 Abs. 1 Satz 1 Ziff. 1 
bis 3 mit dem Übergang des Rohtabaks 
in den amtlich nicht überwachten Verkehr, 

2. in den Fällen des § 61 Abs. 1 Satz 1 Ziff. 4 

a) wenn der Rohtabak nicht zur amtlichen 
Verwiegung vorgeführt wird, mit Ab- 
lauf des letzten Verwiegungstages(§ 56), 

b) wenn der Rohtabak nicht als geräumt 
nachgewiesen wird, mit Ablauf der 
Frist für den Nachweis der Räumung 
(§ 58), 


2. Steuersatz 
§ 62 

(1) Der Tabaksteuerausgleich beträgt für 
einen Doppelzentner Rohtabak 2 250 DM. 
Wenn der Steuerschuldner (§ 64) die inländi- 
sche Herkunft des Rohtabaks nachweist, er- 
mäßigt sich der Steuersatz auf 750 DM. 

(2) Der Tabaksteuerausgleich wird für ver- 
arbeitungsreifen Rohtabak nach dem Rein- 
gewicht, für nicht verarbeitungsreifen Roh- 
tabak nach dem um 20 vom Hundert ge- 
kürzten Reingewicht berechnet. 

3. Entstehung und Fälligkeit 
der Steuerschuld 

§ 63 

unverändert 


39 



Entwurf 
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3. in den Fällen des § 61 Abs. 1 Satz 2 mit 
Ablauf des letzten Verwiegungstages (§ 56). 

4. Steuerschuldner 
und H a f t u n g s s c h u 1 d n e r 

§ 64 

(1) Steuerschuldner ist, 

1. wenn über Rohtabak, der aus dem Zoll- 
ausland oder einem Zollausschluß ein- 
geführt wird, erstmalig vorschriftswidrig 
so verfügt wird, als wäre er im zollrecht- 
lich freien Verkehr, der Zollschuldner, 

2. wenn Rohtabak, der in einer öffentlichen 
Zoll- oder Tabakniederlage lagert, in den 
amtlich nicht überwachten Verkehr über- 
geführt wird, der Niederleger, 

3. wenn Rohtabak, der in einem Zolleigen- 
lager oder in einem Tabaklager unter Zoll- 
mitverschluß lagert, in den amtlich nicht 
überwachten Verkehr übergeführt wird, 
der Lagerinhaber, 

4. wenn Rohtabak nicht zur amtlichen Ver- 
wiegung vorgeführt oder nicht als geräumt 
nachgewiesen wird, der Tabakpflanzer, 

5. in anderen als den unter 1 bis 4 auf geführ- 
ten Fällen derjenige, dem die Verpflich- 
tung obliegt, den Rohtabak in der amt- 
lichen Überwachung zu erhalten oder un- 
ter diese Überwachung zu stellen. 

(2) Wenn ausländischer Rohtabak mit 
Zollbegleitschein befördert wird, haftet der 
Zollbegleitscheinnehmer auch für den Tabak- 
steuerausgleich. 

5. Besteuerung von Fehlmengen 
§ 65 

Ergeben sich bei Bestandsaufnahmen an 
Rohtabak Fehlmengen, so ist § 196 Reichs- 
abgabenordnung sinngemäß anzuwenden. 
Den Tabaksteuerausgleich für die Fehlmenge 
hat zu entrichten, wer nach § 64 Steuer- 
schuldner wäre, wenn der Übergang des Roh- 
tabaks in den amtlich nicht überwachten Ver- 
kehr festgestellt worden wäre. 

6. Beginn und Erlöschen 
der Haftung des Rohtabaks 

§ 66 

Der Rohtabak haftet (§121 Reichsabgaben- 
ordnung) für den Tabaksteuerausgleich, so- 


4. Steuerschuldner 
und H a f t u n g s s c h u 1 d n e r 

§ 64 

unverändert 


5. Besteuerung von Fehlmengen 
§ 65 

unverändert 


6. Beginn und Erlöschen 
der Haftung des Rohtabaks 

§ 66 

unverändert 


40 



Entwurf 

weit er aus dem Zollausland oder den Zoll- 
ausschlüssen eingeführt wird, vom Über- 
schreiten der Zollgrenze, soweit er im Zoll- 
gebiet gewonnen wird, vom Abernten der 
Tabakblätter an. Die Haftung erlischt, so- 
bald der Rohtabak zu Tabakerzeugnissen ver- 
arbeitet worden ist oder sonst bestimmungs- 
gemäß aus der amtlichen Überwachung aus- 
scheidet. 

ABSCHNITT IV 
Sonderfälle 

1. Anbau von Tabak 

zuLehrzwecken 

§ 67 

Tabak, der in botanisdien und anderen 
Gärten zu Lehrzwecken angebaut wird, be- 
darf keiner Anmeldung nadi § 53, wenn nidit 
mehr als 30 qm Grundfläche mit Tabak be- 
pflanzt werden. Bebauung größerer Flächen 
gilt als crNverbsmäßiger Anbau. Der Bundes- 
niinister der Finanzen kann für den Tabak- 
anbau zu Forsdiungszwecken in einzelnen 
'Fällen Abweichungen von den Vorschriften 
dieses Gesetzes im Verwaltungswege zu- 
lassen. 

2. Anbau von Tabak 

für den eigenen Hausbedarf 

§ 68 

(1) Tabakpflanzer, die für den Bedarf des 
eigenen Haushalts Tabak auf einer Grund- 
fläche von nicht mehr als 50 qm anbauen 
und nicht mehr als 200 Pflanzen setzen, sind 
T abakkleinpflanzer. 

(2) Wer erwerbsmäßig Tabak anbaut oder 
am Erwerbsanbau eines Dritten beteiligt ist, 
kann nicht Kleinpflanzer sein. Als Beteili- 
gung gilt auch die Zugehörigkeit zum Haus- 
halt eines Erwerbspflanzers. 

§ 69 

Der Tabakpflanzer hat die mit Tabak be- 
pflanzten Grundstücke bis zum 30. Juni nach 
näherer Bestimmung des Bundesministers der 
Finanzen bei der Zollstelle und in Orten ohne 
Zollstelle bei der Gemeindebehörde anzumel- 
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ABSCHNITT IV 
Sonderfälle 

1. Anbau von Tabak zu 
Lehr- und F o r s c h u n g s z w e c k e n 

§ 67 

(1) Tabak, der in botanischen und ande- 
ren Gärten zu Lehrzwecken angebaut wird, 
bedarf keiner Anmeldung nach § 53, wenn 
nicht mehr als 30 qm Grundfläche mit Tabak 
bepflanzt werden. Bebauung größerer Flächen 
gilt als erwerbsmäßiger Anbau. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann 
für den Tabakanbau zu Forschungszwecken 
in einzelnen Fällen Abweichungen von den 
Vorschriften dieses Gesetzes im Verwaltungs- 
wege zulassen. 

2. Anbau von Tabak 
für den eigenen Hausbedarf 

§ 68 

unverändert 


§ 69 

Der Tabakpflanzer hat die mit Tabak be- 
pflanzten Grundstücke bis zum 30. Juni nach 
näherer Bestimmung des Bundesministers der 
Finanzen bei der Zollstelle anzumelden. Er 
hat dabei zu erklären, daß der Ernteertrag 
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den. Er hat dabei zu erklären, daß der Ernte- 
ertrag ausschließlich für den eigenen Haushalt 
verwandt werden soll. 

§ 70 

(1) Der Tabakkleinpflanzer hat seinen 
Ernteertrag als Pfeifentabak mit 1,75 DM für 
ein Kilogramm zu versteuern, für den Er- 
trag eines Erntejahres aber mindestens 8 DM 
zu entrichten. Die Zollstelle setzt den Ernte- 
ertrag auf Grund der Anmeldung des Tabak- 
kleinpflanzers fest. Mit dieser Festsetzung 
entsteht die Steuerschuld. 

(2) Die Steuer wird von der festgesetzten 
Rohtabakmenge unter Berücksichtigung eines 
Gewichtsabzugs von 20 vom Hundert berech- 
net und dem Pflanzer durch Steuerbescheid 
mitgeteilt. Er hat die Steuer binnen einer 
Woche nach Zustellung des Steuerbescheides 
zu entrichten. 

§ 71 

Der Tabakkleinpflanzer ist verpflichtet, den 
geernteten Tabak bis zum Verbrauch in sei- 
nem Gewahrsam zu halten. Er darf ihn nur 
für den eigenen Hausbedarf verwenden. 


§ 72 

(1) Wenn Tabakkleinpflanzer den Anbau 
nicht anmelden oder Kleinpflanzertabak be- 
stimmungswidrig verwenden, ist der Tabak- 
steuerausgleich nach den §§61 ff. zu entrich- 
ten. Die nach § 70 gegebenenfalls entrich- 
tete Steuer ist anzuredmen. 
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ausschließlich für den eigenen Haushalt ver- 
wandt werden soll. 

§ 70 

(1) Der Tabakkleinpflanzer hat seinen 
Ernteertrag als Pfeifentabak mit 1,25 DM für 
ein Kilogramm zu versteuern, für den Er- 
trag eines Erntejahres aber mindestens 6 DM 
zu entrichten. Die Zollstelle setzt den 
Ernteertrag auf Grund der Anmeldung des 
Tabakkleinpflanzers fest. Mit dieser Fest- 
setzung entsteht die Steuerschuld. 

(2) Die Steuer wird von der festgesetzten 
Rohtabakmenge unter Berücksichtigung eines 
Gewichtsabzugs von 20 vom Hundert berech- 
net und dem Pflanzer durch Steuerbescheid 
mitgeteilt. Er hat die Steuer binnen einer 
Woche nach Zustellung des Steuerbescheides 
zu entrichten. 

§ 71 

Der Tabakkleinpflanzer ist verpflichtet, 
den geernteten Tabak bis zum Verbraudi 
in seinem Gewahrsam zu halten, soweit er 
nicht von der Möglichkeit des § 71 a Ge- 
brauch macht. Er darf den Tabak nur für den 
eigenen Hausbedarf verwenden. 

§ 71a 

(1) Der Tabakkleinpflanzer kann den ge- 
ernteten Tabak bei einem angemeldeten Her- 
steller im Lohn zu Rauchtabak (feingeschnit- 
tenen Rauchtabak oder Pfeifentabak) ver- 
arbeiten lassen. Er hat bei der Ablieferung 
des Tabaks dem Hersteller die Quittung über 
die entrichtete Steuer (§ 70) vorzulegen. 

(2) Bei der Rückgabe des nach Absatz 1 
verarbeiteten Tabaks an den Tabakklein- 
pflanzer entsteht abweichend von § 5 Abs. 1 
keine neue Steuerschuld. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen ist 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung das Ver- 
fahren zu regeln. 

§ 72 

unverändert 
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(2) Wird versteuerter Kleinpflanzcrtabak 
wider den Willen des Tabakkleinpflanzers 
aus seinem Gewahrsam entfernt, so ist der 
Steuerunterschied zwischen der gezahlten 
Steuer (§ 70) und dem Tabaksteuerausgleich 
zu entrichten. Steuerschuldner ist derjenige, 
der den Tabak aus dem Gewahrsam des Ta- 
bakkleinpflanzers entfernt. Die Steuerschuld 
entsteht und wird fällig mit der Entfernung. 

3. AbgabevonRohtabak 
an Verbraucher 

§ 73 

Als Tabakerzeugnis wird Rohtabak be- 
steuert, den Tabakwarenkleinhändler von 
Rohtabakhändlern beziehen, um ihn unver- 
ändert an Verbraucher im Kleinhandel abzu- 
geben. Die näheren Vorschriften erläßt der 
Bundesminister der Finanzen durch Rechts- 
verordnung. 

4. Betriebe, die Rohtabak 
imLohn bearbeiten 


§ 74 

Der Bundesminister der Finanzen kann 
beim Vorliegen eines wirtschaftlichen Bedürf- 
nisses auf Antrag in einzelnen Fällen zulassen, 
daß Betriebe, die nicht Rohtabakhändler sind, 
Rohtabak im Sinne des § 46 für Bezugsbe- 
rechtigte im Lohn bearbeiten, ohne dabei 
gewonnene verbrauchsfähige Tabakerzeug- 
nisse verkaufsfertig zuzurichten. Diese Be- 
triebe sind wie Tabakwarenherstellungs- 
betriebe zu behandeln. 


VIERTER TEIL 

Gemeinsame Vorschriften 

ABSCHNITT I 

Steuererleichterungen 

1. Steuerbefreiung 
und Steuererstattung 
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3. Abgabe von Rohtabak 
an Verbraucher 

§ 73 

unverändert 


4. Betriebe, die Rohtabak be- 
arbeiten, aber nicht Tabak- 
warenherstellungsbetriebe 
sind 

§ 74 

Der Bundesminister der Finanzen kann 
beim Vorliegen eines wirtschaftlichen Bedürf- 
nisses auf Antrag im einzelnen Fall zulassen, 
daß Betriebe, die nicht Tabakwarenherstel- 
lungsbetriebe sind, Rohtabak im Sinne des 
§ 46 für Bezugsberechtigte im Lohn oder 
zur Versorgung kleinerer Hersteller von Ta- 
bakerzeugnissen auf eigene Rechnung bear- 
beiten (entrippen, reißen, walzen, fasern, 
schneiden), ohne dabei gewonnene verbrauchs- 
fähige Tabakerzeugnisse verkaufsfertig zuzu- 
richten. Diese Betriebe sind wie Tabakwaren- 
herstellungsbetriebe zu behandeln. 

VIERTER TEIL 
Gemeinsame Vorschriften 

ABSCHNITT I 
Steuererleichterungen 

1. Steuerbefreiung 
und Steuererstattung 
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a) für Deputate 
§ 75 

Tabakerzeugnisse, die der Hersteller an Ar- 
beiter und Angestellte seines Herstellungs- 
betriebes In der herkömmlichen Welse oder 
auf Grund von Tarifverträgen ohne Entgelt 
zum eigenen Verbrauch abgibt, bleiben von 
der Tabaksteuer befreit; die näheren Vor- 
schriften trifft der Bundesminlstcr der Finan- 
zen durch Rechtsverordnung. Solche Tabak- 
erzeugnisse dürfen nicht an andere Personen 
gegen Entgelt abgegeben werden; wer die- 
sem Verbot zuwiderhandelt, hat die Tabak- 
steuer für die verbotswidrig abgegebenen Er- 
zeugnisse zu entrichten. Die Tabaksteuer- 
schuld entsteht und wird fällig mit der ver- 
botswidrigen Abgabe. Für die Höhe und die 
Entrichtung der Tabaksteuer gelten die §§ 3, 
7, 8, § 9 Absatz 6 Satz 2 und § 12 Satz 2 
sinngemäß. 

b) in sonstigen Fällen 
§ 76 

Der Bundesminister der Finanzen kann 
durch Rechtsverordnung bestimmen, daß von 
der Tabaksteuer und vom Verpackungszwang 
befreit sind; 

1. Tabakwaren, die Hersteller oder In Ihrem 
Auftrag Angestellte innerhalb der Her- 
stellungsräume lediglich zu dem Zweck ver- 
brauchen, um sie zu prüfen, 

2. Muster von Tabakwaren (Reise-, Schau- 
muster und dergleichen), deren Verwen- 
dung zum Genuß durch besondere Vor- 
kehrungen, z. B. durch Aufkleben, unmög- 
lich gemacht ist, 

3. Tabakwaren, die im Herstellungsbetrieb 
unter amtlicher Aufsicht vernichtet oder 
vergällt werden, 

4. Rohtabak und Tabakwaren, die von Ta- 
bakwarenherstellern oder aus dem Aus- 
land an Hersteller von Maschinen oder 
von Spezial-Meß- und -Prüfgeräten zum 
Ausprobieren der Maschinen und Geräte 
oder an wissenschaftliche Institute zu Un- 
tersuchungen abgegeben werden, wenn der 
Rohtabak und die Tabakwaren unter amt- 
licher Aufsicht in den abgebenden Betrieb 
zurückgebracht oder unter amtlicher Über- 
wachung in dem empfangenden Betrieb 
vernichtet werden, 
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a) für Deputate 
§ 75 

unverändert 


b) in sonstigen Fällen 
§ 76 

Der Bundesminister der Finanzen kann 
durch Rechtsverordnung bestimmen, daß 
von der Tabaksteuer und vom Verpadkungs- 
zwang befreit sind: 

1. Proben von Rohtabak, die in Rohtabak- 
handelsbetrieben, Tabakniederlagen und 
Tabaklägern zum Prüfen der Brennfähig- 
keit des Rohtabaks verbraucht werden, 

2. Proben inländischen Rohtabaks, die der 
Tabakpflanzer vor der Räumung des Ta- 
baks (§ 57) als Muster zu Verkaufszwecken 
entnimmt, 

3. Proben von Rohtabak oder Tabakwaren, 
die zu amtlichen Untersuchungen ent- 
nommen werden, 

4. Rohtabak und Tabakwaren, die von Ta- 
bakwarenherstellern oder aus dem Aus- 
land an Hersteller von Maschinen oder 
von Spezial-Meß- und -Prüfgeräten zum 
Ausprobieren der Maschinen und Geräte 
oder an wissenschaftliche Institute zu Un- 
tersuchungen abgegeben werden, wenn 
der Rohtabak und die Tabakwaren unter 
amtlicher Aufsicht in den abgebenden 
Betrieb zurückgebracht oder unter amt- 
licher Überwachung in dem empfangen- 
den Betrieb vernichtet werden, 
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5. Tabakmehl (Puder), das Zigarrenhersteller 
zum Mattieren von Zigarren verwenden, 


6. Tabakmehl, das zur Sdiädlingsbekampfung 
verwandt wird. 


7. Zigarettenhüllen, wenn sie an Betriebe ab- 
gegeben werden, in denen sie zu anderen 
Zwecken als zur Herstellung von Tabak- 
erzeugnissen, z. B. zu Schokoladenzigaret- 
ten oder zu Asthmazigaretten verwandt 
werden, und wenn entweder der Verwen- 
der die Erzeugnisse ausführt oder der Her- 
steller die Zigarettenhüllen derart kenn- 
zeichnet, daß ihre Bestimmung ohne wei- 
teres ersichtlidi ist, 

8. Proben von Rohtabak oder Tabakwaren, 
die zu amtlichen Untersuchungen entnom- 
men werden, 

9. Proben inländischen Rohtabaks, die der 
Tabakpflanzer vor der Räumung des Ta- 
baks (§ 57) als Muster zu Verkauf szwedcen 
entnimmt. 


§ 77 

Die Tabaksteuer wird erstattet, wenn ver- 
steuerte Tabakwaren in den Herstellungsbe- 
trieb wieder aufgenommen werden oder 
wenn versteuerte Tabakwaren, die zum Han- 
del eingeführt worden sind, wieder ausge- 
führt werden. Der Bundesminister der Fi- 
nanzen ist ermädatigt, durdi Rechtsverord- 
nung die Voraussetzungen zu bestimmen und 
das Verfahren zu regeln. 

2. Steuervergütung 
§ 78 

Der Bundesminister der Finanzen kann 
durch Rechtsverordnung bestimmen, daß 
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5. Tabakwaren, die Hersteller oder in ihrem 
Auftrag Angestellte innerhalb der Her- 
stellungsräume lediglich zu dem Zweck 
verbrauchen, um sic zu prüfen, 

6. Muster von Tabakwaren (Reise-, Schau- 
muster und dergleichen), deren Verwen- 
dung zum Genuß durch besondere Vor- 
kehrungen, z. B. durch Aufkleben, un- 
möglich gemacht ist, 

7. Tabakwaren, die im Herstellungsbetrieb 
unter amtlicher Aufsicht vernichtet oder 
vergällt werden, 


8. Tabakmehl (Puder), das Zigarrenherstel- 
ler zum Mattieren von Zigarren ver- 
wenden, 

9. Tabakmehl, das zur Schädlingsbekämp- 
fung verwandt wird, 

10. Zigarettenhüllen, wenn sie an Betriebe 
abgegeben werden, in denen sie zu an- 
deren Zwecken als zur Herstellung von 
Tabakerzeugnissen, z. B. zu Schokoladen- 
zigaretten oder zu Asthmazigaretten ver- 
wandt werden, und wenn entweder der 
Verwender die Erzeugnisse ausführt oder 
der Hersteller die Zigarettenhüllen derart 
kennzeichnet, daß ihre Bestimmung ohne 
weiteres ersichtlich ist. 

§ 77 

Die Tabaksteuer wird erstattet, wenn ver- 
steuerte Tabakwaren in den Herstellungsbe- 
trieb oder in das Tabaksteuerlager wieder 
aufgenommen werden oder wenn versteuerte 
Tabakwaren, die zum Handel eingeführt 
worden sind, wieder ausgeführt werden. Der 
Bundesminister der Finanzen ist ermächtigt, 
durdi Rechtsverordnung die Voraussetzun- 
gen zu bestimmen und das Verfahren zu 
regeln. 

2. Steuervergütung 
§ 78 
entfällt 
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Tabakwarenhändlern bei der Ausfuhr ver- 
steuerter Tabakerzeugnisse die Tabaksteuer 
vergütet wird. Er regelt das dabei anzuwen- 
dende Verfahren. 


ABSCHNITT II 

Vergütung des Zolls bei der Ausfuhr 
von Tabakerzeugnissen 

§ 79 

(1) Werden Tabakerzeugnisse, die im Zoll- 
gebiet ganz oder zum Teil aus ausländischem 
Rohtabak hergestellt worden sind, aus dem 
Herstellungsbetrieb unter Steueraufsicht aus- 
geführt, so wird eine Vergütung gewährt. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen ist 
ermächtigt, die Voraussetzungen, die Höhe 
der Vergütung und das dabei anzuwendende 
Verfahren durch Rechts Verordnung zu be- 
stimmen. 


ABSCHNITT III 

Steuererleichterung für kleinere Betriebe 
§ 80 

(1) Hersteller von Zigarren, Zigaretten, 
feingeschnittenem Rauchtabak (Feinschnitt), 
anderem Rauchtabak als Feinschnitt (Pfeifen- 
tabak) und von Zigarettenhüllen erhalten auf 
Antrag eine Steuererleichterung, die sich nach 
der tabaksteuerlichen Leistung bemißt, so- 
fern der Betrieb am 1. Januar 1951 betriebs- 
fertig war. Das gilt für Hersteller von Zi- 
garettenhüllen nur, wenn der Betriebsinha- 
ber sich ausschließlich mit der Herstellung 
von Zigarettenhüllen befaßt. Die Erleichte- 
rung wird für die in Satz 1 genannten Er- 
zeugnisse (erstattungsfähige Erzeugnisse) in 
der Form gewährt, daß dem Hersteller ein 
Steuerbetrag in Höhe der Steuererleichterung 
erstattet wird. 


(2) Mehrere Betriebe, die ganz oder teil- 
weise für Rechnung einer und derselben Per- 
son oder Gesellschaft oder eines und dessel- 
ben Gesellschafters geführt werden, sind als 
ein Herstellungsbetrieb im Sinne des Absat- 
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ABSCHNITT II 

Vergütung des Zolls bei der Ausfuhr 
von Tabakerzeugnissen 

§ 79 

unverändert 


ABSCHNITT III 

Steuererleichterung für kleinere Betriebe 

§ 80 

(1) Hersteller von Zigarren, Zigaretten, 
feingeschnittenem Rauchtabak (Feinschnitt), 
anderem Rauchtabak als Feinschnitt (Pfeifen- 
tabak) und von Zigarettenhüllen erhalten auf 
Antrag eine Steuererleichterung, die sich nach 
der tabaksteuerlichen Leistung bemißt, so- 
fern der Betrieb am 1. Januar 1951 betriebs- 
fertig war. Das gilt für Hersteller von Ziga- 
rettenhüllen nur, wenn der Betriebsinhaber 
ausschließlich Zigarettenhüllen oder Zigaret- 
tenhüllen und ähnliche Papierwaren, z. B. Zi- 
garrenspitzen, Rauchfilterpatronen, Zahn- 
stocherhülsen, herstellt. Die Erleichterung 
wird für die in Satz 1 genannten Erzeug- 
nisse (erstattungsfähige Erzeugnisse) in der 
Form gewährt, daß dem Hersteller ein Steuer- 
betrag in Höhe der Steuererleichterung er- 
stattet wird. 

(2) unverändert 
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zes 1 anzusehen. Neue Betriebe im Sinne des 
Absatzes 3 werden nur insoweit einbezogen, 
als durch die Einbeziehung die Steuererleich- 
terung nach § 83 gekürzt wird oder nach 
§ 84 wegfällt. Entsprechendes gilt für Be- 
triebe, die die Herstellung einer Gattung 
von erstattungsfähigen T abakerzeugnissen 
neu aufnehmen. 

(3) Betriebe, die nach dem 1. Januar 1951 
entstehen, erhalten auf Antrag die Steuer- 
erleichterung, wenn sie zwei Jahre erstat- 
tungsfähige Tabakerzeugnisse hergestellt ha- 
ben. Entsprechendes gilt, wenn bestehende 
Betriebe die Herstellung einer Gattung von 
erstattungsfähigen T abakerzeugnissen nach 
dem 1. Januar 1951 neu aufnehmen. 

(4) Die Steuererleichterung wird nicht ge- 
währt, wenn 

1. der Betrieb nicht ordnungsmäßig geführt 
wird oder 

2. der Betrieb nach dem 1. Januar 1951 durch 
Teilung eines Betriebes, dem Steuererleich- 
terung nicht zustand, entstanden ist oder 

3. von dem Betrieb, für den Steuererleich- 
terung beantragt wird, mehr als 35 vom 
Hundert einer Gattung erstattungsfähiger 
Erzeugnisse, die im Vierteljahr hergestellt 
werden, an andere Hersteller unversteuert 
abgegeben werden oder 

4. ein Betrieb, der bei rechtzeitiger Zahlung 
der Tabaksteuer einen Anspruch auf Steuer- 
erleichterung nicht haben würde (§§ 84 
und 85), fällige Beträge nicht rechtzeitig 
entrichtet. 

(5) Wenn ein Betrieb auf einen anderen 
Inhaber übergeht, z. B. durch Verkauf oder 
Erbgang, hat der Reditsnachfolger die Steuer- 
erleiditerung erneut zu beantragen. 

(6) Die Steuererleichterung fällt mit Be- 
ginn des Vierteljahres weg, in dem die Vor- 
aussetzungen für die Gewährung der Erleich- 
terung nicht mehr gegeben sind. In den Fäl- 
len des Absatzes 5 jedoch mit dem Zeitpunkt 
des Überganges. Beim Übergang im Laufe 
eines Vierteljahres wird die Steuererleichte- 
rung nach dem von dem bisherigen Inhaber 
und dem Rechtsnachfolger zusammen gezahl- 
ten Steuerwert berechnet und nach dem von 
jedem gezahlten Steuerwert aufgeteilt. Dem 
Rechtsnachfolger wird sein Anteil nur er- 
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(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


(6) unverändert 
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stattet, wenn auch in seiner Person die Vor- 
aussetzungen für die Gewährung der Steuer- 
erleichterung gegeben sind, 

(7) Der Anspruch auf die Steuererleichte- (7) unverändert 

rung ist nicht abtretbar und nicht pfändbar. 

§ 81 § 81 

(1) Die Zahlung der Beträge, die auf Grund unverändert 

der Steuererleichterung zu gewähren sind, 

wird vorläufig ausgesetzt, wenn gegen den 
Betriebsinhaber oder den gesetzlichen Vertre- 
ter ein Strafverfahren wegen vollendeter oder 
versuchter Steuerhinterziehung oder Steuer- 
hehlerei oder wegen Begünstigung einer Per- 
son, die solche Straftat begangen hat, ein- 
geleitet worden ist. 

(2) Die Steuererleichterung entfällt mit 
Beginn des Vierteljahres, in dem die Straftat 
begangen oder begonnen worden ist, wenn 
der Betriebsinhaber oder der gesetzliche Ver- 
treter wegen einer der in Absatz 1 genann- 
ten Straftaten rechtskräftig bestraft wor- 
den ist. 


§ 82 



§ 82 



(1) Die Steuererleichterung bemißt sich 
nach dem im Vierteljahr gezahlten Steuer- 
wert; sie beträgt: 

(1) Die Steuererleichterung bemißt sich 
nach dem im Vierteljahr gezahlten Steuer- 
wert; sie beträgt: 

1. für Hersteller von Zigarren 



1. für Hersteller von Zigarren 



a) bis zum Steuerwertbetrag 
von 7500 DM 

15 

V. H., 

a) bis zum Steuerwertbetrag 
von 8000 DM 

20 

V.H., 

b) darüber hinaus bis zum 
Steuerwertbetrag von 

31 500 DM 

8 

V. H., 

b) darüber hinaus bis zum 
Steuerwertbetrag von 

30 000 DM 

8 

V.H., 

c) darüber hinaus bis zum 
Steuerwertbetrag von 

65 000 DM 

3 

V. H.; 

c) darüber hinaus bis zum 
Steuerwertbetrag von 

64 000 DM 

3 

V.H.; 

2. für Hersteller von Zigaretten 



2. für Hersteller von Zigaretten 



a) bis zum Steuerwertbetrag 
von 160 000 DM 

10 

V. H., 

a) bis zum Steuerwertbetrag 
von 150 000 DM 

10 

V.H., 

b) darüber hinaus bis zum 
Steuerwertbetrag von 

475 000 DM 

7 

V. H., 

b) darüber hinaus bis zum 
Steuerwertbetrag von 

475 000 DM 

7 

V.H.. 

c) darüber hinaus bis zum 
Steuerwertbetrag von 

1 400 000 DM 

4 

V. H.; 

c) darüber hinaus bis zum 
Steuerwertbetrag von 

1 400 000 DM 

4 

V.H.; 

3. für Hersteller von feingeschnit- 
tenem Rauchtabak (Fein- 
schnitt) 



3. fürHersteller von feingeschnit- 
tenem Rauchtabak (Fein- 
schnitt) 
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a) bis zum Steuerwertbetrag 
von 15 000 DM 

10 V. H., 

a) bis zum Steuerwertbetrag 
von 18 000 DM 

12,5 V.H., 

b) darüber hinaus bis zum 
Steuerwertbetrag von 

75 000 DM 

6 V.H., 

b) darüber hinaus bis zum 
Steuerwertbetrag von 

65 000 DM 

6 V. H., 

c) darüber hinaus bis zum 
Steuerwertbetrag von 

150 000 DM 

2,5 V. H.; 

c) darüber hinaus bis zum 
Steuerwertbetrag von 

130 000 DM 

3 V.H.; 

4. für Hersteller von anderem 
Rauchtabak als Feinschnitt 
(Pfeifentabak) 


4. für Hersteller von anderem 
Rauchtabak als Feinschnitt 
(Pfeifentabak) 


a) bis zum Steuerwertbetrag 
von 5 000 DM 

16 V.H., 

a) bis zum Steuerwertbetrag 
von 8 000 DM 

18 V.H., 

b) darüber hinaus bis zum 
Steuerwertbetrag von 

25 000 DM 

12 V. H., 

b) darüber hinaus bis zum 
Steuerwertbetrag von 

25 000 DM 

12 V.H., 

c) darüber hinaus bis zum 
Steuerwertbetrag von 

50 000 DM 

6 V.H.; 

c) darüber hinaus bis zum 
Steuerwertbetrag von 

50 000 DM 

6 V.H.; 


für Hersteller von Zigaretten- 
hüllen 



5. für Hersteller von Zigaretten- 
hüllen 



a) bis zum Steuerwertbetrag 
von 40 000 DM 

9 

V.H., 

a) bis zum Steuerwertbetrag 
von 40 000 DM 

9 

V.H., 

b) darüber hinaus bis zum 
Steuerwertbetrag von 

60 000 DM 

6 

V. H., 

b) darüber hinaus bis zum 
Steuerwertbetrag von 

60 000 DM 

6 

V.H., 

c) darüber hinaus bis zum 
Steuerwertbetrag von 

75 000 DM 

3 

V. H.. 

c) darüber hinaus bis zum 
Steuerwertbetrag von 

75 000 DM 

3 

V.H.. 


(2) Der Höchstbetrag der Steuererleichte- 
rung, der sich nach Absatz 1 Ziffern 1 bis 5 
ergibt, wird auch gewährt, wenn der im Vier- 
teljahr gezahlte Steuerwert die Grenzen des 
Absatzes 1 Ziffern 1 c bis 5 c überschreitet, 
aber unter den Grenzen des § 83 Abs. 1 
bleibt. 


(2) Dem gezahlten Steuerwert ist der 
Steuerwert der auf Steuerlager gelieferten Zi- 
garren zuzurechnen. Für die Errechnung des 
Steuer Werts gilt § 86 entsprechend, 

(3) Der Höchstbetrag der Steuererleichte- 
rung, der sicli nach Absatz 1 Ziffern 1 bis 5 er- 
gibt, wird auch gewährt, wenn der im Vier- 
teljahr gezahlte Steuerwert die Grenzen des 
Absatzes 1 Ziffern 1 c bis 5 c überschreitet, 
aber unter den Grenzen des § 83 Abs. 1 
bleibt. 


§ 83 

(1) Übersteigt in einem Vierteljahr der 
gezahlte Steuerwert 

1. bei Herstellern von Zigarren 

den Betrag von 120 000 DM, 


§ 83 

(1) Übersteigt in einem Vierteljahr der ge- 
zahlte Steuerwert 

1. bei Herstellern von Zigarren 

den Betrag von 110 000 DM, 
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2. bei Herstellern von Ziga- 
retten den Betrag von 2 650 000 DM, 

3. bei Herstellern von fein- 
geschnittenem Rauchtabak 
(Feinschnitt) den Betrag von 250 000 DM, 

4. bei Herstellern von ande- 
rem Rauchtabak als Fein- 
schnitt (Pfeifentabak) den 

Betrag von 90 000 DM, 

5. bei Herstellern von Ziga- 
rettenhüllen den Betrag von 120 000 DM, 

so wird der Betrag der Steuererleichterung, 
der sich aus § 82 ergibt, um 25 vom Hundert 
gekürzt. 

(2) Übersteigt in einem Vierteljahr der ge- 
zahlte Steuerwert 

1. bei Herstellern von Zigarren 

den Betrag von 140 000 DM, 

2. bei Herstellern von Ziga- 
retten den Betrag von 4 200 000 DM, 

3. bei Herstellern von fein- 
geschnittenem Rauchtabak 
(Feinschnitt) den Betrag von 270 000 DM, 

4. bei Herstellern von ande- 
rem Rauchtabak als Fein- 
schnitt (Pfeifentabak) den 

Betrag von 100 000 DM, 

5. bei Herstellern von Ziga- 
rettenhüllen den Betrag von 130 000 DM, 

so wird der Betrag der Steuererleichterung, 
der sich aus § 82 ergibt, um 50 vom Hundert 
gekürzt. 

(3) Die Kürzung tritt auch ein, wenn ein 
Betrieb durch säumige Zahlung der Tabak- 
steuer die Steuerwertgrenzen der Absätze 1 
und 2 unterschreitet, sie aber bei rechtzeiti- 
ger Zahlung überschritten hätte. 

S 84 

Übersteigt in einem Vierteljahr der ge- 
zahlte Steuerwert 

1. bei Herstellern von Zigar- 
ren den Betrag von 160 000 DM, 

2. bei Herstellern von Ziga- 
retten den Betrag von 5 700 000 DM, 

3. bei Herstellern von fein- 
geschnittenem Rauchtabak 
(Feinschnitt) den Betrag 

von 300 000 DM, 
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2. bei Herstellern von Ziga- 
retten den Betrag von 2 800 000 DM, 

3. bei Herstellern von fein- 
geschnittenem Rauchtabak 
(Feinschnitt) den Betrag von 220 000 DM, 

4. bei Herstellern von ande- 
rem Rauchtabak als Fein- 
schnitt (Pfeifentabak) den 

Betrag von 90 000 DM, 

5. bei Herstellern von Ziga- 
rettenhüllen den Betrag von 120 000 DM, 

so wird der Betrag der Steuererleichterung, 
der sich aus § 82 ergibt, um 25 vom Hundert 
gekürzt. 

(2) Übersteigt in einem Vierteljahr der ge- 
zahlte Steuerwert 

1. bei Herstellern von Zigarren 

den Betrag von 130 000 DM, 

2. bei Herstellern von Ziga- 
retten den Betrag von 4 700 000 DM, 

3. bei Herstellern von fein- 
geschnittenem Rauchtabak 
(Feinschnitt) den Betrag von 240 000 DM, 

4. bei Herstellern von ande- 
rem Rauchtabak als Fein- 
schnitt (Pfeifentabak) den 

Betrag von 105 000 DM, 

5. bei Herstellern von Ziga- 
rettenhüllen den Betrag von 130 000 DM, 

so wird der Betrag der Steuererleichterung, 
der sich aus § 82 ergibt, um 50 vom Hundert 
gekürzt. 


§ 84 

Übersteigt in einem Vierteljahr der ge- 
zahlte Steuerwert 

1. bei Herstellern von Zigarren 

den Betrag von 150 000 DM, 

2. bei Herstellern von Ziga- 
retten den Betrag von 7 000 000 DM, 

3. bei Herstellern von fein- 
geschnittenem Rauchtabak 
(Feinschnitt) den Betrag von 260 000 DM, 
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4. bei Herstellern von ande- 
rem Rauchtabak als Fein- 
schnitt (Pfeifentabak) den 

Betrag von 110 000 DM, 

5. bei Herstellern von Zigaret- 
tenhüllen den Betrag von 150 000 DM, 

so wird die Steuererleichterung nicht ge- 
währt. 

§ 85 

(1) Stellt ein Hersteller mehrere Gattungen 
von erstattungsfähigen Erzeugnissen oder 
neben solchen auch andere Tabakerzeugnisse 
her, so wird ihm die Steuererleichterung nur 
gewährt, wenn der im Vierteljahr für alle 
von ihm hergestellten Tabakerzeugnisse ge- 
zahlte Steuerwert 

1. bei Betrieben, die auch Zi- 

garetten herstellen, den Be- 
trag von 4 500 000 DM, 

2. bei Betrieben, die Zigar- 
ren und feingeschnittenen 
Rauchtabak (Feinschnitt) 
oder anderen Rauchtabak 
als Feinschnitt (Pfeifenta- 
bak) hersteilen, den Betrag 

von 280 000 DM, 

3. bei Betrieben, die aus- 
schließlich feingeschnittenen 
Rauchtabak (Feinschnitt) 
und anderen Rauchtabak als 
Feinschnitt (Pfeifentabak) 
hersteilen, 

a) wenn die Herstellung 
von feingeschnittenem 
Rauchtabak überwiegt, 

den Betrag von 270 000 DM, 

b) wenn die Herstellung von 
anderem Rauchtabak als 
Feinschnitt überwiegt, 

den Betrag von 175 000 DM 

nicht übersteigt. 
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4. bei Herstellern von ande- 
rem Rauchtabak als Fein- 
schnitt (Pfeifentabak) den 

Betrag von 120 000 DM, 

5. bei Herstellern von Ziga- 
rettenhüllen den Betrag von 150 000 DM, 

so wird die Steuererleichterung nicht gewährt. 
§ 85 

Stellt ein Hersteller Zigaretten und 
daneben andere Gattungen von erstattungs- 
fähigen oder nicht erstattungsfähigen Tabak- 
erzeugnissen her, so wird ihm die Steuer- 
erleichterung nur für Zigaretten gewährt. Da- 
bei darf der im Vierteljahr gezahlte Steuer- 
wert 

1. bei Zigaretten den Betrag 

von 5 250 000 DM, 

2. bei einem der anderen er- 
stattungsfähigen Erzeugnisse 
125 vom Hundert, bei den 
übrigen aber je 50 vom 
Hundert der Steuerwert- 
grenzen des § 84 Ziff. 1, 3 
und 4, 

3. bei nicht erstattungsfähigen 
Erzeugnissen den Betrag 

von zusammen 20 000 DM 


nicht übersteigen. 

(2) Stellt ein Hersteller keine Zigaretten, 
aber mehrere andere Gattungen von erstat- 
tungsfähigen Erzeugnissen oder neben solchen 
auch andere Tabakerzeugnisse her, so wird 
ihm die Steuererleichterung nur gewährt, 
wenn der im Vierteljahr für alle von ihm 
hergestellten Tabakerzeugnisse 

1. bei Betrieben, 

a) die Zigarren, feingesdinit- 
tenen Rauchtabak (Fein- 
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Dabei darf bei den unter Ziffer 1 ge- 
nannten Betrieben der im Vierteljahr 
für erstattungsfähige Erzeugnisse gezahlte 
Steuerwert den Betrag von 4 300 000 DM bei 
Zigaretten und den Betrag von zusammen 
160 000 DM bei Zigarren, feingeschnittenem 
Rauchtabak (Feinschnitt) und anderem 
Rauchtabak als Feinschnitt (Pfeifentabak), 
aber bei Zigarren den Betrag von 120 000 
DM und bei anderem Rauchtabak als Fein- 
schnitt (Pfeifentabak) den Betrag von 35 000 
DM nicht übersteigen. Bei den unter Ziffer 2 
genannten Betrieben darf der Im Vierteljahr 
für erstattungsfähige Erzeugnisse gezahlte 
Steuerwert den Betrag von 120 000 DM bei 
Zigarren, von 100 000 DM bei feingeschnit- 
tenem Rauchtabak (Feinschnitt) und von 
40 000 DM bei anderem Rauchtabak als Fein- 
schnitt (Pfeifentabak) nicht übersteigen. Bei 
den unter Ziffer 3 a genannten Betrieben 
darf der im Vierteljahr für erstattungsfähige 
Erzeugnisse gezahlte Steuerwert den Betrag 
von 220 000 DM bei feingeschnittenem 
Rauchtabak und von 30 000 DM bei ande- 
rem Rauchtabak als Feinschnitt, bei den 
unter Ziffer 3 b genannten Betrieben den 
Betrag von 80 000 DM bei anderem Rauch- 
tabak als Feinschnitt und von 75 000 DM 


schnitt) und anderen Rauch- 
tabak als Feinschnitt (Pfei- 
fentabak) hersteilen, den 
Betrag von 290 000 DM, 

b) die Zigarren und feinge- 
schnittenen Rauchtabak 
(Feinschnitt) herstellen, 

den Betrag von 350 000 DM, 

c) die Zigarren und anderen 
Rauchtabak (Feinschnitt) 
hersteilen, den Betrag von 240 000 DM, 

2. bei Betrieben, die feingesdinittenen Rauch- 
tabak (Feinschnitt) und anderen Rauch- 
tabak als Feinschnitt (Pfeifentabak) her- 
stellen, 

a) wenn der für Feinschnitt 
gezahlte Steuerwert den 
für Pfeifentabak über- 
steigt, den Betrag von 250 000 DM, 

b) wenn der für Pfeifentabak 
gezahlte Steuerwert den 
für Feinschnitt über- 
steigt, den Betrag von 170 000 DM 

nicht übersteigt. 

Dabei darf der im Vierteljahr für erstattungs- 
fähige Erzeugnisse gezahlte Steuerwert bei 
den unter Ziffer 1 a) genannten Betrieben 
den Betrag von zusammen 270 000 DM, bei 
den unter Ziffer 1 b) genannten Betrieben 
den Betrag von zusammen 330 000 DM und 
bei den unter Ziffer 1 c) genannten Betrieben 
den Betrag von zusammen 220 000 DM nicht 
übersteigen. Übersteigt in den Fällen der Zif- 
fern 1 a) bis 1 c) bei einem oder mehreren 
erstattungsfähigen Erzeugnissen der im Vier- 
teljahr gezahlte Steuerwert 90 v. H. der 
Steuerwertgrenzen des § 84 Ziff. 1, 3 und 4, 
so fällt für diese Erzeugnisse die Steuer- 
erleichterung weg. Sic fällt für alle 
Erzeugnisse des Herstellungsbetriebes weg, 
auch wenn die Steuerwertgrenzen der 
Ziffern 1 a) bis 1 c) nicht überschritten 
sind, sofern bei einem der erstattungs- 
fähigen Erzeugnisse die Steuerwertgrenzen 
des § 84 um mehr als 25 v. H. überschritten 
werden. Bei den unter Ziffer 2 a) genannten 
Betrieben darf der im Vierteljahr für Fein- 
schnitt und Pfeifentabak gezahlte Steuerwert 
den Betrag von zusammen 230 000 DM und 
bei den unter Ziffer 2 b) genannten Betrieben 
den Betrag von zusammen 150 000 DM nicht 
übersteigen. Übersteigt im Falle der Ziffer 2 b) 
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bei feingeschnittenem Rauchtabak nicht 
übersteigen. 


(2) Der Betrag der Steuererleichterung Ist 
nach oben durch die Summe begrenzt, die 
sich aus dem Höchstbetrag für eine Gattung 
und aus dem halben Höchstbetrag für eine 
andere Gattung nach § 82 ergibt. Diese 
Summe ist für jeden Betrieb besonders zu 
bilden und zwar aus dem Höchstbetrag für 
die Gattung, für die der Hersteller in dem 
Vierteljahr den größten Steuerwert gezahlt 
hat, und aus dem halben Höchstbetrag für 
die Gattung, für die er den nächstniederen 
Betrag an Steuerwert entrichtet hat. Sind die 
gezahlten Steuerwerte gleich hoch, so ent- 
scheidet für die Bildung der Summe der 
höhere Kleinverkaufswert der einzelnen Gat- 
tung, für die die Steuerwertbeträge gezahlt 
worden sind. 

§ 86 

Hat Im Vierteljahr ein Hersteller Tabak- 
erzeugnisse unversteuert an einen anderen 
Hersteller geliefert, so wird der Steuerwert 
der gelieferten Erzeugnisse, der sich nach den 
dem Empfänger In Rechnung gestellten 
Warenpreisen errechnet, dem vom Versen- 
der gezahlten Steuerwert bei der Ermittlung 
der Steuerwertgrenzen der §§ 83 bis 85 zu- 
gerechnet. 


§ 87 

Die Zollstelle hat den Betrag der Steuer- 
erleichterung, der sich aus den §§ 80 bis 86 
ergibt, nach Ablauf jedes Vierteljahres in 
einem besonderen Bescheid festzusetzen und 
dem Hersteller zu erstatten. Im Falle des 
§ 80 Abs. 2 ist der Betrag der Steuer- 
erleichterung dem Betrieb zu erstatten, 
der den hödisten Steuerwert gezahlt hat. 

§ 88 

Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung 

1. die Staffeln in den §§ 82 bis 84 sowie die 

V omhundertsätze und Steuerwertbeträge 
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bei Pfeifentabak der im Vierteljahr gezahlte 
Steuerwert die Steuerwertgrenze des § 84, 
so fällt für dieses Erzeugnis die Steuererleich- 
terung weg. 

(3) Der Betrag der Steuererleichterung ist 
in den Fällen des Absatzes 2 nach oben 
durdi die Summe begrenzt, die sldi aus dem 
Höchstbetrag für eine Gattung und aus drei 
Vierteln des Höchstbetrages für eine andere 
Gattung nach § 82 ergibt. Diese Summe ist 
für jeden Betrieb besonders zu bilden und 
zwar aus dem Höchstbetrag für die Gattung, 
für die der Hersteller in dem Vierteljahr den 
größten Steuerwert gezahlt hat, und aus drei 
Vierteln des Höchstbetrages für die Gattung, 
für die er den nächstniederen Betrag an 
Steuerwert entrichtet hat. Sind die gezahlten 
Steuerwerte gleich hoch, so entscheidet der 
für die Bildung der Summe der höhere Klein- 
verkaufswert der einzelnen Gattung, für die 
die Steuerwertbeträge gezahlt worden sind. 

§ 86 

Hat im Vierteljahr ein Hersteller Tabak- 
erzeugnisse unversteuert geliefert, unversteu- 
ert ausgeführt oder in ein Zollager verbracht, 
so wird der Steuerwert dieser Erzeugnisse, 
der sich nach den dem Empfänger in Rech- 
nung gestellten Warenpreisen errechnet, dem 
vom Versender gezahlten Steuerwert bei der 
Ermittlung der Steuerwertgrenzen der §§ 83 
bis 85 zugerechnet. Entsprechendes gilt für 
Hersteller von Zigarettenhüllen mit der Maß- 
gabe, daß dem vom Versender gezahlten 
Steuerwert der Steuerbetrag zuzurechnen ist, 
der sich aus der Stückzahl der Zigaretten- 
hüllen ergibt. 

§ 87 

unverändert 


§ 88 

Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung 

1. In den §§ 82 bis 85 die Vomhundertsätze 
und Steuerwertbeträge, wenn sie den wirt- 
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in den §§ 82 bis 85 zur Anpassung an die 
Entwicklung der wirtschaftlichen Verhält- 
nisse im Tabakgewerbe zu ändern, soweit 
dies der Erhaltung lebensfähiger mittel- 
ständischer Betriebe entspricht; er kann 
dabei die Vomhundertsätze und Steuer- 
wertbeträge um höchstens 25 vom Hun- 
dert erhöhen oder senken, 

2. weitere Bestimmungen über das Verfahren 
zur Durchführung der §§ 80 bis 87 zu er- 
lassen, 

ABSCHNITT IV 
Übcrwachungsvorschrlften 

1. Steucraufsicht 
S 89 

(1) Der Steueraufsicht unterliegen 

1. Hersteller von Tabakwaren (§ 5 Abs. 3), 

2. Tabakwarenhändler und Rohtabakhänd- 
ler (§§ 24 und 27), 

3. Tabakpflanzer {% 53), 

4. Tabakkleinpflanzer (§ 68), 

5. Inhaber von Betrieben, denen eine Geneh- 
migung nadi § 74 erteilt ist, 

6. Personen und Unternehmen, die Maschinen 
zur Herstellung von Tabakwaren herstcl- 
len, erwerben, besitzen oder verwahren. 

(2) Die In Absatz 1 ZIff. 1 bis 5 ge- 
nannten Personen und Unternehmen haben 
Ihren Betrieb oder den Tabakanbau, die in 
Absatz 1 Ziff. 6 genannten Personen und 
Unternehmen die Herstellung, den Erwerb, 
den Besitz, die Verwahrung sowie die Ver- 
änderung des Standortes einer Maschine bei 
der Zollstelle anzumelden. Der Bundesmini- 
ster der Finanzen erläßt die Durchführungs- 
vorschriften durch Rechtsverordnung. 


2. Betriebsleiter 
§ 90 

(1) Die Bestellung eines Betriebsleiters zur 
Erfüllung der steuerlichen Verpflichtungen 
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schaftlichen Verhältnissen nidit mehr ent- 
sprechen, um höchstens 25 vom Hundert zu 
erhöhen oder zu senken, 


2. weitere Bestimmungen über das Verfahren 
zur Durchführung der §§ 80 bis 87 zu er- 
lassen. 

ABSCHNITT IV 
Überwachungsvorschriften 
1. Steueraufsicht 
§ 89 

(1) Der Steucraufsicht unterliegen 

1. Hersteller von Tabakwaren (§ 5 Abs. 3), 

2. Tabakwarenhändler und Rohtabakhänd- 
1er (§§ 24 und 27), 

2a. Inhaber von Steuerlagern (§ 34 a), 

3. Tabakpflanzer (§ 53), 

4. Tabakkleinpflanzer (§ 68), 

5. Inhaber von Betrieben, denen eine Geneh- 
migung nach § 74 erteilt ist, 

6. Personen und Unternehmen, die Maschinen 
zur Herstellung von Tabakwaren herstel- 
len, erwerben, besitzen oder verwahren. 

(2) Die in Absatz 1 Ziff. 1 bis 5 ge- 
nannten Personen und Unternehmen haben 
ihren Betrieb oder den Tabakanbau, die in 
Absatz 1 Ziff. 6 genannten Personen und 
Unternehmen die Herstellung, den Erwerb, 
den Besitz, die Verwahrung sowie die Ver- 
änderung des Standortes einer Maschine bei 
der Zollstelle anzumelden. 


(3) Der Bundesminister der Finanzen er- 
läßt zu den Absätzen 1 und 2 die Durch- 
führungsvorschriften durch Rechtsverord- 
nung. 

2. Betriebsleiter 
§ 90 

(1) unverändert 
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des Betriebsinhabers (§ 190 Reidisabgaben- 
Ordnung) wird erst wirksam, nachdem das 
Hauptzollamt zugestimmt hat. 

(2) Ein Betriebsleiter zur Erfüllung der 
dem Betriebsinhaber obliegenden Verpflich- 
tungen Ist auch dann zu bestellen, wenn der 
Betriebsinhaber den Betrieb nicht vollständig 
selbst leitet. Ein Betriebsleiter kann auch nur 
für bestimmte Aufgaben, z. B. für die Füh- 
rung der Betriebsbücher, bestellt werden. 

3. Durchsuchung 
§ 91 

Wenn hinreichender Verdacht besteht, daß 
Steuern der In § 1 aufgeführten Art hinter- 
zogen worden sind, ist die Durchsuchung 
von Betrieben und Räumen, die der Steuer- 
aufsicht unterliegen, sowie von anderen Räu- 
men zulässig (§ 437 Reichsabgabenordnung), 
soweit es sich nicht um Wohnungen handelt. 
Das Recht zur Nachschau (§ 193 Reichsab- 
gabenordnung) bleibt unberührt. 
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(2) Ein Betriebsleiter zur Erfüllung der 
dem Betriebsinhaber obliegenden Verpflich- 
tungen ist auch dann zu bestellen, wenn der 
Betriebsinhaber den Betrieb nicht vollständig 
selbst leitet. Ein Betriebsleiter kann auch für 
bestimmte Aufgaben, z. B. für die Führung 
der Betriebsbücher, bestellt werden. 

3. Durchsuchung 
§ 91 

unverändert 


ABSCHNITT V 
Besondere Strafvorsdiriften 

1. Unbefugter Verkehr mit 
Steuerzeichen 

§ 92 

Wer unbefugt Steuerzeichen sich verschafft, 
fellhält oder in Verkehr bringt, wird mit 
Geldstrafe bestraft. Der Höchstbetrag der 
Geldstrafe ist unbeschränkt. Neben der Geld- 
strafe kann auf Gefängnis bis zu zwei Jahren 
erkannt werden. Die Steuerzeichen sind ein- 
zuziehen. 

2. Zuwiderhandlungen 
gegen § 28 

§ 93 

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig dem 
Verbot des Verkaufs von Tabakerzeugnissen 
unter Steuerzeichenpreis (§ 28) zuwiderhan- 
delt, wird mit Geldstrafe oder Gefängnis bis 
zu zwei Jahren bestraft. 


ABSCHNITT V 

Besondere Strafvorsdiriften 

1. Unbefugter Verkehr mit 
Steuerzeichen 

§ 92 

unverändert 


2. Zuwiderhandlungen 
gegen § 28 

§ 93 

unverändert 
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(2) Die Strafverfolgung verjährt in fünf 
Jahren. Im übrigen gelten die §§ 416, 417 
und 419 Abs. 2 Reichsabgabenordnung 
entsprechend. Für das Strafverfahren gelten 
die Vorschriften des Zweiten Abschnitts des 
Dritten Teils der Reichsabgabenordnung. 


3. Z u w i d c r h a n d 1 u n g e n gegen 
die§§41, 43und44 

3. Zuwiderhandlungen gegen 
die §§ 4 1 , 43 und 44 

§ 94 

§ 94 

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig andere 
als die zugelassenen Tabakersatzstoffe bei der 
Herstellung von Tabakerzeugnissen oder 
tabakähnlichen Waren verwendet oder den 
Vorschriften der §§ 43 und 44 zuwiderhan- 
delt, wird, soweit nicht nach anderen Ge- 
setzen eine schwerere Strafe verwirkt ist, mit 
Geldstrafe bestraft. 

unverändert 

(2) Neben der Geldstrafe kann auf Ein- 
ziehung der Tabakerzeugnisse und der 
tabakähnlichen Waren erkannt werden. 

§ 401 Abs. 2, § 414 und § 415 Abs. 1 Reichs- 
abgabenordnung sind anzuwenden. 


(3) Für die im Absatz 1 bezeichneten Zu- 
widerhandlungen gelten die §§ 416 und 417 
Reichsabgabenordnung entsprechend. 


(4) Die Strafverfolgung von Zuwiderhand- 
lungen im Sinne des Absatzes 1 verjährt in 
fünf Jahren; § 419 Abs. 2 Reichsabgaben- 
ordnung ist anzuwenden. Für das Strafver- 
fahren gelten die Vorschriften des Zweiten 
Abschnitts des Dritten Teils der Reichs- 
abgabenordnung. 


ABSCHNITT VI 

ABSCHNITT VI 

Allgemeine Verwaltungsvorschriften 

Begriffsbestimmungen 

§ 95 

§ 95 

Der Bundesminister der Finanzen ist er- 
mächtigt, zur Durchführung des Tabaksteuer- 
gesetzes allgemeine Verwaltungs Vorschriften 
zu erlassen. 

Der Bundesminister der Finanzen ist er- 
mächtigt, durdi Rechtsverordnung die Merk- 
male für die folgenden Begriffe des Gesetzes 
im einzelnen zu umschreiben: 


l.für Rohtabak (§ 46), die verschiedenen 
Tabakerzeugnisse (§ 3) und Zigarettenpa- 
pier (Teil I Abschnitt IV); 


2. für Herstellung von Tabakerzeugnissen 
und Herstellungsbetrieb (§ 5 Abs. 1 und 2). 
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ABSCHNITT VII 

Begriffsbestimmungen und Durchführungs- 
vorschriften 

§ 96 

Der Bundesmlnister der Finanzen ist er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung 

1. die Begriffe des Gesetzes im einzelnen zu 
umschreiben, 

2. die zur Sicherung des Steueraufkommens 
erforderlichen Vorschriften zu erlassen, 

3. steuerstatistische Anschreibungen für Bun- 
deszwecke anzuordnen. 


FÜNFTER TEIL 


Übergangs- und Schluß Vorschriften 

§ 97 

(1) Zur Erleichterung des Überganges von 
der bisherigen Zahlungsweise auf die Rege- 
lung des § 12 sind die fälligen Beträge in 
den ersten fünf Monaten nach Inkrafttreten 
des Gesetzes an folgenden Tagen zu ent- 
richten: 

im ersten Monat am 15. und 30., 
im zweiten und dritten Monat am 14. und 29., 
im vierten und fünften Monat am 13. und 28.. 

(2) Wenn im ersten Monat der 30. oder im 
zweiten und dritten Monat der 29. auf einen 
Sonntag fällt oder als Kalendertag fehlt, tritt 
an seine Stelle der vorhergehende Werktag. 

S 98 

(1) Von den Tabaksteuerbeträgen, für die 
in der Zeit vom 31. Oktober 1951 bis 
30. Juni 1952 fortlaufender allgemeiner Voll- 
streckungsaufschub gewährt worden ist, 
haben die Steuerschuldner, die nach den bis- 
herigen Bestimmungen keine Steuererleich- 
terung erhielten, zu zahlen 

1. die Steuerbeträge für Zigaretten in Höhe 

von 60 vom Hundert, 
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ABSCHNITT VII 
Allgemeine Verwaltungs vor Schriften 

§ 96 

Der Bundesminister der Finanzen ist er- 
mächtigt, zur Durchführung des Tabaksteuer- 
gesetzes allgemeine Verwaltungsvorschriftcn 
zu erlassen. 


FÜNFTER TEIL 


Übergangs- und Schlußvorschriften 
§ 97 

unverändert 


§ 98 

(1) Von den Tabaksteuerbeträgen, für die 
seit dem 31. Oktober 1951 fortlaufender all- 
gemeiner Vollstreckungsaufschub gewährt 
worden ist, werden zinslos gestundet und 
nach Maßgabe des Absatzes 6 erlassen 


1, die seit dem 31. Oktober 1951 angeschrie- 
benen Beträge, die von Herstellern von 
Kautabak und von Schnupftabak geschul- 
det werden, 
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2. die Steuerbeträge für Zigarren und für 
Rauchtabak in Höhe von 50 vom Hun- 
dert. 

(2) Steuerschuldner, die Steuererleichterung 
nach § 75 c des bisherigen Tabaksteuerge- 
setzes erhielten, haben von den nach dem 
Absatz 1 Ziff. 1 und 2 geforderten Beträ- 
gen die Hälfte zu zahlen. 
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2. die seit dem 31. Oktober 1951 angcschrlc- 
benen Beträge, soweit sie 

a) von Herstellern von Zi- 

garren für einen Steuer- 
wert bis zu 150 000 DM, 

b) von Herstellern von Zi- 
garetten für einen 
Steuerwert bis zu 5 000 000 DM, 

c) von Herstellern von 

Feinschnitt für einen 
Steuerwert bis zu 500 000 DM, 

d) von Herstellern von 

Pfeifentabak für einen 
Stcuerwert bis zu 150 000 DM 

im Vierteljahr geschuldet 

werden, 

3. alle Beträge, die nach dem 31. März 1953 
angeschrieben und geschuldet werden, 

(2) Übersteigt im Vierteljahr der Stcuer- 
wert die Steuerwertbeträge des Absatzes 1 
Ziff. 2, so haben von den Beträgen, die für 
die Mehrbeträge an Steuerwert im Vierteljahr 
aufgeschoben worden sind, zu zahlen 

1. Hersteller von Zigarren 

a) bis zu weiteren 500 000 DM 

des Steuerwertes 20 v. H., 

b) bis zu weiteren 500 000 DM 

des Stcuerwertes 40 v. H., 

c) für den Stcuerwert darüber 

hinaus 60 v. H., 

2. Hersteller von Zigaretten 

a) bis zu weiteren 5 000 000 DM 

des Stcuerwertes 50 v, H., 

b) für den Stcuerwert darüber 

hinaus 85 v. H., 

3. Hersteller von Feinsdinitt 

a) bis zu weiteren 500 000 DM 

des Stcuerwertes 20 v. H., 

b) bis zu weiteren 1 500 000 DM 

des Stcuerwertes 25 v. H., 

c) bis zu weiteren 3 000 000 DM 

des Steuerwertes 30 v. H,, 

d) bis zu weiteren 3 000 000 DM 

des Steuerwertes 40 v. H., 

e) bis zu weiteren 6 000 000 DM 

des Stcuerwertes 50 v. H., 

f) bis zu weiteren 7 500 000 DM 

des Steuerwertes 60 v. H., 
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g) bis zu weiteren 7 500 000 DM 

des Steuerwertes 70 v. H., 

h) für den Steuerwert 

darüber hinaus 85 v. H., 


(3) Alle übrigen Steuerbeträge einschließ- 
lich der nach dem 30. Juni 1952 aufgescho- 
benen Beträge werden erlassen. 


(4) Die Zahlungen nach den Absätzen 1 
und 2 sind vom 1. des vierten auf das In- 
krafttreten dieses Gesetzes folgenden Monats 
ab in 24 gleichen Monatsraten zu leisten. 


4. Hersteller von Pfeifentabak 

a) bis zu weiteren 100 000 DM 

des Steuerwertes 20 v. H., 

b) bis zu weiteren 100 000 DM 

des Steuerwertes 25 v. H., 

c) bis zu weiteren 200 000 DM 

des Steuerwertes 35 v. H., 

d) bis zu weiteren 400 000 DM 

des Steuerwertes 50 v. H., 

c) bis zu weiteren 800 000 DM 

des Steuerwertes 65 v. H., 

f) für den Steuerwert darüber 

hinaus 80v. H.t 

Im übrigen werden die Beträge zinslos ge- 
stundet und nach Maßgabe des Absatzes 6 
erlassen. 

(3) Wenn mehrere Betriebe am 1, Januar 
1953 ganz oder zu mehr als 60 v. H. für 
Rechnung einer und derselben Person oder 
Gesellschaft geführt werden, so werden den 
mehreren Betrieben zusammen die Freibeträge 
des Absatzes 1 für jede Gattung von Tabak- 
erzeugnissen nur einmal gewährt. Das gilt 
auch, wenn ein Gesellschafter oder mehrere 
Gesellschafter zusammen an mehreren Betrie- 
ben je zu mehr als 60 v. H. beteiligt sind. Der 
Freibetrag wird In diesen Fällen auf die betei- 
ligten Betriebe zu gleichen Teilen auf geteilt. 

(4) Der Freibetrag des Absatzes 1 wird in 
voller Höhe nur gewährt, wenn der Hersteller 
für das ganze Vierteljahr Vollstreckungsauf- 
schub beansprudit hat. Ist der Vollstreckungs- 
aufschub nur für Teile eines Vierteljahres be- 
ansprucht worden, so verringert sich die Frei- 
grenze entsprechend. Im gleichen Umfange 
verringern sich auch die Wertbeträge der Staf- 
feln des Absatzes 2. 

(5) Die Zahlungen nach Absatz 2 sind vom 
1. des vierten auf das Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes folgenden Monats ab während eines 
Zeitraumes von 5 Jahren in gleichen Monats- 
raten zu leisten. Die Zahlungen rechnen nicht 
zu dem gezahlten Steuerwert im Sinne der 
§§ 82 bis 85. 

(6) Beträge, die nach den Absätzen 1 und 2 
mit der Aussicht auf Erlaß gestundet sind. 
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S 99 

Der Inhaber eines Steuerlagers für Zigar- 
ren hat sein Lager innerhalb eines Jahres nach 
Inkrafttreten des Gesetzes zu räumen. Für 
die Zeit der Abwicklung gelten die bisherigen 
Vorschriften mit der Maßgabe, daß unver- 
steuerte Zigarren nicht mehr auf das Steuer- 
lager verbracht werden dürfen. 

5 100 

Der Hersteller von Zigaretten hat den Roh- 
tabak, den er bis zum Inkrafttreten des Ge- 
setzes in seinen Betrieb eingebracht hat, noch 
nach den bisherigen Vorschriften zur Tabak- 
materialsteuer anzumelden und zu ver- 
steuern. 
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werden in Höhe von 20 v. H. jeweils zu Be- 
ginn eines Kalenderjahres, erstmalig zu Be- 
ginn des Kalenderjahres 1954, erlassen. Diese 
Beträge können vom Bundesminister der Fi- 
nanzen oder der von ihm ermächtigten Stelle 
ganz oder teilweise bereits im Kalenderjahr 
1953 erlassen werden, wenn ein dringendes 
Bedürfnis vorliegt und der Hersteller es be- 
antragt. 

§ 99 
entfällt 


§ 100 

(1) Der Hersteller von Zigaretten hat den 
Rohtabak, den er bis zum Inkrafttreten des 
Gesetzes in seinen Betrieb eingebracht hat, 
noch nach den bisherigen Vorschriften zur 
Tabakmaterialsteuer anzumelden und zu ver- 
steuern. Die Beträge, die nach dem Inkrafttre- 
ten des Gesetzes fällig werden, werden für je- 
den Hersteller zu einer Summe zusammen- 
gefaßt. Die Schuldsumme ist in 24 gleichen 
Teilbeträgen, jeweils am Fünften eines Mo- 
nats, zu entrichten. Die Abzahlung beginnt im 
dritten Monat, der auf das Inkrafttreten des 
Gesetzes folgt. Von der Schuldsumme sind die 
Beträge abzusetzen, die auf Grund von § 103 
vergütet werden. 

(2) Die Zahlungsvergünstigung des Absatzes 
1 Sätze 2 bis 4 gilt nicht für Hersteller von 
Zigaretten, die nach § 100 a des Gesetzes die 
verlängerte Zahlungsfrist für entnommene 
Steuerzeichen gegen Sicherheitsleistung in An- 
spruch nehmen. 

§ 100 a 

(1) Hersteller von Zigaretten erhalten ab- 
weichend von § 12 auf Antrag eine um 
12 Tage verlängerte Zahlungsfrist, wenn sie 
in Höhe von zwei Siebenteln für die ent- 
nommenen Steuerzeichen Sicherheit leisten. 
Die Vorschrift des § 101 Reichsabgabenord- 
nung bleibt unberührt. 

(2) Diese Vorschrift ist auf 5 Jahre und 
3 Monate befristet. 
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§ 101 

Bei der Herstellung von Zigarren ist ab- 
weichend von § 44 die steuerfreie Verwen- 
dung von Kunstumblatt nach den bisherigen 
Verwaltungsvorschriften des früheren Reichs- 
ministers der Finanzen weiterhin zugelassen. 
Der Bundesminister der Finanzen ist ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung die Verwen- 
dung von Kunstumblatt zu untersagen. 


§ 102 

Soweit auf Grund von § 3 Abs. 4 des 
Gesetzes über steuerliche Behandlung von 
Tabakerzeugnissen besonderer Eigenart vom 
21. Juli 1951 (Bundesgesetzbl. I S.469) Rauch- 
tabakherstellern gestattet worden ist, bei 
Pfeifentabak der drei untersten Preisklassen 
einen Teil der Tabakrippen durch andere 
Tabake zu ersetzen, gelten die Genehmigun- 
gen bis zum Auf brauch der Tabakmengen 
weiter, für die die Begünstigung ausgespro- 
chen worden ist. 

§ 103 

Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, 

1. für versteuerte Tabakerzeugnisse, die sich 
beim Inkrafttreten des Gesetzes im Handel 
befinden, 

2. für Tabaksteuerzeichen, die beim Inkraft- 
treten des Gesetzes in Herstellungsbetrie- 
ben und In Steuerlagern für Zigarren noch 
nicht verwandt worden sind oder an 
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(3) Der Bundesminister der Finanzen ist 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung den 
Übergangs von der verlängerten Zahlungs- 
frist zur Zahlungsfrist des § 12 zu regeln. Er 
kann die Zahlungsfrist des Absatzes 1 bereits 
mit Wirkung vom Beginn des fünften auf das 
Inkrafttreten des Gesetzes folgenden Jahres 
verkürzen. 

§ 101 

Bei der Herstellung von Zigarren ist ab- 
weichend von den §§ 41, 43 und 44 die 
steuerfreie Verwendung von Kunstumblatt 
nach näherer Bestimmung des Bundesmini- 
sters der Finanzen weiter zugelassen. Die 
Verwendung ist auf den Fachungen deutlich 
kenntlidi zu machen durch die Worte «her- 
gestellt unter Verwendung von Kunst- 
umblatt“. Die S§ 11, 13 bis 15 und 18 des 
Lebensmittelgesetzes In der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 17. Januar 1936 (Reichs- 
gesetzbl- IS. 17) und der Verordnung zur 
Änderung des Lcbensmittelgesetzes vom 
14. August 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 488) 
finden Anwendung. Der Bundesminister der 
Finanzen ist ermächtigt, durch Rechtsverord- 
nung die Verwendung von Kunstumblatt zu 
untersagen. 

§ 102 

unverändert 


S 103 

Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, 

1. für versteuerte Tabakerzeugnisse, die sich 
beim Inkrafttreten des Gesetzes im Flandel 
oder auf dem Wege dahin befinden, 

2. für Tabaksteuerzeichen, die beim Inkraft- 
treten des Gesetzes in Herstellungsbetrie- 
ben und In Steuerlagern für Zigarren noch 
nicht verwandt worden sind oder an 
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Packungen von Tabakerzeugmsscn sich be- 
finden, für die die Steuerschuld noch nicht 
entstanden ist, 

3. für Zigarettenrohtabak sowie für Zigaret- 
ten, die sich beim Inkrafttreten des Ge- 
setzes noch im Herstellungsbetrieb be- 
finden, 

als Übergangsregelung durch Rechtsverord- 
nung die Unterschiedsbeträge an Tabak- 
steuer, die sich aus der Senkung der Klein- 
verkaufspreise und der Steuersätze des § 3 
Abs. 1 Tabaksteuergesetz vom 4. April 
1939 in der beim Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes gültigen Fassung und aus dem Wegfall 
der Tabakmaterialsteuer ergeben, ganz oder 
teilweise zu vergüten und das Verfahren hier- 
für zu bestimmen. Er kann dabei die Anwen- 
dung der Vorschriften der §§ 3, 8 und 28 
ausschließen oder beschränken. Die Vergü- 
tung wird nur gewährt, wenn sie im Einzel- 
falle mindestens 5 DM beträgt. Die Ver- 
gütungsbeträge sind auf volle Deutsche Mark 
nach unten abzurunden. 
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Packungen von Tabakerzeugnissen sich be- 
finden, für die die Steuerschuld noch nicht 
entstanden ist, 

3. für Zigarettenrohtabak sowie für Zigaret- 
ten, die sich beim Inkrafttreten des Ge- 
setzes noch im Herstellungsbetrieb be- 
finden, 

als Übergangsregelung durch Rechtsverord- 
nung die Unterschiedsbeträge an Tabak- 
steuer, die sich aus der Senkung der Klein- 
verkaufspreise und der Steuersätze des § 3 
Abs. 1 Tabaksteuergesetz vom 4. April 
1939 in der beim Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes gültigen Fassung oder aus der Senkung 
eines von beiden und aus dem Wegfall der 
Tabakmaterialsteuer ergeben, ganz oder teil- 
weise zu vergüten und das Verfahren hier- 
für zu bestimmen. Er kann dabei die Anwen- 
dung der Vorschriften der §§ 3, 8 und 28 
ausschließen oder beschränken sowie die Ver- 
gütung in Pauschbeträgen festsetzen, wobei 
die Steuerunterschiedsbeträge geringfügig 
überschritten werden dürfen. Die Vergütung 
wird nur gewährt, wenn sie im Einzelfalle 
mindestens 5 DM beträgt. Die Vergütungs- 
beträge sind auf volle I)eutsche Mark nach 
unten abzurunden. 

§ 103 a 

(1) Hersteller von Zigaretten und Rauch- 
tabak können Steuerzeichen zu den Steuer- 
werten des § 3 bereits zwei Wochen vor dem 
Inkrafttreten des § 3 bei ihrer Zollstelle ent- 
nehmen. Die mit diesen Steuerzeichen ver- 
sehenen Packungen dürfen erst nach dem 
Inkrafttreten des Gesetzes aus dem Herstel- 
lungsbetrieb entfernt werden. Für die Zah- 
lungsbefristung (§ 12) gilt in diesen Fällen 
der Tag des Inkrafttretens des Gesetzes als 
Tag der Entnahme der Steuerzeichen. Her- 
steller von Tabakerzeugnissen, denen eine 
Zahlungsbefristung nicht eingeräumt wird, 
haben den Gegenwert der Steuerzeichen am 
Tage des Inkrafttretens des Gesetzes zu ent- 
richten. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung 

1. zuzulassen, daß Hersteller bei Raumman- 
gel im Herstellungsbetrieb mit Steuer- 
zeichen versehene Tabak erzeugnisse nach 
Absatz 1, die vom Tage des Inkrafttretens 
des Gesetzes ab in den Verkehr gebracht 
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werden sollen, vor diesem Tage in beson- 
dere Läger verbringen, 

2. Bestimmungen über die Einriditung der 

Läger zu treffen, 

3. das anzuwendende Verfahren zu regeln. 

(3) Die besonderen Läger gelten als Teil 
des Herstellungsbetriebes. 

(4) Die Steuerschuld entsteht nach den bis- 
herigen Vorschriften unter Zugrundelegung 
der bisherigen Steuersätze und Kleinverkaufs- 
preise beim Verbringen der Tabakerzeug- 
nisse aus dem Herstellungsbetrieb in die be- 
sonderen Läger. Sie fällt weg mit der Auf- 
nahme in diese Läger. 

(5) Eine Steuerschuld nach Absatz 4 ent- 
steht auch dann, wenn Tabakerzeugnisse vor 
dem Inkrafttreten des Gesetzes aus den be- 
sonderen Lägern entfernt werden. Entspre- 
chendes gilt für Fehlmengen, die auf den be- 
sonderen Lägern entstehen. 

(6) Bei der Entfernung der Tabakerzeug- 
nisse aus den besonderen Lägern nach dem 
Inkrafttreten des Gesetzes entsteht die 
Steuerschuld nach den neuen Vorschriften. 

(7) Inkrafttreten des Gesetzes Im Sinne des 
§ 103 a ist der Zeitpunkt, der sich aus § 105 
Abs. 1 Satz 3 ergibt. 


§ 103 b 

Abweichend von § 3 Abs. 1 Abteilung C 
wird im Lande Berlin für feingeschnittenen 
Rauchtabak, zu dessen Herstellung nachweis- 
lich Tabakblätter inländischer Herkunft und 
Tabakrippen in- und ausländischer Herkunft 
in einer Mindestmengc von 50 v. H. der ver- 
arbeiteten Rohstoffe verwandt worden sind, 
eine Steuerklasse mit einem Kleinverkaufs- 
preis von 20 DM je Kilogramm und einem 
Steuerbetrag von 6,20 DM zugelassen. Der 
Absatz dieses Tabaks wird auf Berlin be- 
schränkt. Der Bimdesminister der Finanzen 
ist ermächtigt, diese Steuerklasse durch 
Rechtsverordnung aufzuheben, wenn ein Be- 
dürfnis nicht mehr besteht. 

§ 103 c 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des 
§12 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. 
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S 104 

(1) Vorschriften dieses Gesetzes, die eine 
Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsver- 
ordnungen oder zur Vornahme von Verwal- 
tungsakten enthalten, treten am Tage nach 
der Verkündung des Gesetzes in Kraft. Die 
§§ 68, 70 bis 72 treten am 1. Juli 1953, der 
§ 69 am 1. Juni 1953 in Kraft. Im übrigen 
tritt das Gesetz am Montag der fünften Ka- 
lenderwoche in Kraft, die auf den Tag der 
Verkündung des Gesetzes folgt. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
treten außer Kraft 

1. das Tabaksteuergesetz vom 4. April 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 721) in der Fassung des 
Gesetzes über die Senkung der Tabak- 
steuer für Zigarren vom 2. August 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 351), des Gesetzes zur 
Änderung des Tabaksteuergesetzes vom 
28. Juni 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 401) 
und des Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Tabaksteuergesetzes vom 7. August 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 489); 

2. das Gesetz über steuerliche Behandlung 
von Tabakerzeugnissen besonderer Eigen- 
art vom 21. Juli 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 469); 

3. das Gesetz über das Verbot des Verkaufs 
von Tabakerzeugnissen unter Steuerzei- 
chenpreis vom 21. September 1933 (Reichs- 
gcsetzbl. I S. 653) in der Fassung des Ge- 
setzes vom 15. August 1935 (Reichsgesetz- 
bl. I S. 1095). 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(2) Reditsverordnungen, die auf Grund 
der in diesem Gesetz enthaltenen Ermäch- 
tigungen erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes. 

S 104 

(1) Vorschriften dieses Gesetzes, die eine 
Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsverord- 
nungen oder zur Vornahme von Verwal- 
tungsakten enthalten, sowie 103 a treten 
am Tage nach der Verkündung des Gesetzes 
in Kraft. Die 68, 70 bis 72 treten am 
1. Juli 1953, der § 69 am 1. Juni 1953 in 
Kraft. Im übrigen tritt das Gesetz am Mon- 
tag der fünften Kalenderwoche in Kraft, die 
auf den Tag der Verkündung des Gesetzes 
folgt. 

(2) unverändert 
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